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Hagblatt
des

Großen Rates des Kantons Bern.

Kreisschreiben

an die

Mitglieder des Großen Rates.

Bern, den 5. April 1894.

Herr Großrat,

Der Unterzeichnete hat im Einverständnis mit dem

Regierungsrate den Zusammentritt des Großen Rates auf
Dienstag den 17. April 1894 festgesetzt. Sie werden
demnach eingeladen, sich am genannten Tage, nachmittags
2 Uhr, aus dem RathaUse in Bern einzufinden.

Die zur Behandlung kommenden Gegenstände sind
folgende:

Gesetzesentnckrfe

zur zweiten Beratung.
1. Gesetz über die Aufstellung von Alignementsplänen

und von baupolizeilichen Vorschriften durch die
Gemeinden. (Kommisstonspräsident: Herr Meyer, Viel.)

2. Gesetz über das Wirtschaftswesen und den Handel mit
geistigen Getränken. (Kommissionspräsident: Herr
Heller, Bern.)

Tagblatt de» Großen Rate». — Nnllvtin ân llranà (Zonssil.

Vortrage.
Der Direktion der Justiz.

Expropriationen.

Der Direktion der Polizei.
1. Naturalisationen.
2. Strafnachlaßgesuche.

Der Direktion der Finanzen.

Käufe und Verkäufe von Domänen.

Der Direktion der Sffentliche« Bante«.

Straßen- und andere Bauten.

Der Direktion der Forste«.

Waldkäufe und -Verkäufe.

Anzüge und Anfragen.

1. Anzug des Herrn Schwab vom 23. November 1893
betreffend Ausarbeitung eines Dekretes über die
Verwendung des Alkoholzehntels.

2. Anzug des Herrn Weber vom 1. Februar 1894 be¬

treffend Ermöglichung und Bildung landwirtschaftlicher

Schiedsgerichte.
3. Anzug des Herrn Müller (Langenthal) und Mithafte

vom 31. Januar 1894 betreffend Revision der
gesetzlichen Bestimmungen über Tierquälerei.

Wahlen.

Zwei Stimmenzähler des Großen Rates.

— 1SS4. 6S
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Für den ersten Tag werden die Vorträge der
Direktionen und die Motion des Herrn Dr. Schwab auf die

Tagesordnung gesetzt.

Hunziker, Husson, Jobin, Kaiser, Kloßner, Mägli, Marti
(Lyß), Mörat, Moser (Bern), Mouche, Potent, Rätz,
l)r. Reber, Sahli, Spring, Stämpfli (Bern), Steffen
(Madiswyl), Thönen, Wermeille, Ziegler.

Mit Hochschätzung!

Der Großrats-Präsident
K Wyß.

Erste Sitzung.

D»e„Lt,»r, »le„ 17 Dz?êîl 189Ä,

nachmittags 2 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Wyß.

Der Namensaufruf verzeigt 192 anwesende
Mitglieder. Abwesend sind 66, wovon mit Entschuldigung:
die Herren Chodat, v. Erlach (Gerzensee), Friedli,
V.Grünigen, Gugger, Häberli (Aarberg), Hauser (Gurnigel),
Krenger, Lenz, Moser (Herzogenbuchsee), Nägeli, Neiger,
Roth, Tschanen, Weber (Graswyl); ohne Entschuldigung
abwesend sind: die Herren v. Allmen, Arm, Belrichard,
Bircher, Bläuer, Boß. Bourquin, Brahier, Burrus,
Choquard, Clämenyon, Comment, Comte, Daucourt,
Elsäßer, Fahrny, Fleury, Frutiger, Gerber (Steffisburg),
Gerber (Unterlangenegg), Gouvernon, Grieb, Guenat,
Gygax (Bleienbach), Hauser (Weißenburg), Hennemann,
Henzelin, Hofer (Oberönz), Horn, Hostettler, Howald,

Präsident. Ich habe Ihnen die betrilbende^Mit-
teilung zu machen, daß wir seit der letzten Session nicht
weniger als 3 Kollegen durch den Tod verloren haben.
Es sind dies die Herren Renfer in Bözingen, Habegger
in Bern und Brunner in Bern. Herr Renfer hat dem

Großen Rate seit dem Jahre 1866 angehört, und es ist
Ihnen bekannt, daß er als Präsident des landwirtschaftlichen

Vereins Biel-Nidau-Büren und als Mitglied der
ökonomischen und gemeinnützigen Gesellschaft des Kantons
Bern auch hier im Rat jeden Anlaß benützt hat, um der

Landwirtschaft fördernd und helfend beizustehen. Herr
Habegger, obwohl er nicht in seinem Wahlkreis Sign au,
sondern in Bern wohnte, hat doch dem Großen Rate seit
dem Jahre 1882 angehört und dann das kaufmännische
Element gebührend vertreten. Herr Brnnner endlich hat
dem Rate seit dem Jahre 1866 ununterbrochen angehört
und in dieser langen Zeit unter vier malen das Ehrenamt

eines Präsidenten des Großen Rates bekleidet, zuerst
1867/68, sodann 1871/72, dann 1878/79 und zuletzt
1890/91. Die Stellung, die der verstorbene Herr Kollega
Brunner in unserem Rate eingenommen hat, war eine
so markante und sein Einfluß auf die demokratische
Gestaltung des Kantons Bern ein so bestimmender, daß ich
darüber keine weitern Worte machen will, indem Ihnen
das noch im allerbesten Angedenken sein muß. Und als
kurz nach der Annahme der neuen Verfassung Herr
Brunner im kleinen Kreis seiner Angehörigen sich einmal
äußerte: Jetzt habe ich einmal erreicht, wonach ich
gestrebt habe, so hat er in dem imposanten Mehr, mit
dem die neue Verfassung vom Bernervolke angenommen
wurde, für seine Arbeit und sein Wirken eine freudige
Bestätigung erhalten. Und Sie gestatten mir, daß ich
gerade als jüngeres Mitglied des Rates sage, daß ich

während der Zeit, da ich mit Herrn Brunner in
politische Berührung gekommen bin, als eine seiner
hervorragendsten Eigenschaften gefunden habe und dies
heute glaube erwähnen zu dürfen: eine Sachlichkeit, mit
der Herr Brunner für seine Ansichten und Ideen kämpfte,
wie man sie nicht so rasch wieder findet. Das Volk hat
gefühlt, daß Brunners Arbeit, wenn er auch in den

vordersten Reihen der Partei kämpfte, der er angehörte,
nicht dem Gewinn, nicht seiner Person, nicht allein seiner

Partei, sondern den idealen Glücksgütern des Volkes
gewidmet war. Ich glaube, darin liegt auch der Schlüssel
der großen Popularität, die Herr Brunner weit über die
Kreise seiner politischen Partei hinaus im ganzen Berner-
Volk genossen hat. Dem entsprechend waren auch die

Mittel, die er anwendete, um seinen Ideen Ausdruck zu
verschaffen. Für die Sache hat er gekämpft, sachlich ist
er auch dafür eingestanden. Und ich sage nicht zu viel,
wenn ich diese Worte der Freundschaft und Anerkennung
für die Thätigkeit Brunners schließe mit dem Worte:
Er war ein Beispiel in seinem Auftreten für jeden
Politiker, der ehrlich für das Wohlergehen seines Volkes
einstehen will.
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Meine Herren! Das Andenken der drei verstorbenen
Kollegen bleibe in Ehren, und zum Zeichen dessen ersuche
ich Sie, sich von Ihren Sitzen erheben zu wollen.
(Geschieht.)

Präsident. Da nun das neue Großratsreglement
in Kraft ist, so sind wir genötigt, zwei weitere Stimmenzähler

zu wählen. Für heute schlage ich Ihnen
provisorisch als solche vor die Herren Fueter und Boinah.
Die definitive Wahl nehme ich für morgen in Aussicht,
sofern Sie nicht vorziehen, die genannten beiden Herren
gerade für die ganze Session als provisorische Stimmenzähler

zu bezeichnen.

Schmid (Karl). Da die Session voraussichtlich nur
drei Tage dauern wird, so beantrage ich, es möchten die
Herren Fueter und Boinah gerade für die ganze Session
zu provisorischen Stimmenzählern ernannt werden.

Dem Antrag des Herrn Schmid wird stillschweigend
beigepflichtet. Die Herren Fueter und Boinah sind
somit für die ganze Dauer der Session als provisorische
Stimmenzähler gewählt.

il 1894.) 2S9

Fr. 306 Steigerungsrappen, so daß der ganze Kaufpreis
auf Fr. 15,606 zu stehen kommt. Die Grundsteuerschatzung
beträgt Fr. 13,950, so daß der Kaufpreis nicht unbedeutend
höher steht, als die Grundsteuerschatzung. Der Ertrag der

Kaufsumme wird um circa Fr. 100 höher sein, als der

bisherige Pachtzins. Beim Pfarrhaus wird noch ein

anständiger Umschwung verbleiben, wozu noch der Platz
kommt, auf dem gegenwärtig die Pfrundscheune steht.
Der Verkauf ist nach Ansicht aller Beamten und
Behörden, die sich damit zu befassen hatten, ein günstiger
und wird vom Regierungsrat zur Genehmigung
empfohlen.

Bühlmann, Berichterstatter der Staatswirtschafts-
kommission. Es handelt sich um den Verkauf eines

Pfrundgutes mit Scheune im Gesamtschatzungswert von
Fr. 13,950, während der Kaufpreis Fr. 15,606 beträgt.
Es ist dafür gesorgt, daß beim Pfarrhaus noch genügender
Umschwung verbleibt. Es wurden anfänglich Verhandlungen

gepflogen betreffend Uebernahme der ganzen Pfrund-
domäne durch die Gemeinde Schloßwyl. Dieselbe wollte
jedoch nicht darauf eintreten, beziehungsweise sie hat
Bedingungen gestellt, die der Staat nicht eingehen konnte.
Man war deshalb gezwungen, diesen Verkauf aus freier
Hand vorzunehmen. Die Staatswirtschaftskommission
beantragt Genehmigung des Kaufvertrags.

Genehmigt.

Tagesordnung:

Bereinigung der Traktandrnliste.

Dieselbe giebt zu keinen Bemerkungen Anlaß.

Verkauf der Munddomiiue Schloßwyl.

Der Regierungsrat beantragt, dem Vertrage, wonach
die entbehrlichen Bestandteile der Pfrunddomäne Schloßwyl

um die Summe von Fr. 15,606 (Grundsteuerschatzung
Fr. 13,950) veräußert werden, die Genehmigung zu
erteilen.

Scheurer, Finanzdirektor, Berichterstatter des

Regierungsrats. Es liegt ein Vertrag betreffend
Veräußerung der entbehrlichen Bestandteile der Pfrunddomäne
Schloßwyl vor. Es betrifft dies einen Teil der Hausmatte

mit einem Inhalt von 3 ba 38 a 33 m ^ und ferner
die Pfrundscheune ohne Grund und Boden, zum Abbruch,
mit einer Brandversicherungsschatzung von Fr. 6400. An
der Steigerung, welche stattfand, wurde auf beide Objekte
eine Summe von Fr. 15,300 geboten, nicht inbegriffen

Verkauf des ehemaligen Ohmgeldgelàdes i« Kourourt.

Regierungsrat und Staatswirtschaftskommission stellen
den Antrag, es sei die Regierung zu ermächtigen, die

Zollhausbesitzung in Boncourt der Eidgenossenschaft um
den Preis von wenigstens Fr. 30,000 zu verkaufen, vorbey

ältlich einer Vereinbarung bezüglich des Landjäger-
Postens.

S ch eurer, Finanzdirektor, Berichterstatter des

Regierungsrats. Das ehemalige Ohmgeldgebäude in Boncourt

wird gegenlvärtig vom eidgenössischen Zolldepartement

benützt und dient ferner als Landjägerwohnung.
In neuerer Zeit hat nun das Zolldepartement gewünscht,

an diesem Gebäude Veränderungen und Erweiterungen
vorzunehmen, um sich seinen Bedürfnissen entsprechend
einrichten zu können. Dabei hat es sich als zweckmäßig
herausgestellt, daß das Gebäude direkt in's Eigentum des

Bundes übergehe, damit er damit machen könne, was er

für nötig erachtet. Das gab Anlaß zu Kaufverhandlungen,

die insoweit zu einem Resultat geführt haben,
daß man sich über den Preis geeinigt hat. Die
Kaufsumme beträgt Fr. 30,000, das Gebäude ist für Fr. 19,400
brandversichert und die Grundsteuerschatzung der ganzen
Besitzung mit einigen Aren Umschwung beträgt Fr. 18,833.
Der Mehrerlös über die Grundsteuerschatzung hinaus wäre
also ein ziemlich bedeutender, zum Unterschied von andern
Ohmgeldgebäuden, welche man im Laufe der Jahre zu
veräußern in den Fall kam. Es präsentierte sich nun
aber noch eine andere Schwierigkeit, nämlich die Unter-
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bringung des Polizeipostens, der das Ohmgeldgebäude
verlassen müßte und der in dieser wichtigen Grenzstation
Boncourt ein absolutes Bedürfnis ist und nicht wohl auf
einem andern Platz untergebracht werden könnte als da,
wo sich dieses Ohmgeldgebäude befindet. In dieser
Beziehung muß nun mit dem Zolldepartement eine Vereinbarung

getroffen werden, sei es, daß es in einem Neubau,
den es ausführen will, dem Kanton Bern ein Logis für
den Polizeiposten einräumt oder dem Kanton von dem

vorhandenen Terrain so viel überläßt, ohne Reduktion
des Kaufpreises, daß darauf ein Landjägerposten erstellt
werden kann, der sich natürlich im Rahmen einer
bescheidenen Kostensumme bewegen müßte, damit der

Verkauf selber sich rechtfertigt und für die Finanzen des

Staates noch ein günstiger ist. Hierüber müssen nun
noch Verhandlungen gepflogen und ein definitives
Abkommen getroffen werden, was bis heute noch nicht
möglich war, weil ein Augenschein nötig ist, den man
is heute noch nicht abhalten konnte. Aber die Sache

ist insofern Pressant, als das Zolldepartement einen
bestimmten Vertrag zu haben wünscht, um schon vor
einer neuen Großratssession vorgehen zu können. In
dieser Lage ist nichts anderes zu machen, als was schon

oft geschehen ist, daß dem Regierungsrat die Ermächtigung
erteilt wird, den Kaufvertrag von sich aus abschließen

zu können. Der Regierungsrat stellt deshalb den Antrag,
er sei zu ermächtigen, „die Zollhausbesitzung in Boncourt
der Eidgenossenschaft um den Preis von wenigstens
Fr. 30,000 zu verkaufen und mit ihr die einzelnen
Bedingungen zu vereinbaren." Die Regierung wollte
ursprünglich beifügen: „mit Ausnahme eines genügenden
Bauplatzes für den Landjägerposten." Die
Staatswirtschaftskommission schlägt nun vor, zusagen: „vorbehältlich
einer Vereinbarung bezüglich des Landjägerpostens". Sie
will damit dem Regierungsrat noch weitern Spielraum
geben, und es ist derselbe mit dieser Erweiterung der
Kompetenz natürlich durchaus einverstanden.

Bühlmann, Berichterstatter der Staatswirtschaftskommission.

Der Staat besitzt in Boncourt noch ein
altes Zollgebäude im Grundsteuerschatzungswert von rund
Fr. 18,000, brandversichert für Fr. 19,400. Es sind nun
mit dem Bund Unterhandlungen gepflogen worden, der
das Gebäude als Zollgebäude verwendet. Die
Unterhandlungen haben zu einem Kaufsabschluß zum Preise
von Fr. 30,000 geführt, also ein sehr günstiger Vertrag.
Dabei hat sich aber nachträglich gezeigt, daß das Gebäude
notwendigerweise auch als Landjägerposten verwendet werden
muß, indem eine andere Lage des Landjägerpostens nicht
wohl möglich ist. Der Reglerungsrat verlangt deshalb
nicht definitive Genehmigung des abgeschlossenen
Kaufvertrages, sondern bloß die Ermächtigung zum definitiven
Abschluß desselben, sobald die Frage bezüglich des
Landjägerpostens definitiv regliert sein wird. Die Staats-
wirtschaftskommisfion ist damit einverstanden und hat
den Antrag der Regierung noch etwas weiter gefaßt,
weil sie von der Ueberzeugung ausgegangen ist, daß es

leicht möglich sein sollte, sich mit dem Bund dahin zu
verständigen, daß der Landjägerposten in dem Gebäude
selbst untergebracht werden könnte, da die Interessen von
Bund und Kanton die nämlichen sind. Wir haben
deshalb den Antrag der Regierung so gefaßt, daß sie volle
Freiheit hat, das Verhältnis so zu reglieren, wie sie es

für zweckmäßig erachtet. Ich empfehle Ihnen den Antrag

^ 1894.)

der Regierung und der Staatswirtschaftskommission zur
Annahme.

Angenommen.

Nachkreditdegehre« flr die MilitSrUrektio«.

Der Regierungsrat sucht um Bewilligung eines
Nachkredites von Fr. 2000 auf Rubrik IV 3, Bureaukosten
der Militärdirektion, nach.

Scheurer, Finanzdirektor, Berichterstatter des

Regierungsrats. Der Jahreskredit auf der Rubrik IV ^ 3,
Bureaukosten der Militärdirektion, beträgt Fr. 4500 und
mußte um Fr. 2000 überschritten werden. Die
Mehrausgabe rührt davon her, daß der letztjährige Truppen-
zusammenzug bedeutende Mehrkosten veranlaßte, so
namentlich für die vielen und gewöhnlich kostspieligen
Publikationen, ferner für Telegramme. Telephon n. Der
Regierungsrat hat gefunden, es sei die Ueberschreitung
des Kredits genügend begründet worden und empfiehlt
Ihnen den gewünschten Nachkredit zur Bewilligung.

Bewilligt.

Staààeitras an den Kmba» des K-rnhaases in Kern j« eine«

kantanalen Sewerdemnsenm.

Der Regiernngsrat beantragt, auf den Beschluß vom
29. Januar abhin zurückzukommen und denselben dahin
abzuändern, daß statt eines einmaligen Beitrages von
Fr. 60,000 an den Umbau des Kornhauses in Bern der
jährliche Beitrag an das kantonale Gewerbemuseum um
Fr. 2000, d. h. von Fr. 10,000 auf Fr. 12,000 erhöht
wird.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Am 29. Januar abhin haben Sie
beschlossen, es sei an den beabsichtigten Umbau des
Kornhauses in Bern, hauptsächlich zu Zwecken des kantonalen
Gewerbemuseums, der Gemeinde Bern ein Staatsbeitrag
von Fr. 60,000 an die auf Fr. 200,000 veranschlagten
Kosten zu verabfolgen. Wenn wir Ihnen dieses Geschäft
heute nochmals vorbringen, so müssen Sie nicht befürchten,

es handle sich nun etwa um eine Erhöhung dieses

Beitrages oder überhaupt um eine neue Belastung des

Staates zu der bereits beschlossenen, sondern es handelt
sich um eine Abänderung dieser Leistung, die in anderer
Form geleistet werden möchte. Es haben sich nämlich
bei den Unterhandlungen zwischen dem Einwohnergemeinderat

von Bern und der Burgergemeinde einige
Schwierigkeiten erhoben bezüglich der Verabfolgung einer
Summe von Fr. 60,000 seitens der Burgergemeinde,
nicht als ob letztere grundsätzlich sich nicht willig gezeigt
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hätte, bei der Reorganisation des Gewerbemuseums und
beim Umbau des Kornhauses mitzuwirken; allein der

Burgergemeinderat hat dem Einwohnergemeinderat erklärt,
daß gegenwärtig die Burgergemeinde hinsichtlich
Kapitalleistungen mit sehr großen Verpflichtungen belastet sei,

namentlich durch den Bau des historischen Museums,
den bevorstehenden Bau der Kornhausbrücke u. a. m.,
und daß sie es deshalb vorziehen würde, eine jährliche
Subvention an das Gewerbemuseum zu verabfolgen, die
dazu verwendet würde, der Einwohnergemeinde von Seite
des Gewerbemuseums einen höhern Zins zu bezahlen.
Außerdem hat der Gemeinderat einige Bedenken gehabt
angesichts der vom Großen Rate aufgestellten Bedingung,
daß unter Umständen das ganze Gebäude dem Gewerbemuseum

zur Benutzung freistehen solle, indem er glaubt,
es könnten daraus für die Handwerkerschule, für die im
Kornhaus ebenfalls einiger Platz vorgesehen ist,
Verlegenheiten entstehen. Deshalb ist der Gemeinderat mit
dem Gesuch an den Regierungsrat gelangt, es möchte der
vom Großen Rate gefaßte Beschluß dahin abgeändert
werden, daß der Staat statt des einmaligen Beitrages
von Fr. 60,060, einen jährlichen Beitrag von Fr. 2000
neu erkennt als Mietzins des Gewerbemuseums an
die Einwohnergemeinde, mit andern Worten, es

möchte der Staatsbeitrag an das Gewerbemuseum,
der zur Zeit Fr. 10,000 beträgt, auf Fr. 12,000 erhöht
werden. Materiell kommt die Sache ziemlich aufs gleiche
hinaus. Wenn Sie den Kapitalzins von Fr. 60,000
berechnen, so kommen Sie eher auf eine etwas höhere
Summe als Fr- 2000. Der Regierungsrat nahm deshalb
keinen Anstand, auf das Begehren der Gemeinderates von
Bern einzutreten und dem Großen Rate eine Abänderung
seines früheren Beschlusses in dem angegebenen Sinne
zu empfehlen.

Bühlmann, Berichterstatter der Staatswirtschaftskommission.

In der Januarsession hat der Große Rat
den Beitrag an die Kosten des Umbaues des Kornhauses
in Bern auf Fr. 60,000 festgesetzt, entgegen dem Antrage
der Staatswirtschaftskommission, die auf Fr. 66,000
gehen wollte. Die Staatswirtschaftskommission kam
damals, entgegen dem Antrage der Regierung auf
Fr. 50,000, dazu, die Bewilligung einer Summe von
Fr. 66,000 vorzuschlagen, weil wir die Bedingung
aufstellten, wenn die in Aussicht genommenen Lokalitäten
nicht mehr genügen, so solle auch das obere Stockwerk,
das vorläufig für die Handwerkerschule bestimmt ist, in
Anspruch genommen werden können. Per Große Rat
hat dann aber den Beitrag auf Fr. 60,000 herabgesetzt.
Die Gemeinde Bern hat nun seither gefunden, nachdem
die Burgergemeinde nicht auf die Vereinbarung eintreten
wollte, es sei zweckmäßiger, die Sache in der Weise zu
ordnen, daß man einen höhern jährlichen Beitrag gebe,
welcher dem Gewerbemuseum ermögliche, einen' etwas
höhern Mietzins zu bezahlen. Die Burgergemeinde hat
ihrerseits ihren Beitrag um Fr. 2000 erhöht, und es

wird nun vorgeschlagen, den Beitrag des Kantons ebenfalls

um Fr. 2000 zu erhöhen, so daß das Gewerbemuseum
einen größern Mietzins bezahlen kann. Wir halten dafür,
dieser Ausweg sei glücklicher, als der im Januar gefaßte
Beschluß. Es wurde schon damals darauf aufmerksam
gemacht, daß die ganze Lösung, wonach der Staat an
den Umbau eines Gebäudes, das nicht ihm gehört, einen
Beitrag leisten sollte, eine etwas eigentümliche sei. Der

Staat stellt sich bei der neuen Lösung auch günstiger,
als beim frühern Beschluß, indem 3'/e °/o Zins von

Fr. 60,000 Fr. 2100 ausmachen, während nur Fr. 2000

verlangt werden. Die Staatswirtschaftskommission nimmt
daher keinen Anstand, Ihnen diesen neuen Antrag zur
Annahme zu empfehlen.

Angenommen.

Anzug des Herrn Großrat Dr. Schwad betreffend Ausarbeitn»«

eine» Dekrets ober die Uerwendnng des Atkoholzehntels.

(Siehe diesen Anzug Seite 399 des Tagblattes des Großen
Rates von 1893. — Vgl. auch Seite 252 hievor.)

Dr. Schwab. Ich habe die Motion in der letzten

Sitzung der letzten Session begründet, und es gab dieselbe

Anlaß zu einer Diskussion. Als man aber zur Abstimmung

schreiten wollte, wurde konstatiert, daß nicht mehr
die nötige Zahl Mitglieder anwesend war, um einen

gültigen Beschluß fassen zu können. Die Sache ist deshalb

zum zweitenmale zu erörtern, und ich will mich so viel
als möglich der Kürze befleißen, um so mehr, als viele

Mitglieder in diesem Saale den Gegenstand mehr oder

weniger kennen und man erwarten darf, daß von feite
des Regierungsrats keine Opposition gemacht werde.

Der Antrag, den ich im Namen einiger meiner Kollegen
stelle, lautet in etwas anderer Fassung: „Der Regierungsrat

wird eingeladen, vor Schluß des Jahres 1894 neue
Normen über die Verteilung des Alkoholzehntels
aufzustellen, beziehentlich das im Beschluß des Großen Rates
vom 8. April 1891 vorgesehene Dekret über die Verteilung
des Alkoholzehntels auszuarbeiten und eventuell das
Dekret über die Arbeitsanstalten vom 18. Mai 1888 im
Sinne der Beschränkung der aus dem Alkoholzehntel zu
beziehenden Beiträge abzuändern, resp, diesbezügliche
Vorschläge dem Großen Rat zu unterbreiten."

Im Jahre 1891 hat der Große Rat über die

Verwendung des Alkoholzehntels einen Beschluß gefaßt. Dieser
Beschluß war gültig für ein einziges Jahr, nämlich für
das Jahr 1891, und es wurde in demselben gesagt, der

Große Rat solle über die Verwendung des Alkoholzehntels
ein Dekret erlassen. Heute, im Jahre 1894, besitzen wir
dieses Dekret noch nicht, und eben dieses Dekret ist es,
dem die Motionäre rufen. Sie haben wichtige Gründe,
die sie dazu veranlassen. Der Hauptgrund ist der, daß
wir im Jahre 1893 die SuMme, über die wir verfügen —
rund Fr. 100,000 — größtenteils ausgegeben haben,
während man in den zwei vorhergehenden Jahren Ueberschüsse

hatte, aus denen ein Reservefonds gebildet wurde.
Es kann angenommen werden, daß wir vom gegenwärtigen
Jahre an jeweilen die ganze Summe brauchen werden.
Betrachten wir die einzelnen Rubriken der Rechnung, so

ist zu konstatieren, daß einzelne Hauptposten jetzt bedeutend

mehr belastet sind, als früher. Der Hauptzweck des Gesetzes

über das Alkoholmonopol war der, mit dem zehnten Teil
des Ertrages die Ursachen und die Folgen der Trunksucht
zu bekämpfen. Das war ein schöner Zweck, der dem
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Monopolgesetz die rechte Weihe gab. Aber in den ersten
Jahren hat man noch nicht recht gewußt, welches die
Ursachen und die Folgen der Trunksucht sind, und im
Volke hatte man auch nicht Kenntnis von diesem Alkoholzehntel

und stellte infolgedessen keine Begehren. Dies ist
der Grund, weshalb der Alkoholzehntel nicht vollständig
Verwendung fand. Nun hat man in den letzten Jahren
Erfahrungen gemacht, und die Staatswirtschaftskommission
hat bereits im Jahre 1892 das Postulat gestellt, es

möchte das im Beschluß von 1891 vorgesehene Dekret
ausgearbeitet werden. Ans den Antrag des Regierungsrats

wurde aber beschlossen, noch abzuwarten. Bei Anlaß
der Beratung des letzten Verwaltungsberichtes machte ich

auf die Notwendigkeit des Erlasses eines Dekrets
aufmerksam; ich bin aber auf den Weg der Motion
verwiesen worden und deshalb spreche ich heute.

Von Anfang an hat man die Verwahrlosung der
Kinder von seite liederlicher Eltern als die vorzüglichste
Ursache des Alkoholismus betrachtet, und der Kanton
Bern schlug den Weg ein, welcher zum Heil führen soll.
Man hat ferner als ein Hauptmittel zur Bekämpfung
der Trunksucht die Hebung der Volksernährung angesehen
und wir machten uns sogleich daran, auf diesem Gebiet
mehr zu leisten, als früher. Man hat es auch als eine

Notwendigkeit betrachtet, Trinkerheilstätten zu gründen
und zu unterhalten, damit man direkt auf die Trinker
wirken und sie heilen könne. Verschiedene weitere Wünsche
wurden nach dieser und jener Richtung ausgesprochen und
fie wurden beir Ausstellung des Beschlusses vom Jahre
1891 mehr oder weniger berücksichtigt. Diesem Beschluß
wurde bereits im Jahre 1888 vorgegriffen, indem der
Große Rat den Beschluß faßte, es solle aus dem Alkoholzehntel

eine Summe von wenigstens Fr. 25,000 geschöpft
werden zum Unterhalt von Arbeitsanstalten. Um mit
den Verhältnissen bekannt zu werden und einen Einblick
in die Zukunft zu gewinnen, scheint es mir augemessen,
folgendes zu erwähnen: Sie wissen, daß gemäß dem

Beschluß vom 8. April 1891 Beiträge an Vereine erteilt
werden, welche für die Erziehung verwahrloster Kinder
sorgen. Der Beitrag wurde von Anfang an auf Fr. 40
per Kind festgestellt. Die daherige Ausgabe betrug

im Jahre 1891 Fr. 1371.50

„ „ 1892 „ 4240.—
„ „ 1893 „ 6240.—

Im ersten Jahr war die Zahl der Anmeldungen eine
geringe und die Direktion des Armenwesens trug viel
dazu bei, indem Schranken und unnatürliche Bedingungen
zur Erlangung des Beitrags aufgestellt wurden.

Im zweiten Jahre steigerte sich die Zahl der
angemeldeten und als zur Unterstützung berechtigt erklärten
Kinder von 34 auf 106. In der Zwischenzeit hatte der

Regiernngsrat die Schranken aufgehoben. Im dritten
und letzten Jahre stieg die Zahl der Kinder dieser Kategorie
von 106 auf 156. Sie sehen, daß die Vermehrung der
unterstützten verwahrlosten Kinder eine bedeutende ist und
die Beiträge aus dem Alkoholzehntel für diesen schönen
und fruchtbaren Zweck recht zunehmen. Sie werden es

wohl alle begrüßen, daß die Privatwohlthätigkeit in der

Jugenderziehung sich so wacker bethätigt, und niemand
wird das für die Besserung entarteter Kinder
ausgegebene Geld bereuen. Hier, sagen alle aufgeklärten
Volksfreunde, muß der Hebel angelegt werden. In unserm
Kauton thun es die Gotthelfstiftungen und die Oeuvres
ckes orpbelins pauvres. Diese Institute besitzen die
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Sympathie der gesamten Bevölkerung und die
Unterstützung, die sie aus dem Alkoholzchntel erhalten, billigt
jedermann. Die Beiträge, die ihnen für jedes durch sie

erzogene Kind gewährt werden, muntern sie zu größerer
Thätigkeit auf, und Sie werden gewiß mit Freude
vernehmen, daß die gemeinnützige Kommisston der ökonomischen

und gemeinnützigen Gesellschaft, das Centralkomitee
der Gotthelfstiftung und die Ovmitös àvs osnvros àos

orpllolins pauvres cku ckura einen Verband schließen
wollen, damit die bestehenden Erziehungsvereine verstärkt
und neue gegründet werden. Der Amtsbezirk Jnterlaken
im alten Kanton und St. Immer im Jura haben die

Initiative zu dieser Reform ergriffen. Hoffen wir, daß
in nächster Zukunft viele Sektionen der Gotthelfstiftung
entstehen und daß es bald keinen Amtsbezirk und keine

größere Ortschaft geben wird, die eine solche entbehren.
Für unftr Land wird es eine große Wohlthat sein. In
diesem Gebiet der Gemeinnützigkeit sollten wir den
Kantonen Aargau und Baselland nicht länger nachstehen.

Das zweite Hauptmittel zur Bekämpfung oder besser

Verhütung des Alkoholismus ist meiner Ansicht nach
eine bessere Volksernährung. In dieser Beziehung dürfen
wir mit Stolz sagen, daß der Kanton Bern heute an
der Spitze der Schweiz steht. Kein Kanton leistet für
die Hebung der Volksernährung so viel, als wir. Für
Haushaltungs- und Kochkurse, um nur von diesen zu
sprechen, wurden aus dem Alkoholzehntel folgende
Beiträge geleistet:

Im Jahre 1891 Fr. 2776

„ „ 1892 „ 4965

„ „ 1893 „ 6400
Im laufenden Jahre werden wir die letztgenannte

Summe von Fr. 6400 bedeutend überschreiten. Es soll
allgemein bekannt werden, daß wir Kochkurse errichten,
die für ärmere Töchter und Frauen ganz unentgeltlich
sind, ferner Kochkurse für mehr oder weniger Bemittelte,
wo der Staat aus dem Alkoholzehntel wenigstens die

Kosten der Wanderlehrerinnen bestreitet. Solche Kochkurse

wurden abgehalten im Jahre 1891 7, im Jahre
1892 20 und im Jahre 1893 16 (letztere hatten eine

Dauer von 4 Wochen, statt früher nur drei Wochen).
Und was das laufende Jahr betrifft, so haben schon jetzt
16 Kurse stattgefunden, und es ist alle Aussicht vorhanden,
daß diese Zahl sich wenigstens verdoppeln wird. Die
Folge davon wird eine bedeutend größere Ausgabe sein,
als in den letzten Jahren und zwar aus dem Alkoholzehntel.

Was die Trinkerheilstätten betrifft, so muß ich auch

hierüber ein Wort verlieren. Es heißt in gewissen Kreisen,
vielleicht sogar unter den Herren Groß- und Regierungsräten,

eine Trinkerheilstätte sei etwas Unnützes, aus einem
Trinker könne man nie mehr einen guten Vater und
rechten Bürger machen. Das ist unrichtig, und das Geld,
das der Staat zur Heilung von Trinkern ausgiebt, ist
kein verlorenes, sondern gut angebracht. Ich darf dies

behaupten; denn der Beweis ist geleistet, daß von den

aus den vier schweizerischen Trinkerheilstätten Austretenden
V» als gerettet betrachtet werden muß; in Bezug auf
einen ferneren Drittel kann man im Zweifel sein; der
letzte Drittel ist rückfällig oder man hat von den Betreffenden

keine Kenntnis erhalten. Es ist also nicht wahr,
daß ein Trinker unheilbar ist, und wenn man auch nur
den dritten Teil der Trinker von ihrem Laster befreien
würde, so ist der Gewinn für die Familien, die Gemeinden
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und den Staat ein ganz erheblicher. Es rechtfertigt sich

also durchaus, daß aus dem Alkoholzehntel Beiträge an
Trinkerheilstätten geliefert werden.

Wie steht es aber mit den Arbeitsanstalten, für deren
Unterhalt der Alkoho'lzehntel in unserem Kanton so große
Opfer bringt? Bei Aufstellung des Beschlusses vom
Jahre 1891 waren uns die Hände mehr oder weniger
gebunden durch das Dekret über die Arbeitsanstalten vom
Jahre 1888. Der Art. S jenes Dekretes lautet: „Aus
dem zur Bekämpfung des Alkohvlismus bestimmten Teile
des Ertrags der Alkoholsteuer ist alljährlich eine fixe Summe
von wenigstens Fr. 25,000 zu entnehmen, um die nach
Abzug der Kostgelder noch verbleibenden Kosten der
Arbeitsanstalten zu decken, sowie einen Hülfs- und
Patronatsfundus zu bilden, dessen Verwendung durch ein der
Genehmigung des Regierungsrats unterliegendes Reglement

festzustellen ist." Sie sehen also, daß für die
Arbeitsanstalten aus dem Alkoholzehntel wenigstens 25,000
Franken verwendet werden müssen. Nun hat der Kanton
aus dem Alkoholzehntel bisher nur für die Weiberaustalt
geschöpft, nicht auch für die Männeranstalt, die sich, wie
Sie wissen, in Ins befindet. Ich will über die Männeranstalt

kein Wort verlieren. Es ist bei früheren Anlässen
hervorgehoben worden, daß die Zustände in Ins keine
normalen sind. Dem Provisorium, das dort besteht,
sollte absolut baldigst ein Ende gemacht werden. Was
die Weiberanstalt betrifft, so verhält es sich damit folgendermaßen.

Es waren darin durchschnittlich untergebracht:
Im Jahre 1889 35, im Jahre 1890 59, im Jahre 1891
73, im Jahre 1892 100, im Jahre 1893 118 Weiber,
und gegenwärtig zählt die Anstalt 120—140 Jnsaßen.
Sie sehen, daß die Anstalt sich rasch entwickelt hat. Aus
dem Alkoholzehntel, der das Defizit decken soll, wurden
für diese Anstalt ausgegeben:

Im Jahre 1891 Fr. 14,000

„ „ 1892 „ 20,600

„ „ 1893 „ 28,323
Wir konstatieren also auch hier, daß die Forderungen

an den Alkoholzehntel in stetiger Progression sich befinden,
und sollten, wie es das Dekret vom Jahre 1888 vorsieht,
jedenfalls es nicht ausschließt, aus derselben Quelle
Beiträge für die Männerarbeitsanstalt geschöpft werden,
so blieben für eine anderweitige, edlere, fruchtbarere
Bekämpfung der Ursachen und Wirkungen des Alkoholismus,

vor allem für die Erziehung der verwahrlosten,
bösartigen Jugend, die bessere Ernährung des Volkes, die

Aufklärung über die verhängnisvollen Folgen des

Mißbrauchs geistiger Getränke, die Unterstützung von
Trinkerheilstätten, Knabenhorten, Ferienversorgung. Natural-
verpflegung rc. :c., gar wenige Mittel. Die jetzt zu Gebote
stehenden Hülfsmittel würden selbst eingeschränkt werden
müssen; denn der Alkoholzehntel ist nicht unermeßlich, und
es könnte der Fall eintreten, daß er die gegenwärtige Summe
von circa Fr. 100,000 nicht erreichte. Es muß also
absolut darnach getrachtet werden, daß minderwertige
Arten der Bekämpfung des Alkoholismus — und dazu
zählen wir die Arbeitsanstalten — in zweite Linie
geschoben werden, damit zuverlässigere, das Uebel verhütende
und die Zukunft sichernde Kampfmittel kräftig und
nachhaltend gebraucht und gepflegt werden können, und diese

Mittel haben wir soeben angegeben.
Die Arbeitsanstalten müssen in den Hintergrund treten,

nicht nur weil fie große Summen verschlingen, noch
größere in der Zukunft beanspruchen dürften und folglich
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eine Gefahr sind für die Erziehung der verwahrlosten
Jugend, die Hebung der Volksernährung rc., sondern
hauptsächlich, weil die Erfahrung lehrt, daß ihr Erfolg
auf die Personen, die in dieselben instradiert werden,
ein geringfügiger ist. Ich habe in der letzten Session
aus den Berichten des Verwalters der Arbeitsanstalt
für Weiber einige Auszüge verlesen. Ich darf dieselben
heute nicht wiederholen, da dies Ihre Zeit zu sehr in
Anspruch nehmen würde; aber glauben Sie mir, die
Berichte des Herrn Verwalters Blumenstein sind derart, daß
diese Anstalten trotz tüchtiger Organisation und Leitung
höchst wenig nützen. Wenn dem so ist, so darf man
füglich die Ausgaben für die Arbeitsanstalt dem Staate,
d. h. dem allgemeinen Budget überlassen und für die
Jugenderziehung, die Hebung der Volksernährung und
andere sichere Kampfmittel gegen den Alkoholismus den
Alkoholzehntel vollständig in Anspruch nehmen. Man
soll dies um so mehr thun, als es gewissermaßen von
der Bundesversammlung geboten ist. Auf Antrag von
Experten hat nämlich der Bundesrat ein Schema
derjenigen Mittel, Institute w aufgestellt, für die man vor
allem aus den Alkoholzehntel verwenden solle. In der
ganzen Liste findet man die Arbeitsanstalten nicht; sie

figurieren nur in zweiter Linie, d. h. nur für den Fall,
daß man das Geld nicht für höhere Zwecke verwenden
könne. Die Arbeitsanstalten sind also durch den Bund
in zweite Linie gestellt worden.

Wir gelangen zum Schlüsse, daß das Dekret von
1888 abgeändert werden müsse. Das ist eines unserer
Postulate. Vor allem muß das Wort „wenigstens"
gestrichen werden; denn damit ist gesagt, daß man nicht
bloß Fr. 25,000 ausgeben könne, sondern auch 50 oder
60,000 Fr. Man sollte überhaupt im Dekret über die
Verwendung des Alkoholzehntels gar keine Summe nennen,

sondern jedes Jahr bei Beratung des Budgets
feststellen, -wie viel man für diesen oder jenen Zweck
verwenden könne. Wir würden der Regierung ganz freie
Hand lassen, um neue Normen aufzustellen und jedes
Jahr dem Großen Rate Anträge zu stellen. Wir gewärtigen,

daß der Re^ierungsrat die Wünsche, die wir
ausgesprochen haben, in Berücksichtigung ziehen werde.

Damit habe ich geschlossen und empfehle Ihnen,
unsere Motion erheblich zu erklären.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Der Regierungsrat hat seit der
letzten Verhandlung über die Motion des Herrn Schwab
den Gegenstand nicht neuerdings in Beratung gezogen,
so daß ich die Ansicht des Regierungsrates auch heute
dahin aussprechen muß, er sehe keinen genügenden Grund
ein, dieser Motion Folge zu geben.

Der Regierungsrat hat die Motion Schwab seiner Zeit
so aufgefaßt und, wie ich glaube, auffassen müssen, der
Herr Motionssteller bezwecke einerseits bedeutende

Aenderungen in der Art der Verwendung des Alkoholzehntels,
wie sie von uns in letzter Zeit gepflogen wurde, und
anderseits beabsichtige derselbe, die Verwendungsart des

Alkoholzehntels detailliert in einem Dekret für längere
Zeit festzunageln. Gegen diese letztere Absicht
hauptsächlich hat der Regierungsrat sich aussprechen zu sollen
geglaubt. Wir haben damals darauf hingewiesen, daß
wir dafürhalten, es sei richtiger, sich vorläufig noch —
wir befinden uns ja noch in den ersten Jahren des

Genusses des Alkoholzehntels — von Jahr zu Jahr nach
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den Bedürfnissen und den vorhandenen Mitteln
einzurichten, und ich glaube noch heute, es sei kein dringendes
Bedürfnis zur Aenderung dieses Verfahrens vorhanden.
Wenn man etwa glauben sollte, der Kanton Bern befinde
sich unter denjenigen Kantonen, welche den Alkoholzehntel
nicht richtig verwenden, so verweise ich auf den Bericht
des Bundesrates an die Bundesversammlung vom
24. November 1893, worin über die Art, wie der
Alkoholzehntel in sämtlichen Kantonen verwendet wird,
einläßlich und recht interessant Auskunft gegeben ist. Dort
heißt es zum Schluß: „Einerseits nämlich kann das
Vorgehen einer Anzahl Kantone, wie Zürich, Bern, Basel-
tadt, Baselland, Appenzell J/Rh., St. Gallen und Genf,
chon jetzt zum Teil ganz, zum Teil annähernd als ein
>em Art. 32 ^ entsprechendes bezeichnet werden." Wir

sind also in der Kategorie derjenigen Kantone genannt,
welche den Zweck des Alkoholzehntels ganz oder
annähernd erfüllen, während dann nachher einige Kantone
genannt werden, welche einen allerdings merkwürdigen
Gebrauch von diesem Alkoholzehntel machen, indem sie

das Geld z. B. den Irrenanstalten oder, wie Neuenburg,

den Arbeitsanstalten zugewiesen haben. Den
Irrenanstalten haben den Alkoholzehntel zugewiesen die Kantone
Glàrus, Freiburg und Tessin, was vom Bundesrat
getadelt wurde.

Ich glaube also, wir dürfen getrost sagen, wir haben
uns redlich und nicht ohne Erfolg bestrebt, den Alkoholzehntel

so zu verwenden, wie die Bundesverfassung es

bestimmt. Allerdings kann man durchaus Herrn Dr. Schwab
beistimmen, wenn er sagt, daß wir in Zukunft mehr und
mehr das Hauptgewicht auf die gute Erziehung verwahrloster

Kinder legen sollen und namentlich von Kindern
von Alkoholikern, und ich bin mit ihm überzeugt, daß
die Summe, welche hiefür in Anspruch genommen werden
muß, allmälig steigen wird und daß dann auf andern
Posten Reduktionen werden eintreten müssen. Es wird
sich das von selber machen durch die Macht der Verhältnisse.

Aber vor einem möchte ich warnen, wovor die
Direktion des Innern in ihrem ersten Vortrag über die

ganze Angelegenheit, im Jahre 1891, schon gewarnt hat
und worin der Regierungsrat ihr beistimmte, daß man
nicht in das Fahrwasser gerate, den Alkoholzehntel einfach
den Gemeinden zu geben als Beitrag an ihre Notarmenpflege,

wodurch die Sache verzettelt würde, ohne daß von
den Gemeinden intensiv mehr geleistet und ohne daß
speziell die Kategorie verwahrloster und in der Erziehung
gefährdeter Kinder mit mehr Opfern bedacht würde.

Ich habe bereits gesagt, daß sich eine Aenderung in
der Art der Verwendung von selbst nach und nach machen
wird, und wir müssen uns deshalb auch heute dezidiert
dagegen aussprechen, wenn beabsichtigt würde, durch ein

zu erlassendes Dekret einzelne Zwecke ausschließlich
festzunageln und dafür vielleicht schon die Summe — was
indessen Herr Schwab nicht will — im Dekret zu nennen,
so daß man gebundene Hände hätte, wenn man da oder
dort einem neuen Bedürfnis entgegenkommen wollte. Die
Regierung ist noch jetzt der Ansicht, der Moment sei noch
nicht da, ein für längere Zeit bestimmtes Dekret zu
schaffen, sondern es sei eben so gut, vorderhand noch von
Jahr zu Jahr zu beschließen. Der Große Rat hat dazu
bei der Budgetberatung Gelegenheit und kann dabei
Aenderungen vornehmen, wenn er sie für angezeigt
erachtet. Uebrigens ist der Alkoholzehntel, beiläufig
gesagt, in keinem Jahre ganz aufgebraucht worden; im
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letzten Jahre allerdings nahezu, indem bloß eine Summe
von Fr. 4317 in den Reservefonds gelegt werden konnte.
Letzterer betrug auf 31. Dezember 1893 Fr. 63,126.70,
ist also ordentlich angewachsen und giebt uns die
Möglichkeit, daraus zu schöpfen, wenn für irgend einen Zweck
größere Mittel nötig find.

Sollte der Große Rat aber wirklich daran hangen,
daß ein Dekret erlassen wird, so wird der Regierungsrat
die Frage ja gerne prüfen und Ihnen die geeigneten
Vorschläge machen; aber wir müssen uns absolut ausbedingen,
daß uns keine Direktiven gegeben werden und auch nicht
gesagt wird, der Beitrag von Fr. 25,000 an die
Arbeitsanstalten dürfe nicht mehr aufgenommen werden. Wenn
Sie also die Motion erheblich erklären wollen, so ersuche
ich Sie, dies ohne alle und jede Direktive zu thun, damit
der Regierungsrat völlig freie Hand hat, dem Großen
Rat je nach den Bedürfnissen, die er zu kennen glaubt
und einzig kennen kann, die ihm gut scheinenden
Vorlagen zu machen.

Schmid (Andreas). Ich erlaube mir, den Antrag
zu stellen, die Motion in dem soeben ausgeführten Sinne
erheblich zu erklären. Ich finde mich zu diesem Antrag
veranlaßt aus formellen Gründen. Oft werden bei der
Beratung gesetzlicher Bestimmungen Dekrete in Aussicht
gestellt, und wenn man dann später den Dekreten
nachfrägt, so heißt es, es sei noch nicht der richtige
Zeitpunkt gekommen. Im vorliegenden Falle nun ist schon
im Jahre 1891 ausdrücklich beschlossen worden, es solle
diese Materie durch ein Dekret geregelt werden, und ich
glaube, diesem Beschlusse sollen wir Nachachtung
verschaffen und das in Aussicht genommene Dekret vor den
Großen Rat bringen. In diesem Sinne möchte ich die
Motion erheblich erklären, aber absolut nicht weitergehen.

Ich bin vollständig einverstanden mit den
Aeußerungen des Herrn Berichterstatters der Regierung,
daß es unthunlich ist, durch ein Dekret auf Jahre hinaus
diese Verteilung zu fixieren; aber ich bin auch
einverstanden, daß hierüber nicht jedes Jahr ein Markt
entstehen soll. Das Dekret könnte ganz einfach die Grundsätze

feststellen, wie der Alkoholzehntel verwendet werden
soll; es könnte vielleicht sagen, es solle jedes Jahr mit
dem Budget eine Vorlage gemacht werden, wie der
Alkoholzehntel verteilt werden solle. Dann könnte hierüber
besonders diskutiert werden, und es käme nicht vor —
wie es bei der letzten Budgetberatung der Fall war —
daß man, wenn man bei einer spätern Budgetrubrik einen
Antrag stellt, zur Antwort erhält: Dieser Antrag kommt
zu spät; da müßte man ja bei einer frühern Rubrik
etwas wegnehmen.

Präsident. Die Anträge der Herren Regierungsrat
v. Steiger und Schmid fallen faktisch zusammen mit

dem frühern Wortlaut der Motion, und damit darüber
keine Unsicherheit herrscht, will ich die frühere Fassung
verlesen: „Der Regierungsrat wird eingeladen, beförderlichst

den Beschluß des Großen Rates vom 8. April
1891 über die Verwendung des Alkoholzehntels einer
Revision zu unterwerfen und ein definitives Dekret über
diesen Gegenstand vorzubereiten."

Dr. Schwab. Herr Schmid hat ganz im Sinn und
Geist unserer Motion gesprochen. Wir verlangen nicht
ein Dekret, das in alle Details eintritt; es soll bloß die
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Grundsätze aufstellen, und der Hauptgrundsatz wäre, daß
man als Norm die vom Bundesrate in seineu beiden

letzten Berichten aufgestellte Art der Verteilung annehmen
würde. Diese beiden Berichte lauten vollständig gleich,
und es geht daraus hervor, daß der Bundesrat und die

Bundesversammlung die vorgeschlagene Verteilungsart als
die richtige betrachten. Was die Verteilung im einzelnen
betrifft, so wäre dieselbe Sache des Großen Rates bei

Anlaß der Budgetberatung. Ich denke, Herr Regierungsrat
v. Steiger könnte sich in diesem Sinne mit her Motion
einverstanden erklären.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Ich kann der vorgeschlagenen
Fassung beistimmen, wenn man das „beförderlichst" so

versteht, daß es geschehe bis zur nächsten Budgetberatung;
vorher hätte es keinen Sinn. Die Vorlage würde dann
als spezielle Vorlage vor dem Budget beraten.

Präsident. Ich will nochmals den nunmehrigen
Antrag des Herrn Dr. Schwab verlesen. Er lautet:
„Der Regierungsrat wird eingeladen, vor Schluß des

Jahres 1894 neue Normen über die Verteilung des
Alkoholzehntels aufzustellen, beziehentlich das im Beschluß
des Großen Rates vom 8. April 1891 vorgesehene Dekret
über die Verwendung des Alkoholzehntels auszuarbeiten."

Schmid (Andreas). Ich weiß nicht, ob es richtig
ist, zu sagen „neue Normen" ; es können ja auch die alten
wieder aufgestellt werden. Ich würde einfach sagen, der

Regierungsrat sei eingeladen, vor der nächsten
Budgetberatung dem Großen Rate das in Aussicht gestellte
Dekret über die Verteilung des Alkoholzehntels vorzulegen.

Dr. Schwab. Ich bin einverstanden.

Präsident. In diesem Falle kämen wir auf die
ursprüngliche Fassung der Motion zurück unter Beifügung
der Worte „vor Schluß des Jahres 1894".

Steck. Ich erlaube mir noch, auf den 2. Teil der
Motion aufmerksam zu machen, welcher verlangt, daß im
Dekret von 1888, das bestimmt, daß vom Alkoholzehntel
mindestens Fr. 25,000 für die Arbeitsanstalten
verwendet werden sollen, das Wort „mindestens" gestrichen
werde. Es scheint mir, diese Anregung müssen Sie auch
erheblich erklären; denn wenn die Regierung in der
Aufstellung der Normen freie Hand haben soll, darf sie nicht
durch eine Bestimmung gebunden sein, welche sagt, daß
unter allen Umständen so und so viel für den und den
Zweck ausgegeben werden müsse und zwar für einen
Zweck, der anerkanntermaßen vielleicht am wenigsten
bestimmungsgemäß ist.

Präsident. Herr Steck nimmt also den 2 Teil
der Motion, der von Herrn Dr. Schwab fallen gelassen
worden ist, wieder auf.

U. Koeàar, Directeur de In police. do ne voudrais
pas prolonger inutilement lu discussion, mais He dois
demander au Drand Donseil de ne pas accepter la
preposition Ktovk.

de n'ai pas vru nécessaire àe relever les critiques

kormulèes par N. le àovteur 8vbv?ab au sus st àes
maisons àe travail, parce que He ne pourrais kaire
que rèpèter les explications que H'ai données ici à
plusieurs reprises. Des maisops àe travail sont provi-
soires, ebacun le sait, et le gouvernement l'a déclaré
maintes kois. Nous ne pouvons transkèrer la maison
à'àet pour kommes aussi longtemps que le
pénitencier àe Wit2>vzà ne sera pas construit, et il ne le
sera pas avant la lln àe cette annèo.

Huant à la maison àe travail pour kommes, elle
a ètè provisoirement installée au pénitencier àe kerne
et nous vous soumettrons proebainement le plan àe
reorganisation dèânitive àe cet établissement. Dos
dépenses actuelles qu'il a nécessitées s'élèvent à
kr. 25,000, prélevées sur la dîme àe ì'aleool; elles
ont kait l'obHot, àe la part àe lll. Lobwab, àe critiques
que, pour mon compte, He no crois pas Hustillèes.
Dette somme àe kr. 25,000, llxèe par le décret àe
1888, n'a H'awais ètè dépassée, en moyenne, depuis
trois ans; la première annèv, on a àèpensè kr. 20,400,
la seconde kr. 20,600 et l» troisième kr. 28,400, soit
une moyenne àe kr. 24,000. Dans cette somme llgure
l'inventaire de l'ètablissemvut. D'exercice àe 1893
dépasse celui àes précédents, parce que kr. 10,000
ont dû être consacrés à cet inventaire; ils n'ont
pas ètè portés en compte plus tôt, pour la raison
que lu liquidation de l'ancien pénitencier devait se
ksire. Dors àe l'installation en 1888 dos maisons de
travail, on avait calculé qu'il kallait un mobilier pour
70 personnes; nous avons commencé avec 20 per-
sonnes, et auHourà'bui nous en comptons 130. De
ebillre a ètè dépassé dès la seconds annèe; il a
donc kallu un mobilier supplémentaire, et c'est le
pénitencier qui nous l'a kourni. Domme nous savions
la liquidation du pénitencier provbaine, nous avons
attendu qu'elle se kît pour régler cette question
d'ordre; auHourà'bui, la liquidation s'est kaite.

On a réparti les kr. 10,000 sur l'exercive de 1893
et non sur les précédents. Voilà pourquoi les comptes
de la maison de travail pour kemmes sont extra-
ordinairement élevés en 1893. Seulement, il ne kaut

pas se bercer d'illusions: les dépenses pour les maisons

de travail ne diminueront pas, au contraire;
au lieu des installations provisoires, il nous kaudra
des établissements dèiinitiks qui voûteront davantage.
Dependant He crois que nous arriverons â réduire
dans d'asse? kortes proportions les dépenses pour
la maison de travail pour kommes. Il résulte en okket
d'une enquête kaite dernièrement qu'il est possible
d'introduire dans la maison de travail pour kemmes
ì'industrio du tissage. Dn n'est pas encore llxè a
cet égard, mais on espère que par la suite cet èta-
bìissement se sutkira à lui-même et que dans tous
les cas, nous ne demanderons pour vet obHvt que
de très kaibles crédits.

Dorsqu'on 1888, on discutait le décret, la
commission du Drand Donsoil proposait do üxer le crédit
à kr. 20,000. De kut sur l'initiative d'un membre du
Drand Donseil, N. Daucourt, qu'on dévida de dire
que le crédit serait d'om moàs kr. 25,000.

koulement, qu'on reporte cotte somme de kr. 25,000
sur les deux établissements ou sur un seul, c'est
exactement la même vbose. d'estime que vo n'est
pas trop de demander kr. 23,000 pour l'bôpital dos
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alcooliques. lions pouvons consacrer lo V« àe la
somme provsuaut ào la dîme ào ì'aloool pour lutter
ooutre los cousêqueuces ào l'alcoolisme ot garder
los ^ pour preuàre àys moyens prêveutiks. d'espère
avoo U. geb^vab que l'bôpital àes alcooliques, par
la suits, disparaîtra ou se passera àes subsides ào
l'Ltat et qu'on pourra alors sonAvr à oousavrer tous
ses soius à la vause àe l'eukauee abandonnée; mais
eo moment n'est pas venu, il n'z? a pas aujourd'bui
ckesi uvus d'institutions auxquelles uous pourrions
attribuer los subsiàes qu'on uous àemauàe. I^orsque
vous discuterez la loi sur l'assistauve publique, vous
réserverez uu obapitre spécial, et uou le moins im-
portant, aux entants moralement abandonnes et alors,
traitant la question, vous pourrez allecter à vette
oeuvre tout ou partie àe la àîmo prélevée sur l'al-
cool; le décret àe 1888 sera par le tait même aboli.

làais se crois qu'il est pruàent àe ne pas touebor
à ce décret maintenant. Xttenàons pour cela une
circonstance qui no va pas tarder à se produire,
puisque c'est dans le courant ào cette annèe que
vous sereu appelés à discuter la loi sur l'assistance
publique.

Burkhardt. Nach Anhörung des Herrn
Polizeidirektors finde ich mich veranlaßt, den Antrag zu stellen,
den Anzug des Herrn Schwab abzuweisen. Herr Schwab
möchte den Alkoholzehntel an die verschiedenen
gemeinnützigen Gesellschaften und Vereine verteilen. Diese
Gesellschaften zur Unterstützung armer Kinder verdienen alle
Anerkennung; aber wenn die Tendenz der an der Spitze
derselben stehenden Herren die ist, vom Staat einen möglichst

großen Beitrag zu erhalten, so geht viel von ihrem
Nimbus verloren. Schließlich sind die Staatsmittel nicht
da, um Privatgesellschaften zu unterstützen, sondern um
allgemeine Verbesserungen einzuführen. Ich will nur auf
eines hinweisen, was Herr Schwab vergessen hat. Das
ist die Ernährung armer Schulkinder im Winter. Ich
glaube, dort würde der Alkoholzehntel am meisten Nutzen
bringen, wenigstens nach meinen Erfahrungen. Viele
Kinder können nicht die richtigen Nahrungsmittel mit in
die Schule nehmen, und es fällt das auch gerade in die Zeit,
wo ein großer Teil der Arbeiterbevölkerung wenig oder
nichts verdient und es also am ersten geboten ist, zu
helfen. Seit wir bei uns die Sache eingeführt haben,
ist der Schulbesuch ein viel besserer, Fleiß und Aufmerksamkeit

find größer, und die Kinder sehen viel besser aus.
Ich bin deshalb der Anficht, man solle den Antrag des

Herrn Schwab abweisen, weil man nicht für einige Jahre
zum voraus ein Dekret aufstellen kann ; in diesem Jahre
kommt vielleicht der Gegenstand mehr in Betracht, im
nächsten Jahr ein anderer, und so kämen wir dazu, das
Dekret jährlich oder alle zwei Jahre abzuändern. Es ist
daher viel besser, bei der Beratung des Budgets jeweilen
die Verteilung vorzunehmen; man kann ja vorher gleichwohl

seine Wünsche geltend machen.

Steck. Ich erlaube mir nur zu bemerken, daß ich
niemals daran dachte, in meinem Namen den 2. Teil
des Anzuges des Herrn Schwab aufzunehmen. Ich habe
für den 2. Teil gesprochen, weil ich ihn für richtig
erachtete und Herr Schwab noch nicht ausdrücklich erklärt
hatte — wenigstens nach meiner Auffassung — daß er
ihn fallen lasse. Ich halte ihn auch jetzt noch für richtig,
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umsomehr als Herr Stockmar sagte, das „wenigstens"
in dem Dekrete von 1888 sei nicht nötig. Da aber Herr
Schwab selber den 2. Teil seines Anzuges fallen läßt,
so habe ich keine Veranlassung, ihn persönlich
aufzunehmen.

Dr. Schwab. Die Bemerkungen des Herrn Burkhardt

zwingen mich zu einer Erwiderung. Herr Burkhardt
hat Befürchtungen wegen der Speisung armer
Schulkinder; allein er vergißt vollständig, daß hiefür in den

letzten Jahren immer Summen ins Budget aufgenommen
worden sind. Wenn er im Beschluß von 1891 nachsieht,
so wird er finden, daß für den genannten Zweck Fr. 6000
vorgesehen worden sind. Er hat auch der Beratung des

Budgets für 1894 beigewohnt und wird sich erinnern, daß
man für dies Jahr für die Speisung armer Kinder einen
Kredit von Fr. 9000 ausgesetzt hat. Wenn man nun
noch weiter gehen will, wie es in der Abficht des Herrn
Burkhardt liegt, so wird das zur Folge haben, daß man
für andere Zwecke weniger ausgeben wird.

Selten ist es in diesem Saale ausgesprochen worden,
daß der Staat die Bestrebungen der gemeinnützigen
Vereine nicht unterstützen solle. Herr Burkhardt hat es

leider gethan. Ich frage Sie, meine Herren, ob es nicht
die Pflicht des Staates fei, den Ausschuß für kirchliche
Liebesthätigkeit in feinen Bemühungen zu unterstützen.
Eigentlich sollte der Staat große Leistungen übernehmen
für die Pflege von armen Unheilbaren. Nun an seiner
Stelle sammelt die Direktion der Anstalt Gottesgnad im
ganzen Lande zu gunsten dieser Unglücklichen, schafft
taufende von Franken zu diesem Zwecke herbei, und wenn
der Staat dann den geringen Beitrag von Fr. 1000
liefert, thut er da mehr als seine Pflicht? Und wenn
gute Leute eine Anstalt für Epileptische gründen, ohne

daß der Staat einen Batzen für die Errichtung derselben

zu geben braucht, und wenn die gleichen Leute während
Jahren für die Pflege und Heilung der Epileptischen
besorgt sind, thut da der Staat, wenn er einen jährlichen
Beitrag von Fr. 1S00 giebt, mehr als seine Pflicht? Ich
finde im Gegenteil, er sollte mehr thun. Und wenn gute
Leute die Nüchtern gründen und für die Rettung von
Trinkern Geld ausgeben und wenn der Staat daran einen
Beitrag giebt, thut er damit nicht einfach seine Pflicht?
Ich glaube ja! Gegenwärtig gründen gemeinnützige Männer

des Kantons ein Asyl für Tuberkulöse, und fie
werden es errichten ohne den Staat dafür anzusprechen.
Wenn fie nun eines Tages verlangen, der Staat sollte
in dieser Anstalt 2, 3 oder 4 Betten übernehmen, hat
derselbe nicht die Pflicht, dies zu thun? Ja wohl, wenn
auch Herr Burkhardt anderer Ansicht ist. Ich bitte Sie,
den Eingebungen meines Vorredners nicht zu folgen;
denn es wäre eine Entmutigung für alle Menschenfreunde
im Kanton, wenn man im Großen Rate nicht anerkennen
wollte, was dieselben für das Wohl des Vaterlandes
leisten.

Tann er. Der Alkoholzehntel soll zur Hebung
sozialer Uebel verwendet werden. Zu diesem Zwecke wollen
die einen die Arbeitsanstalten dotieren, während andere
eher auf eine Entvölkerung der Arbeitsanstalten
hinarbeiten möchten, d. h. sie möchten das Uebel an der
Wurzel anfaffen und der Trunksucht entgegenarbeiten,
die namentlich am Ruin des Einzelnen und am Verfall
der Familien schuld ist. Ich pflichte nun vollständig der
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Anficht bei, daß man sich da nicht in eine Schablone
hineinzwängen lassen kann. Wenn es brennt, so giebt
man da Wasser, wo es am heftigsten brennt. So muß
man auch hier in erster Linie da helfen, wo die Hülfe
am nötigsten ist, und in dieser Beziehung ist es gewiß
am richtigsten, wenn man das Uebel an der Wurzel zu
fassen sucht und der Trunksucht entgegensteuert. Allein da
lassen sich nicht auf 10 Jahre hinaus Regeln aufstellen,
und deshalb stimme ich dem Antrage v. Steiger-Schmid
bei, im Dekret nur die allgemeinen Grundsätze festzustellen
und jeweilen bei der Beratung des Budgets auf die

einzelnen Posten zurückzukommen in dem Sinne, daß
man in erster Linie da hilft, wo es am nötigsten ist.

Burkhardt. Nur einige Worte gegenüber Herrn
Dr. Schwab. Derselbe hat mich als einen Mann
hingestellt, der gegen alle Liebesthätigkeit der gemeinnützigen
Vereine sei. Ich glaube, Herr Schwab hat noch nie
gehört, daß ich in diesem Saale gegen einen Beitrag
an einen solchen Verein Opposition machte; das ist nicht
meine Sache. Ich würdige voll und ganz die
Bestrebungen dieser Vereine. Aber in einem Punkt muß ich gegen
Herrn Dr. Schwab auftreten, und das habe ich auch schon

früher gethan. Wenn man Herrn Schwab reden hört,
so sollte man glauben, es könne im Kanton Bern nichts
Rechtes geschaffen werden oder es gehe von den
Privatvereinen aus, wie vor hundert Jahren von den Klöstern
und Korporationen. Ich weiß ganz gut, daß für die
Speisung armer Schulkinder etwas bezahlt wird — wir
beziehen in Köniz selbst auch einen Beitrag — nur hat
es mich sehr verwundert, daß Herr Dr. Schwab diesen

Punkt, den ich als einen Hauptpunkt betrachte, nicht
erwähnte, als er auseinandersetzte, wie das künstige Dekret
aussehen sollte. Das war es, was mich zu meiner
Bemerkung veranlaßte.

Abstimmung.
Für Erheblicherklärung in der reduzierten Fassung

Steiger-Schmid 61 Stimmen.
Für Nichterheblicherklärung nach

Antrag der Regierung 69 „
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Zweite Sitzung.

île», LZ. 189^4,

morgens 3 Uhr.

Vorsitzender: Präsident Whß.

Der Namensaufruf verzeigt 204 anwesende

Mitglieder. Abwesend sind 54, wovon mit Entschuldigung:
die Herren Chodat, Dubach, v. Erlach (Gerzensee), Friedli,
v. Grünigen, Gugger, Häberli (Aarberg), Hauser (Gur-
nigel), Hofmann, Kohli, Lenz, Maurer, Moser (Herzogen-
buchsee), Nägeli, Neiger, Roth, Tschanen, Tschannen,
Weber (Graswyl); ohne Entschuldigung abwesend sind:
die Herren Aebi, v. Allmen, Arm, Belrichard, Bircher,
Bläuer, Boß, Bühlmann, Choquard, Clàenyon, Eggi-
mann, Elsäßer, Glaus, Guenat, Hauser (Weißenburg),
Hennemann, Hofer (Oberönz), Howald, Hunziker, Husson,
Kaiser, Kisling, Mörat, Mosimann, Pöteut, Rätz,
Rehmond, Rosselet, Sahli, Schneeberger (Orpund), Stämpfli
(Bern), Steffen (Heimiswyl), Wermeille, Ziegler, Zyro.

Das Protokoll der gestrigen Sitzung wird abge-

Auf Antrag des Präsidiums wird der Beginn der und genehmigt,

morgigen Sitzung auf 8 Uhr festgesetzt.

Das Präsidium giebt dem Rate Kenntnis von
Schluß der Sitzung um 4V» Uhr. einer Eingabe des Kirchgemeinderats von

Bürglen betreffend das Wirtschaftsgesetz,
dahingehend:

1. Es seien in jeder Ortschaft nur so viel
Wirtschaften zu gestatten, als das lokale Bedürfnis es

erheischt ;
Der Red acteur: 2. Es sei der Detailverkauf von gebrannten Wassern

Rà Schwarz. nur den Inhabern von Wirtschaftspatenten zu gestatten;
3. Es ser die Polizeistunde wo möglich auf 10 Uhr

abends, jedenfalls aber nicht später als auf Mitternacht
festzusetzen;
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4. Es sei die Erteilung von Bewilligungen zu öffentlichen

Tanzbelustigungen für keine andern als die vom
Regierungsrate festgesetzten Tage zu gestatten und die
Gebühr für diese Bewilligungen zu erhöhen;

5. Es seien Bestimmungen jzum Schutze der
Angestellten in den Wirtschaften in das Gesetz aufzunehmen
und denselben die nötige Zahl von freien Tagen, namentlich

freien Sonntagen, zu sichern;
6. Es seien auf Uebertretung der Vorschriften des

Gesetzes möglichst hohe Geldbußen zu setzen und bei
wiederholten Uebertretungen Entzug des Patentes zu
verhängen.

Tagesordnung:

Gesetz
über

dos Wirtschaftswesen «nd den Handel mit
geistigen Getränke«.

Zweite Beratung.

(Siehe Nr. 13 der Beilagen zum Tagblatt des Großen
Rates von 1894. — Die Verhandlungen der ersten
Beratung sind abgedruckt Seite 11 ff. hievor.)

Eintretensfrage.

Das Eintreten wird stillschweigend beschlossen.

s 1-

Angenommen.

s 2.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Hier wird von der Kommission
beantragt, statt „zwei" zu sagen „mehrere", indem in der
Kommission die Frage aufgeworfen wurde, ob nicht,
wenn man dem Wirt bloß zwei Patente verbiete,
demselben drei oder mehr Patente gestattet seien. Ich habe
zwar diese Frage nicht recht begriffen, doch hat der Re-
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gierungsrat gegen die vorgeschlagene redaktionelle Abänderung

nichts einzuwenden.

Angenommen.

s 3.

Dürrenmatt. Der Z 2 setzt für die Erwerbung
eines Wirtschaftspatentes die Ehrenfähigkeit voraus, und
in Z 3 heißt es: „Von der Erlangung eines

Wirtschaftspatentes sind ausgeschlossen: 2) Die Kon-
kurfiten und fruchtlos Ausgepfändeten." Ich möchte nun
wünschen, daß hier eine offizielle Interpretation gegeben
würde, wie es mit den Konkursiten und fruchtlos
Ausgepfändeten sich verhalten soll, wenn sie, nach Inkrafttreten

des Ehrenfolgengesetzes, die Ehrenfähigkeit wieder
erlangt haben. Sollen sie nach Ablauf der Einstellungsfrist

von 6 Jahren wieder ein Wirtschaftspatent erwerben
können? Ich glaube, darüber sollte schon jetzt eine

Interpretation gegeben werden, damit man sich später
auf die Verhandlungen im Großen Rat berufen kann, falls
die Frage streitig werden sollte.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Diese Frage ist in der Regierung
nicht speziell besprochen worden, weil niemand daran
dachte, daß sie aufgeworfen werden könnte. Ich sehe die
Sache so an, daß wenn einer wieder in alle bürgerlichen
Rechte eingesetzt ist, auch in Bezug auf die Erlangung
eines Wirtschaftspatentes keine Ausnahme gemacht werden

soll. Das würde die Sache nur komplizieren. Die schwerste

Strafe für den Konkursiten ist der Entzug der bürgerlichen

Ehrenfähigkeit. Wenn nun dieser Entzug begrenzt
wird und der Moment eintritt, wo derselbe dahinfällt,
so hätte es keinen Sinn, den Betreffenden in anderer
Hinsicht gleichwohl noch weiter gewissermaßen mit einer
Strafe zu verfolgen. Meine Ansicht ist also die, daß nach
Wiedereinsetzung in die Ehrensähigkeit der Betreffende
wieder ein Patent soll erwerben können, sofern er das

Zeugnis eines guten Leumundes erhält und im stände
ist, die Wirtschaft in der Ordnung zu führen.

Dürrenm'att. In diesem Falle scheint mir, es

sollte doch eine etwas andere Redaktion gesucht werden,
denn Konkursiten und fruchtlos Ausgepfändete bleiben
die Betreffenden auch dann, wenn sie wieder ehrenfähig
find. Die vorliegende Redaktion scheint mir nicht ganz
der Auffassung der Direktion des Innern zu entsprechen,
die ich im übrigen nicht bestreiten will.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Man könnte vielleicht beifügen
„während der Dauer ihrer Einstellung in der
Ehrenfähigkeit".

Dürrenmatt. Einverstanden!

U. ll'aurais uns proposition à kaire à
I'urt. 3, 1«r puruAruptre:
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?armi Ics personncs qui as psuvcnt obtenir une
patente à'aubcrKc, ÜKurent à juste titre les iustitu-
tsurs et les institntrioes et les eon) oints àe ees per-
sonnes. Il me semble qu'on pourrait, qu'on àevrait
aller plns loin, et insérer à^ns la loi, non pas un
correctif, mais nne aàjonvtion ainsi connue:

« ainsi que les personnes vivant en eommnn
mênaZe avso les instituteurs et les institutriees. »

Voioi le motif àe la proposition que je prenàs
la liberté àe vous reeommanàer. Il paraît que, m'a-
t-on àit, àans le àura notamment, et spécialement,
je erois, àans le âistriet àes Vranebes-Uonta^nes,
àes plaintes ont êtê portées àans le eourant àes
années àernières à l'autoritê àe répression, à la
prefecture à'aborà, peut-être aussi à la Direction àe
l'intêrieur, plaintes signalant un état àe eboses qui
ne peut pas être tolêrê: Des établissements publies,
auberges, cakes, cabarets, étaient tenus réellement
par àes instituteurs ou àes institutrices; mais on
aurait réussi à tromper la Direction àe l'intêrieur
et l'autoritê préfectorale en présentant et en faisant
aàopter comme véritables tenanciers, tantôt àes
sommeliers ou sommelières, tantôt àes parents ou
parentes, cousins ou cousines à la moâe àe Ure-
taKne. 8i tel est le cas, — et l'bonorable Directeur
àe l'intêrieur en àoit savoir quelque cbose, il m'a
êtê affirmé qu'on avait insisté auprès àe la préfecture

àes ?ran«bes-UontaAnes et àu juZe pour la
répression sévère àe ees abus, — il faut alors le prê-
voir àans la loi, aân àe pouvoir atteinàre ees êta-
blisseinents illicites, quel que soit le masque àont
ils puissent se servir.

Ua proposition n'a pas besoin à'être plus ample-
ment justiàêe, car elle est àe àroit commun, elle
concerne la àêvenve publique. Il ne faut pas que
sous le couvert à'autres personnes, qui ne sont que
àes prête-noms, on puisse, trompant l'autoritê, or^ani-
ser àans une commune quelconque àes établissements
qui, en àêknitive, sont àes établissements seanàa-
leux. Il ne saurait être question qu'un instituteur
ebar^ê àe la mission sainte et sacrée à'êlever la
jeunesse puisse tenir une auberge.

Voilà le sens et la portée àu àêsir àont je me
suis fait l'êebo. àe le répète encore, on m'a aKrmê
récemment que la Direction àe l'intêrieur àevait être
au courant àe la situation.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Ich begreife den Wunsch des Herrn
Folletête sehr Wohl und ich bin ihm für seine Mitteilungen

sogar dankbar. Es sind speziell im Amt
Freibergen mehrere Fälle vorgekommen, wo man es verstanden
hat, der Erziehungsdirektion und der Direktion des

Innern zum Trotz dem Gesetz eine Nase zu drehen, indem
Lehrer oder Lehrerinnen trotz der Aufsicht der Gemeindebehörden

ein Patent erhielten, weil wir von ihrer
Eigenschaft als Lehrer oder Lehrerinnen keine Kenntnis
hatten. Nachdem sie dann das Patent nicht ausüben
konnten, haben sie dasselbe an eine Schwester oder sonst
an einen Verwandten abgetreten, und es haben sich

Gerichte gefunden, welche sie auf erfolgte Anzeige hin
freisprachen. Ich könnte deshalb auch dem Wunsch beistimmen,

daß hier eine Erweiterung vorgenommen wird.
Dies könnte am besten so geschehen, wenn man nach

den Worten „ebenso die Ehegatten solcher Personen"
beifügen würde, „und solche, welche mit ihnen in gemeinsamer

Haushaltung leben". Vielleicht kann sich Herr
Folletête damit einverstanden erklären.

U. Fbîletâe. O'est dieu ainsi que j'ai rêàiAv ma
proposition.

Il ne scrait plus possible par cousêqucut à un
instituteur, même avec son prête-nom, àe tenir une
auberge ou tout autre établissement analogue. D'au-
toritê ne pourrait plus être trompée en àêlivrant la
patente.

Der Z 3 wird mit den beantragten Erweiterungen
stillschweigend angenommen.

s 4.

Angenommen.

s S.

Demme. Sie wissen, daß der kantonale Wirteverein
in einem Cirkular den Wunsch geäußert hat, es möchte
eine kantonale Patentkommission ernannt werden. Mit
Rücksicht auf die in den M 2, 4, 5 und 6 enthaltenen
Kautelen habe ich geglaubt, es sei nicht nötig, für die

Erteilung der Patente eine kantonale Patentkommission
zu ernennen, sondern ich war der Meinung, es sei dies
höchstens nötig in Bezug auf die Festsetzung der Höhe der

Patentgebühren, und ich habe deshalb seiner Zeit in der
Kommission den Antrag gestellt, in S 1k eine solche
Kommission vorzusehen. Ich bin damals in der Minderheit
geblieben und habe erklärt, ich werde den Antrag bei

Beratung des s 16 wieder aufnehmen. Nun wünscht aber
der kantonale Wirteverein, es möchte auch bei Z 5 der
Gedanke einer kantonalen Patentkommission wieder
Aufnahme finden. Der Wirtestand selber möchte die Zahl der

Wirtschaften möglichst reduzieren und einer Anzahl von
Pfuschern das Handwerk legen, um so den ganzen Stand
mehr zu heben. Er hat aber weiter das Gefühl, daß die

Bezirksbehörden, die Einwohnergemeinderäte und
Regierungsstatthalter nicht immer die notwendige Objektivität
und Unparteilichkeit besitzen, und darum wünscht er eine

solche kantonale Patentkommission. Ich möchte deshalb
beantragen, in H 5 einen entsprechenden Passus
aufzunehmen. Schon im Wirtschaftsgesetz von 1888 ist diesem
Gedanken Ausdruck gegeben worden, und in der damaligen

Botschaft heißt es über diesen Punkt: „Zunächst
soll laut Z 3 eine kantonale Kommission niedergesetzt
werden, welche bei der alle vier Jahre stattfindenden
Erneuerung der Wirtschaftspatente die bezüglichen
Gesuche zu Handen der Direktion des Innern zu begutachten

und hiebei das Interesse des öffentlichen Wohls
in höherm Maße zu berücksichtigen hat, als es unter dem

Tagblatt de» Großen Rates. — önlletin àa Llrauà (Zoasoll. — 1KS4. 68»
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bisherigen Gesetz von Seiten der Gemeindebehörden und
Regierungsstatthalter meistens geschehen ist. und zwar zu
dem Zwecke, um die Zahl derjenigen Wirtschaften, welche
der Bevölkerung zum Schaden gereichen, möglichst zu
vermindern. Eme solche Verminderung ist aus vielen
Kreisen des Volkes aus Gründen der allgemeinen Wohlfahrt

schon lange verlangt worden, und es wird eine
kantonale Kommission, in welcher alle Landesteile
vertreten sind, hierin mit ihren Anträgen der Regierung
besser an die Hand gehen können, als es den lokalen
und Bezirksbehörden allein, bei der großen Verschiedenheit

ihres Vorgehens, bisher gelungen ist." Sie sehen,
daß man im Jahre 1888 die Bedeutung einer solchen
kantonalen Patentkommission absolut nicht unterschätzt
hat. Ich beliebe Ihnen daher, am Schlüsse des Alinea 1

beizufügen: „Zum Zwecke möglichster Gleichmäßigkeit in
der Behandlung der Patentgesuche ernennt der
Regierungsrat überdies vor dem Beginn jeder neuen Patentperiode

eine Kommission von 15 Mitgliedern, in welcher
jeder Landesteil durch wenigstens zwei Mitglieder
vertreten sein soll und auch dem Wirtestand eine Vertretung
zu bieten ist. Diese Kommission hat auf Grund der
von den Einwohnergemeinderäten und den Regierungsstatthaltern

begutachteten Patentgesuche und nach eigener
Prüfung derselben der Direktion des Innern über die

zu erteilenden Patente Bericht und Antrag zu stellen."
Ich empfehle Ihnen diesen Antrag zur Annahme.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Es ist richtig, daß im Gesetzesentwurf

von 1888 eine Bestimmung sich befunden hat, die
eine kantonale Patentkommission einführen wollte, und
ich kann beifügen, daß im ersten Entwurf der Direktion
des Innern eine solche Kommission sich ebenfalls
vorgefunden hat. Der Regierungsrat hat aber bei näherer
Prüfung der Frage gefunden, es lasse sich die Kommission
entbehren, sie habe praktisch nicht den Nutzen, den man
vielleicht von ihr erwarte. Ich will es dem Großen Rat
überlassen, was er für eine Ansicht geltend machen will.
Die Direktion des Innern wird ganz gut mit einer
solchen Kommission Verkehren können. Nur glaube ich.
die Wirte machen sich Illusionen über deren Objektivität.
Wenn alle andern Leute nicht objektiv find, so weiß ich
nicht, wie so diese kantonale Patentkommission allein
objektiv wäre. Wenn man aber durch Aufnahme einer
solchen Kommission bei den Wirten eine gute Stimmung
hervorrufen kann, indem unter den Mitgliedern derselben
auch ein Wirt oder zwei sitzen werden, so glaube ich,
wir können dies ohne Gefährde thun.

Heller, Berichterstatter der Kommission. In der
Kommission ist diese Frage eingehend erörtert worden
und man ist zur Ansicht gekommen, es sei besser, man
nehme von einer Kommission Umgang und zwar sowohl
von Bezirkskommissionen als von einer kantonalen
Kommission. Ursprünglich hatte man Bezirkskommissionen in
Aussicht genommen, indem man glaubte, diese verfügen
über die nötige Lokalkenntnis, während es nicht möglich
sei, eine kantonale Kommission zusammenzusetzen, welche
über alle Verhältnisse orientiert sei. Die Kommission
fand deshalb, man solle von einer kantonalen Kommission
Umgang nehmen. Es steht ja ev ipso der Direktion
des Innern das Recht zu, für ganz besondere Verhältnisse
eine Kommission einzuberufen. Sagt man dies aber im

^ 1894.)

Gesetz, so muß eine Kommission eingesetzt werden, deren

Wirksamkeit unter Umständen doch mehr oder weniger
illusorisch ist. Ich beantrage Ihnen, es bei der Redaktion
bewenden zu lassen, wie sie aus der ersten Beratung
hervorging.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Eventuell beantrage ich, einen eigenen
Paragraphen einzuschalten. Ferner würde ich in der von
Herrn Demme vorgeschlagenen Fassung sagen
„einzuräumen ist" statt „zu bieten ist".

Demme. Einverstanden!

Abstimmung.
Für Belassung des Z 5 nach Antrag der Kommission

Mehrheit.

8 6-

Dürrenmatt. Es ist schon in der ersten Beratung
eine gewisse Verschiedenheit der Anschauungen hervorgetreten

in Bezug auf das, was für die Erteilung von
Wirtschaftsbewilligungen maßgebend sein soll, der Begriff
des öffentlichen Wohles oder derjenige des lokalen
Bedürfnisses. Es ist nämlich von den Freunden der
vorliegenden Fassung geltend gemacht worden, daß die

Bundesverfassung nur auf das öffentliche Wohl abstelle
und nicht auf das lokale Bedürfnis, und es ist auch die

Schwierigkeit hervorgehoben worden, die Zahl der schon

bestehenden Wirtschaften auf gesetzgeberischem Wege zu
vermindern. Ich möchte diesen beiden Bedenken Rechnung

tragen, aber doch auch den weitverbreiteten Wünschen

auf Berücksichtigung des lokalen Bedürfnisses etwas
entgegenkommen. Dieselben sind erneuert worden und
sie liegen Ihnen gedruckt vor. Es ist die von über
11,000 Bürgern unterzeichnete Petition, welche verlangt:
„Es seien im Interesse des öffentlichen Wohles nur so

viele Wirtschaftspatente für ein und dieselbe Ortschaft
zu erteilen, als das lokale Bedürfnis erheischt."
Zugegeben, man könne so nackt und bloß auf das öffentliche
Bedürfnis nicht abstellen, wie es von den Fachmännern
in der letzten Beratung betont worden ist, so glaube ich

doch, es gebe ein Mittel, um diesem gewiß nicht
unberechtigten Wunsch der 11,000 Petenten Rechnung zu
tragen, wobei die neue Redaktion auch die Prüfung vor
den Bundesbehörden auszuhalten vermöchte. Ich würde
den Z 6 acceptieren, aber folgenden Zusatz anfügen:
„Im Interesse des öffentlichen Wohles ist die Erteilung
von Wirtschaftsbewilligungen, insonders für Errichtung
neuer Wirtschaften, möglichst auf das lokale Bedürfnis
zu beschränken." Dieser Wortlaut respektiert von
vornherein die Vorschrift der Bundesverfassung; er stützt sich

sogar darauf, indem er ausdrücklich sagt „im Interesse
des öffentlichen Wohles"; er kommt der Schwierigkeit
entgegen, schon bestehende Wirtschaften vom Erdboden
verschwinden zu machen, und auch in Bezug auf die

Errichtung neuer Wirtschaften verlangt er nichts
Unmögliches, indem gesagt wird „möglichst auf das lokale
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Bedürfnis zu beschränken". Ich möchte davon
abraten. daß man die Anschauung, es sei möglich, auch
dem lokalen Bedürfnis mehr Rechnung zu tragen, von
vornherein ignoriert. Man hat das versprochen zur
Zeit der Revision der Bundesverfassung und der
Einführung des Alkoholmonopols, und man hat die Sache
auch in andern Kantonen so durchgeführt, daß man
lokales Bedürfnis und öffentliches Wohl in Einklang
brachte. Ich glaube, die von mir vorgeschlagene Fassung
würde mit der Bundesverfassung durchaus im Einklang
stehen und die ausgesprochenen Wünsche befriedigen.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Diese Frage ist in der ersten

Beratung einläßlich erörtert worden, und angesichts des nun
anders formulierter! Antrages Dürrenmatt kann ich
erklären, daß die Annahme desselben an der Sache eigentlich

gar nichts ändert. Was durch diesen Antrag
bezweckt wird, liegt schon im Gesetz, indem in Z S den

Einwohnergemeinderäten und Regierungsstatthaltern bei
der Begutachtung der Patentgesuche zur Pflicht gemacht
wird: „Hiebei ist namentlich auch auf das lokale
Bedürfnis Rücksicht zu nehmen." Wenn sich die Gemeindebehörden

und Regierungsstatthalter über das lokale
Bedürfnis aussprechen sollen, so wird das doch einen Zweck
haben müssen, nämlich den Zweck, daß die entscheidenden
Behörden daraus Rücksicht nehmen. Warum wir uns in
der ersten Beratung gewehrt haben, in Z 6 „öffentliches
Wohl" durch „lokales Bedürfnis" zu ersetzen, will ich

nicht weitläufig wiederholen. Die Gründe liegen
hauptsächlich darin, daß wir mit dem Begriff des öffentlichen
Wohles bei allfälligen Rekursen einen sichern Boden
haben und daß ferner nicht alle Wirtschaften als absolut
schädlich zü betrachten sind, von denen zugegeben werden
muß, daß sie nicht gerade nötig wären. Wenn nun der
Große Rat gerne angesichts der vielen Wünsche, die in
dieser Beziehung in der That im Volke laut werden,
indem die Leute nicht merken, daß die Sache bereits im
Gesetze ausgesprochen ist, in Z 6 nochmals das nämliche
ausdrücklich sagen will, so habe ich gegen den Zusatz des

Herrn Dürrenmatt nichts einzuwenden; nur könnte man
denselben noch kürzer und einfacher fassen: „Wenn das
Entstehen oder die Weiterführung einer Wirtschaft am
betreffenden Orte sowohl dem lokalen Bedürfnisse, als
dem öffentlichen Wohle zuwider ist ." Das
Entscheidende wird immer das öffentliche Wohl sein; aber
das lokale Bedürfnis würde dabei auch erwähnt.

Dürrenmatt. Ich kann mich sehr wohl der
Redaktion des Herrn v. Steiger anschließen; aber ich halte
sie für gefährlicher, als die meinige. Damit setzen Sie
eben das öffentliche Wohl und das lokale Bedürfnis in
Gegensatz, was wir nach der Bundesverfassung, die nur
auf das öffentliche Wohl abstellt, nicht dürfen, während
meine Redaktion das lokale Bedürfnis dem öffentlichen
Wohl unterordnet. Daß der Inhalt des vorgeschlagenen
Zusatzes schon in H 5 enthalten sei, kann ich nicht zugeben.
Begutachtung und Beschlußfassung find eben zweierlei.
Darum hat sich ja die Direktion des Innern dagegen
gesträubt, das lokale Bedürfnis in H 6 aufzunehmen.
Sie hat sich bereit erklärt, daß die begutachtenden
Behörden auf das lokale Bedürfnis Rücksicht nehmen. Allein
die beschlußfassenden Behörden find an dieses Gutachten
nicht gebunden. Ich möchte deshalb das lokale Bedürfnis
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in denjenigen Paragraphen aufnehmen, wo es sich um
die Entscheidung, nicht bloß um die Begutachtung handelt.

Heller, Berichterstatter der Kommission. Ich möchte
Ihnen namens der Kommission beantragen, es auch hier
bei den Vorschriften in Z 5 bewenden zu lassen, wonach
das lokale Bedürfnis doch auch in Berücksichtigung
gezogen werden muß. Ueber die Begriffe lokales Bedürfnis
und öffentliches Wohl ist viel diskutiert worden, und
man hat schließlich gefunden, man müsse sich in Z K

vollständig auf den Boden der Bundesverfassung stellen.
Es bleibt ja nach der Bestimmung in § S vollständig
unbenommen, auf das lokale Bedürfnis Rücksicht zu
nehmen, und das war der Grund, weshalb in der ersten
Beratung der Antrag der Kommission abgelehnt wurde,
der öffentliches Wohl und lokales Bedürfnis verbinden
wollte. Wenn bei der Begutachtung aus das lokale
Bedürfnis Rücksicht genommen werden soll, so denke ich, es
werde dasselbe auch bei der Patenterteilung selbst
maßgebend sein.

Präsident. Ich möchte Herrn Dürrenmatt
anfragen, ob er die Redaktion des Herrn Regierungsrat
v. Steiger acceptiert.

Dürrenmatt. Nein; es ist nicht ganz das gleiche.
Ich beharre auf meinem Antrag.

Abstimmung.
Eventuell: Für die Redaktion Dürrenmatt

41 Stimmen.
Für die Redaktion v. Steiger 73 „
Definitiv: Festhalten an diesem

Ergebnis (gegenüber dem Entwurf) Minderheit.

s 7-

Angenommen.

s 8-

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Hier will ich nur bemerken, daß
einem Postulat der heute angekündigten Eingabe des

Kirchgemeinderats von Bürglen in Alinea 2 dieses
Artikels entsprochen ist. Der Kirchgemeinderat von Bürglen

legt nämlich großes Gewicht darauf, daß bei wiederholten

Gesetzesübertretungen ein Patent administrativ soll
entzogen werden können. Dies kann nach Alinea 2 des

s 8 geschehen.

Angenommen.
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s S-

Angenommen.

s 10.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Sie finden in der Vorlage bei Z 10
eine Anmerkung, daß der französische Text genauer zu
redigieren sei. Ich habe mich nun überzeugt, daß dies
bereits geschehen ist. Die Differenz bestand darin, daß
im deutschen Text bloß die Rede ist von einer Anzeige
an die Ortspolizeibehörde, während die französische Uebersetzung

von einer » autorisation par ìa polios lovais »

sprach.

Angenommen.

s 11.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Hier muß ein Versehen der ersten

Beratung gut gemacht werden. Es wurde damals die

Zahl der Patentklafsen von 13 auf 14 erhöht; man hat aber

übersehen, daß im fünften Absatz infolgedessen der
Ausdruck „13 Klassen" umgeändert werden muß in „14
Klassen".

Angenommen.

s 12.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Mit dem Z 12 kommen wir zu
einem Gegenstand, der in der ersten Beratung viel zu
reden gab, nämlich zu dem Anteil der Gemeinden an
den Wirtschaftspatentgebühren. Sie wissen, daß damals
eine Reihe von Anträgen gestellt worden sind. über die

Zweckmäßigkeit und Nichtzweckmäßigkeit dieser Anteile,
über die Höhe des den Gemeinden zuzuweisenden Anteils
und endlich über die Bestimmung, die man diesen
Anteilen der Gemeinden geben wolle. Der Regierungsrat
hatte es ursprünglich vorgezogen, von einer Zuteilung
an die Gemeinden Umgang zu nehmen, und es ist auch

neuerdings im Schooße des Regierungsrates die

Anregung gemacht worden, es wäre besser, diese 10 °/o für
einen kantonalen Kranken- und Armenfonds zu bestimmen,
was zur Folge hätte, daß wir in kurzer Zeit ein erheblich

schönes Resultat haben würden, das dem ganzen
Kanton zu gute käme, und die Lösung mancher Frage,

il 18S4.)

die uns auf dem Gebiete der Armenpflege begegnen wird,
erleichtern würde. Man hat sich aber im Regierungsrat
in die Situation gefügt, die eben darin besteht, daß die.
Einwohnergemeinden an diese 10 °/o gewöhnt sind und
daß es bei einer sehr großen Zahl, wenigstens bei
denjenigen, für die dieser Anteil eine erhebliche Summe
ausmacht, Anstoß, Unwille und Berwerfungslust gegenüber

dem Gesetz erregen würde, wenn man ihnen das,
woran sie gewöhnt sind, entziehen wollte. Der
Regierungsrat wiederholt deshalb seinen früheren Antrag
nicht, sondern er acceptiert den Beschluß des Großen
Rates der ersten Beratung, daß 10 °/o der Gebühren an
die Gemeinden abgegeben werden sollen. Hingegen halten
wir dafür, es sollte nicht bei dem sein Bewenden haben,
was der Große Rat hinsichtlich der Verwendung der
Anteile beschlossen hat. Sie haben nämlich beschlossen,

es solle den Gemeinden vollständig freigestellt sein, ob
sie die 10 "/» zu Schul- oder zu Armenzwecken verwenden
und ob sie sie kapitalisieren oder in die laufende
Verwaltung nehmen wollen. Die Regierung hat den
Eindruck, wenn man die Verwendung der Anteile den
Gemeinden freistelle und die betreffenden Beträge, die

vielleicht Fr. 50, 100, 200, in großen Gemeinden
allerdings mehr, ausmachen, in der laufenden Verwaltung
verbraucht werden, so sei es eigentlich schade für das
Geld. Die 10 "/» machen im ganzen eine Summe von
90 bis 100,000 Fr. aus, und wir glauben, es sei schade,
diese jährlich wiederkehrende Summe, wie man zu sagen
pflegt, zu verzetteln, so daß schließlich eigentlich nur
wenige einen reellen Nutzen davon verspüren. Wir kehren
deshalb zu dem Grundsatz zurück, der im bisherigen
Gesetz auch niedergelegt war, daß die Anteile kapitalisiert
werden sollen, nur wollen wir nicht mehr so strikte, wie
das bisherige Gesetz, sagen, daß die Kapitalisierung nur
zu Schulzwecken erfolgen dürfe, sondern wir wollen es

den Geineinden freistellen, ob sie zu Schul- oder zu
Armenzwecken kapitalisieren wollen. Früher dienten zur
Aeufnung der Gemeindekrankenkasfen und der Armengüter

die Heiratseinzugsgelder, die in der Regel 30 Fr.
betrugen, wenn einer nicht die Vorliebe hatte, eine
Ausländerin zu heiraten, die viermal mehr wert sein sollte
und für die er daher viermal mehr bezahlen mußte. Ich
kann Ihnen aus eigener Erfahrung bezeugen, da ich
während einer Reihe von Jahren den Bezug dieser
Heiratseinzugsgelder besorgen half, wie schön in mancher
Gemeinde die Fonds angewachsen sind und wie zu
erheblicher Höhe sie gelangt wären, wenn man diese
Einnahme hätte beibehalten können, deren Wegfall man
seinerzeit in den meisten Gemeinden, namentlich in den

Landgemeinden, schwer empfunden hat. Heute handelt
es sich nicht darum; allein wenn man eine andere sichere

Einnahme für die Aeufnung von Schul- und Armenfonds

festhalten kann, so sollen wir es thun. Es ist
doch sicher nicht gut. wenn man gar keine Quellen mehr
fließen läßt zur Bildung solcher Fonds, wenn man jedes
Bächlein abschneidet, durch das noch eine Vermehrung
solcher wohlthätiger Fonds erzielt werden kann. Aus
diesen Gründen empfiehlt Ihnen der Regierungsrat die
neue Redaktion zur Annahme, welche lautet: „Von den

Patentgebühren fallen 10 "/» den Einwohnergemeinden
zu, in denen sie erhoben werden. Dieselben sind zu
Schul- oder Armenzwecken zu kapitalisieren."

Ueber die Art der Verteilung habe ich mich nicht
ausgesprochen. In der ersten Beratung wurde der An-
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trag gestellt, es möchte die Verteilung nicht so stattfinden,
daß jede Einwohnergemeinde ihren Anteil von den
Wirtschaften in ihrem Gebiet bezieht, sondern so, daß die
10 °/o nach der Kopfzahl verteilt werden. Dieser Antrag
ist in der ersten Beratung mit erheblichem Mehr
abgewiesen worden, und deshalb habe ich keinen Anlaß,
neuerdings darauf zurückzukommen, wenn dies nicht von
anderer Seite geschieht.

Zehn der. Ich möchte eine andere Verteilung der
10 °/o vorschlagen. Man sagt, bei Beibehaltung des

bisherigen Verteilungsmodus werde das Gesetz eher

angenommen. Ich glaube gerade das Gegenteil. Das
Land befindet sich gegenüber den Städten in großem
Nachteil, indem die Städte große Gebührenanteile beziehen,
während die Landgemeinden nichts erhalten. Diese
Verteilung will man nun beibehalten und nur genauer
vorschreiben, wie das Geld kapitalisiert werden solle. Wir
in unserer Gemeinde sind mit dem Kapitalisieren bald
fertig; den Städten aber macht es große Summen aus,
und deshalb glaube ich, diese Verteilung sei eine
ungerechte. Wer macht die Wirtschaften in den Städten gut?
Das sind zum großen Teil die Landleute, welche in die

Stadt kommen, um da ihre Geschäfte zu besorgen. Ich
möchte deshalb wünschen, daß man die 10 °/o dahin
giebt, wo sie hingehören, und ich glaube, wenn man sie

in die Staatskasse fließen läßt, so wird man denselben
dort schon Platz haben. Wenden wir das Geld dem
Staate zu, so wächst allmählich ein Fonds heran, mit
dem der Staat etwas anzufangen vermag. Auch ist dies
diejenige Verwendungsart, bei welcher das Land gegenüber

den Städten nicht in Nachteil kommt. Ich beantrage
Ihnen deshalb, den Z 12 zu streichen und finde,
namentlich die Landgroßräte sollten zu diesem Antrag
stimmen können.

U. I> à'avais, lors àe In àiscussiov en
premier àèbat àe ee preset àe loi, knit une proposition

tenànt à ee que le 10 àe lu recette
provenant àes patentes à'auberge revint pleinement
aux oommunes, et que rien ne M obligatoirement
capitalise, àe n'ai pas justifié alors eette proposition.
Depeuàaut, elle a ètè comprise, et N. dried, àe
Lertbouà, l'a prise sous sa protection; une grauàe
majorité s'est prououcèe en sa laveur.

àe me permettrai aujourà'bui à'iuàiquer très
brièvement quels sont les motiks gui m'ont àirigè
lorsque je ì'ai kaite.

Nous allons au-àevant à'une revision àe la loi
sur les pauvres. Duelle que soit eette loi, il est eer-
tain que les communes àu àura et les villes et lo-
«alités inàustrielles àe l'aneien canton seront plus
cbargèes qu'elles ne l'ont ètè jusqu'ici, àe songe
surtout aux municipalités àu àura, àont le sort kutur
me préoccupe. Nous ne nous trompons certes pas
en annonqant que sous le régime àe la loi canto-
nale sur l'assistance elles auront à prélever un im-
pôt àes pauvres, d'importance àe celui-ci ne peut
être àores et àèjà calculé, mais une cbarge nouvelle,
que personne n'acceptera volontiers, est infaillible.
M bien! l'occasion àe àiminuer celle-ci àans une
mesure qui n'est pas à àèàaiguer nous est ollerte
par la loi que nous àiscutons en ce moment et nous
ne àevons pas la laisser ècbapper.

D'après l'ancienne loi sur les auberges, que le
Douseil - exécutif, par l'organe àe N. àe Lteiger,
Directeur àe l'intèrieur, vouàrait, sur ce point, main-
tenir, le proàuit total àe la part àes patentes à'au-
berge revenant aux communes ètait capitalisé et
àevrait àone continuer à l'être. Nous nous z? oppo-
sons et àemanàons que liberté soit laissée aux com-
munes àe l'allecter aux àèpenses courantes àe l'as-
sistance à'aborà, puis àes écoles, si cela leur con-
vient. Da capitalisation est certes une très belle
ebose, mais quanà on n'est pas riebe et que les
impôts pèsent louràement sur les générations
actuelles, il paraît naturel que celles-ci cbercbent à
les àiminuer, plutôt qu'à les augmenter. Dr, comme
àes aggravations àe cbarges municipales sont im-
minentes àans le àura et que àans l'aneien canton
on réclame partout àes allègements, autorisons les
communes à employer les parts àe patente et ne
les obligeons pas à tbèsauriser, sauk à protiter àes

capitaux accumules àans un quart ou un àemi-siècle.
àutrekois une partie àes âroits àe concessions

à'auberges ètait abanàonnèe aux communes et c'était
une précieuse ressource pour la caisse centrale àes

pauvres àu àistrict àe Dourtelar^, par exemple, des
concessions ont àisparu et avec elles une recette
fort respectable que Institution que nous venons
àe mentionner regrette encore aujourà'bui. Rem-
playons cette antique ressource par celle plus consi-
àèrable àes parts àe patente à'auberge et engageons
les communes à les cèàer aux associations àe àis-
trict existantes et à celles qui, nous voulons l'espè-
rer pour le plus granà bien àes pauvres et àes
municipalités également, seront erèèes autre part
que àans les àistricts àe Dourtelarz? et Routier,
drâce à cette recette nouvelle, on pourrait àans
beaucoup àe àistricts, sinon àe paroisses, subvenir
pour une bonne partie aux àèpenses àe l'assistance
àes nécessiteux. Nous prévoyons que àans les con-
trèes ob l'on prélève actuellement un àroit à'enre-
gistrement en faveur Rétablissements àe bienfaisance
ou à'utilitè publique, comme c'est le cas à Dorren-
truzf, Delèmont et les Drauebes-Noutagues, on sera
beureux à'avoir à sa âisposition un mo^en àe cou-
vrir plus ou moins le àèiicit qui résultera àe la
suppression àe ì'enregistrement.

Dour tous ces motiks, je âemauâe que l'on ne
revienne pas sur la àècision prise, sur mon insti-
gation, lors àu premier àèbat et que la loi ollre en
conséquence aux municipalités qui craignent àes
cbarges nouvelles ou qui àemanàent à bauts cris la
àiminution àe celles qu'elles supportent àèjà, un
moz^en àe se soulager.

Krenger. Ich bin im Falle, den in der ersten
Beratung von Herrn Hadorn gestellten Antrag zu erneuern.
Herr Regierungsrat v. Steiger hat vorhin behauptet, es

sei jener Antrag mit großer Mehrheit abgelehnt worden.
Das ist nicht ganz richtig; die Ablehnung erfolgte nur
mit kleiner Mehrheit, und auch in der Kommission, die

letzthin getagt hat, war die Minorität für diesen Antrag
eine ziemlich große; wenn ich nicht irre, standen 4 gegen
7 Stimmen. Das neue Schulgesetz hat eine Ausgleichung,
die man anstreben wollte, nur in verschwindendem Maße
durchgeführt, und es ist das vielleicht ein Grund, wes-
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halb an vielen Orten die Sympathie für dasselbe keine

große ist. Im vorliegenden Falle nun kommen wir ins
gleiche Fahrwasser hinein; es giebt zwei Gruppen: die
einen neigen zu einem Ausgleich hin. während andere
die Sache wieder lokalisieren, das heißt einzelne ant
fituierte Gemeinden bevorzugen wollen. Es ist das absolut

kein demokratischer Grundsatz, und wenn man im
Schulgesetz die Ausgleichung nicht durchführen konnte,
so erachte ich es als meine Pflicht, hier von neuem den

Antrag zu stellen, es seien die 10 "/<> für Schul- und
Armenzwecke an die Gemeinden abzugeben und zwar solle
die Verteilung nach der Kopfzahl erfolgen. Ich will die
Gründe hiefür nicht alle wiederholen. Ich würde mich

gerne dem Antrag des Herrn Zehnder anschließen, wenn
ich nicht befürchten würde, es könnte im Volk das
Mißtrauen entstehen, der Staat nehme die Sache zu seinen
Handen und man wisse nicht, was damit gehe, ob das
Geld zu Gunsten des Landes oder vielleicht im Interesse
einzelner Gegenden verwendet werde. — Ich stelle also
den Antrag, diesen Paragraph beizubehalten, aber beizufügen

: „Die Zuteilung geschieht nach Maßgabe der Kopfzahl

der Gemeinden." Im ersten Alinea wären die Worte
„in denen sie erhoben werden" zu streichen.

Heller, Berichterstatter der Kommission. Ich möchte
Ihnen namens der Kommission empfehlen, den Paragraph

so anzunehmen, wie er aus der ersten Beratung
hervorging und an welcher Fassung die Kommission, wie
Herr Krenger bemerkte, mit 7 gegen 4 Stimmen
festgehalten hat. Es wurde allerdings die Frage betreffend
Kapitalisierung nochmals eingehend erörtert; allein die

Kommission hat geglaubt, es sei richtiger, wenn man die
Gemeinden in dieser Beziehung nicht bevormunde,
sondern es ihrem Ermessen anheimstelle, ob sie kapitalisieren
wollen oder nicht. Ich persönlich habe mich immer für
das Kapitalisieren ausgesprochen, weil ich finde, daß man
durch Schaffung eines solchen Kapitals viel Gutes und
Schönes verwirklichen kann. Allein nachdem sich die
Kommission mit großer Mehrheit auf den Boden gestellt hat,
den der Große Rat in erster Beratung angenommen hat,
habe ich mich ebenfalls einverstanden erklärt, daß man
den Gemeinden freie Hand läßt.

Was nun den Verteilungsmodus anbetrifft, so ist es

eine bekannte Thatsache, daß wenn es etwas zu verteilen
giebt, auch wenn es sich nur um kleine Summen handelt,
jeder so viel als möglich zu erhalten sucht. Wenn Sie
aber in Betracht ziehen, wie wenig es für die meisten
Gemeinden ausmacht, wenn man einen andern
Verteilungsmodus wählt, so glaube ich, es wäre nicht billig,
den Grundsatz des alten Gesetzes zu verlassen. In den
Gemeinden, wo das Geld kapitalisiert wird, werden die
Zinsen ja für edle und gute Zwecke verwendet. In Bern
z. B. kann daraus zum größern Teil die Unentgeltlichkeit

der Lehrmittel bestritten werden. Ferner strebt man
Knabenhorte w. an, und auch da kann ein Fonds gute
Dienste leisten. Ich begreife deshalb den Antrag des

Herrn Schwab nicht recht, der die Gelder nur für Armenzwecke

verwenden will. Giebt man sie für Schulzwecke
aus, so dienen sie ja auch Armenzwecken; denn man hat
ja in der Schule sehr viele arme, halb verwahrloste
Kinder, für die man sorgen sollte; denn wenn man in
der Jugend für sie sorgt, ist auch für ihre Zukunft
vorgesorgt. Wählen Sie einen andern Verteilungsmodus,
so wird dies, wie 1888, dem Gesetz viele Gegner schaffen;
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denn die betreffenden Gemeinden wünschen am
gegenwärtigen Verteilungsmodus festzuhalten. Ich empfehle
Ihnen deshalb, den Z 12 so anzunehmen, wie er mit
ziemlich großem Mehr aus der ersten Beratung hervorging.

Burkhardt. Wir haben aus dem Vortrag des

Herrn Heller gehört, daß die Stadt Bern mit den 10 °/o
für humanitäre Zwecke sehr viel thun kann. Das ist
sehr schön; aber schade ist es, daß nicht auch die kleinern,
die armen Gemeinden mit den 10 "/» etwas Aehnliches
machen können. Diese erhalten sozusagen nichts und
humanitäre Zwecke können daher nicht erreicht werden.
Ich begreife nicht, wie Herr Heller und die Vertreter der
Städte und größern Ortschaften so sehr am bisherigen
Verteilungsmödus festhalten. Ich finde, sie sollten
einmal nachgeben, die großen, reichen Ortschaften sollten
einmal gegenüber den armen ein „Gleich" thun. Im
Schulgesetz ist das nicht geschehen. Ich hätte dort in
Bezug auf den Stacktsbeitrag gerne einen andern
Verteilungsmodus gesehen, so daß die armen Gemeinden

per Schüler gleichviel Staatsbeitrag erhalten hätten, wie
die reichen. Ich habe mich aber fügen müssen und werde
gleichwohl für das Gesetz einstehen, weil ich lieber das
Gute, das es enthält, nehme, als gar nichts. Aber heute
sollte in Bezug auf den Anteil an den Wirtschaftspatentgebühren

einmal nachgegeben werden. Wenn Herr Heller
sagt, man sei nun an den bisherigen Verteilungsmodus
gewöhnt, so will das nicht sagen, daß man das Unrecht
nicht aufheben und wieder gut machen solle. Ich kann
Sie versichern, daß wenn der bisherige Verteilungsmodus
beibehalten wird, dies auf dem Lande böses Blut giebt;
die Leute brauchen nur die Verhandlungen und die
Ausführungen des Herrn Heller zu lesen, so werden sie

sofort gegen das Gesetz Stellung nehmen. Ich glaube,
gerade die Stadt Bern hätte ein großes Interesse, dafür
zu sorgen, daß man ihr nach dieser Richtung keinen
Vorwurf machen kann; die Stadt Bern ist mit Steuern
nicht so sehr belastet und sie kann ihre Humanitären
Zwecke gleichwohl erreichen; es wäre daher schön, wenn
die Vertreter der Stadt Bern auf der bisherigen
Verteilung der 10 "/» nicht beharren würden.

Dürrenmatt. Es spricht für die Kapitalisierung
dieses Zehntels noch ein Grund, der nach meiner Ansicht
für Sie ganz durchschlagend sein muß, und das ist die
Kongruenz zwischen dem neuen Wirtschaftsgesetz und
dem Schulgesetz, das Sie dem Volke vorzulegen im
Begriffe sind. Das neue Schulgesetz schreibt in Art. 19
ausdrücklich vor: „Zur Bildung und Aeufnung des Schulgutes

sollen verwendet werden: 4) die durch
spezielle Gesetze bestimmten Einkünfte." Nun können Sie
doch nicht im gleichen Augenblick, wo Sie diese Bestimmung

dem Volke zur Genehmigung vorlegen wollen, im
Wirtschaftsgesetz etwas anderes bestimmen und sagen, die
10 °/o dürfen in die laufende Verwaltung verwendet
werden. Es kann also für den Großen Rat kein Zweifel
sein, ob das Geld kapitalisiert werden soll oder nicht;
er würde sonst sich selbst desavouieren.

Was den Antrag des Herrn Krenger betrifft, so scheint
er mir in Bezug auf die Art der Verteilung die
glücklichste Lösung zu enthalten. Es entspricht dieser Antrag
auch vollständig der Praxis in Bezug auf die Verteilung
des Ertrages des Alkoholmonopoles, der auch nicht nach
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dem Konsum verteilt wird. Der Kanton Waadt, der
keine Kartoffeln brennt, erhält im Verhältnis genau den

gleichen Betrag, wie der Kanton Bern, und das ist ja
eben die Klage über das Alkoholgesetz, daß die Kartoffeln
bauenden Kantone nicht so berücksichtigt wurden, wie die
Wein bauenden, daß das Gesetz die letztern begünstige.
Allein in der Bundesversammlung war man sofort einig,
daß der Ertrag nach der Kopfzahl verteilt werden solle.
Ich glaube nun, auch der Ertrag dieses kantonalen
Alkoholzehntels — es ist auch nichts anderes — solle
ebenfalls nach der Kopfzahl verteilt werden und nicht
nach Maßgabe der in jeder Gemeinde bezahlten
Patentgebühren.

Präsident. Ich teile mit, daß Herr I)r. Schwab
seinen Antrag, daß die 10 °/o ausschließlich zu Armenzwecken

verwendet werden solle, fallen gelassen hat. Ferner
setze ich voraus, daß der Antrag des Herrn Krenger
gleich lauten würde, wie im frühern Projekt: „Von den
Patentgebühren werden 10 "/» im Verhältnis der aus
der letzten Volkszählung sich ergebenden Wohnbevölkerung
unter sämtliche Einwohnergemeinden verteilt."

Ritsch ard, Regierungsrat. Ich möchte einen
Antrag stellen, von dem ich dafürhalte, er könnte die
verschiedenen auseinandergehenden Meinungen auf sich

vereinigen und die verschiedenen Jntereffenstandpunkte
ausgleichen. Ich möchte nämlich den Antrag stellen, die
10 °/o dem kantonalen Armen- und Krankenfonds zur
Kapitalisierung zuzuweisen. Hierbei leiten mich folgende
Erwägungen.

Sie wissen, daß bei Anlaß der Aufhebung der Diensten-
zinskaffe eine Summe von circa Fr. 600,000 sich erzeigt
hat, von der man nicht recht wußte, zu welchem Zwecke
man sie verwenden solle. Schließlich hat dann der Große
Rat beschlossen, es sei ein kantonaler Armen- und Krankenfonds

zu gründen und diesem diese Summe zuzuweisen.
Ferner wurde beschlossen, diesem Fonds überdies noch
gewisse Gefälle zuzuweisen. Gegenwärtig beläuft sich nun
dieser Fonds auf circa Fr. 800,000, und er wächst jährlich

um circa 50—55,000 Fr. an. Nun wissen Sie, daß
die Tendenz bei Revision des Armengesetzes dahin geht,
die Gemeinden zu entlasten, und man hat dieser Tendenz
auch schon im Schulgesetz Ausdruck gegeben. Sollen nun
aber im Armenwesen die Gemeinden wesentlich entlastet
werden, so muß man sich auch rechtzeitig nach den nötigen
Einnahmen umsehen, damit der Staat nicht in finanzielle
Schwulitäten kommt. Die Armendirektion hat nun dieser
Seite der Frage alle Sorgfalt zugewendet, und sie wird
Ihnen verschiedene Maßnahmen vorschlagen, um
genügende Mittel zu erhalten; es wird das Sache späterer
Diskussion sein. Unter anderm ist aber namentlich
auch die Aeufnung des kantonalen Kranken- und Armenfonds

ins Auge gefaßt, indem man sich sagt, so gut man
es wohlthätig finde, daß Gemeindearmengüter existieren,
so sehr sei es auch angezeigt, da dem Staat die Hauptlast

zukommen solle, einen kantonalen Armenfonds zu
kreieren und zu äufnen. Nun beläuft sich dieser Fonds
bereits auf die schöne Summe von Fr. 800,000 ; allein
wenn er jährlich nur um circa Fr. 50,000 anwächst, so

werden doch Jahrzehnte vergehen, bis aus den Erträgnissen

dieses Fonds dem kantonalen Armenwesen wirksam
unter die Arme gegriffen werden kann. Nun haben Sie
hier die beste Gelegenheit, diesem kantonalen Kranken¬

il 1894.) 27S

und Armenfonds vermehrte Einnahmen zuzuwenden, und
ich beantrage daher, diese 10 °/<> in diesen Fonds fließen
zu lassen. Es hätte das zur Folge, daß der Fonds
jährlich um circa Fr. 150,000 anwachsen und in
verhältnismäßig kurzer Zeit eine wirksame Finanzquelle für
das Armenwesen würde. Es wären daran auch alle
Gemeinden beteiligt, indem die Erträgnisse des Kranken-
und Armenfonds später gleichmäßig in die Gemeinden zurückfließen

würden. Werden die 100,000 Fr. Gebührenanteile
in der laufenden Verwaltung verwendet, was nach meiner
Ansicht geradezu eine Sünde wäre, oder verteilt man sie

auf die Schul- und Armengüter des ganzen Landes, so
wird davon in beiden Fällen nicht viel verspürt. Lassen
Sie aber die Summe beieinander, so erhalten wir
allmählich einen Kranken- und Armenfonds, mit dem sich

etwas anfangen läßt. Ich möchte Sie deshalb sehr
bitten, meinen Antrag anzunehmen.

Burkhardt. Ich muß gegenüber dem Antrag des

Herrn Ritschard den Gegenantrag stellen. Ich bin nicht
dafür, daß man in Zeiten, wo man zur Bestreitung der
dringendsten Staatsausgaben kein Geld hat, einen Fonds
bildet. Was dieses Fondssammeln bedeutet, wissen wir
übrigens. Wir brauchen nur an den berühmten Ohmgeldfonds

zurückzudenken. Als man ihn einmal in Anspruch
nehmen wollte, war er nicht mehr da! Und ich erinnere
ferner an eine der letzten Sessionen des Großen Rates,
wo Herr Scheurer erklärt hat, die Fr. 1,700,000, die
der alte Kanton für das Armenwesen zuviel einbezahlt
habe, seien nicht vorhanden. Wir können also lange
sammeln, so wird das Geld doch, wenn es einem
einfällt, für etwas anderes verwendet. Ich möchte deshalb
davor warnen, diese 10 °/o einem staatlichen Armenfonds
einzuverleiben; man würde im ganzen Land herum sagen,
für einen solchen Zweck habe man kein Geld. Ich könnte
mich auch dem Antrag des Herrn Krenger anschließen;
dagegen gefällt mir der Antrag des Herrn Zehnder, das
Geld in der Staatskasse zu belassen, besser, weil es

dann nicht kapitalisiert zu werden braucht und für
notwendige Zwecke gerade verwendet werden kann. Ich
möchte Ihnen deshalb den Antrag des Herrn Zehnder
bestens empfehlen.

A b st i m m u n g.

Eventuell: I. Im Falle einer Zuteilung der 10°/»
an die Gemeinden:

1) Für den Antrag der Kommission 82 Stimmen.

„ „ „ Krenger 92 „
2) Für den Antrag der Regierung,

Kapitalisierung für Schul- und Armenzwecke
(gegenüber dem Antrag der Kommission,
keine Kapitalisierung vorzuschreiben) Minderheit.

II. Im Falle keiner Zuteilung an die
Gemeinden:

Für den Antrag Zehnder 69 Stimmen.

„ „ „ Ritschard 87 „
Definitiv: Für Festhalten am Ergebnis der

eventuellen Abstimmug sub I (gegenüber dem Ergebnis der
eventuellen Abstimmung sud II) Große Mehrheit.

Dürrenmatt. Ich möchte mir die Frage erlauben,
ob die Abstimmung so zu verstehen ist, daß die Gemeinden
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immerhin gehalten sind, die 10°/» für Schul- und
Armenzwecke zu verwenden.

Präsident. Ja.

s 13.

Angenommen.

s 14.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Hier ist unter anderm von besondern

Bewilligungen die Rede, die man an geschlossene

Gesellschaften erteilen könne. Es find das Leiste, Cercles,
Lesegesellschaften, gesellschaftliche Vereinigungen, wo bloß
den Mitgliedern Getränke verabfolgt werden. Wir
beantragen nun in dieser Beziehung zweierlei: 1) es sei das
Maximum der Gebühr auf Fr. 300 zu erhöhen, mit
Rücksicht darauf, daß es unter Umständen sehr zahlreiche
Gesellschaften geben kann, wo die Wirtschaft etwas
abwirft, 2) es haben solche geschlossene Gesellschaften einen
Geschäftsführer oder Vertreter zu bezeichnen, an den man
sich halten kann und auf dessen Namen das Patent
erteilt wird. Es ist das notwendig im Interesse der
Ordnung, damit man weiß, wer haftet und für die Führung
der Wirtschaft verantwortlich ist. Man wird sagen, es

gebe kleinere geschlossene Gesellschaften — Leiste, Cercles —
die keinen eigentlichen Wirt haben, sondern nur einen
Abwart oder eine AbWärterin. In diesem Falle wird
sich eben ein Mitglied des Vorstandes — ich nehme an,
der Kassier — als Vertreter stellen und auf seinen
Namen das Patent nehmen müssen. Ich empfehle Ihnen
diese beiden Aenderungen zur Annahme.

Demme. Ich glaube, daß durch diese Fassung den
Wünschen des Wirtevereins voll und ganz Rechnung
getragen wird. Hingegen wünscht der Wirteverein, die
Limite für die Gebühren möchte eine größere sein. Es
giebt unter diesen Gesellschaften allerdings solche, wo die
Konsumation mehr oder weniger Nebensache ist. Allein es

giebt auch solche, welche eine drei- oder viermal größere
Konsumation aufweisen, als eine Wirtschaft, die eine
Patentgebühr von 500 Fr. bezahlen muß. Es soll
deshalb die Möglichkeit gegeben sein, gegenüber einer solchen
Gesellschaft die Patentgebühr entsprechend erhöhen zu
können. Es sollte zum wenigsten gesagt werden „Fr. 50
bis 500" statt „Fr. 50 bis 300".

Dürrenmatt. Die Extrabewilligung für Bauunternehmer

und andere Arbeitgeber scheint mir ein Unding
zu sein. Es ist noch kein Arbeiter auf dem Bauplatz
verhungert oder verdurstet, wenn er ordentlich bezahlt wurde,
und auch der Vorbehalt „und kein Erwerb daraus ge¬
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macht wird" ist illusorisch. Etwas verdienen will der

Bauunternehmer doch; gratis macht er die Sache nicht,
und wenn einer einige hundert Arbeiter beschäftigt, so

liegt die Versuchung nahe, sich auch noch auf diese Weise

zu bereichern; die Masse muß es machen. Die Versuchung
ist groß, daß man zudringlich wird und dem einzelnen
Arbeiter mit dem Bier nachgeht, der es dann fast nicht
abweisen darf. Diese Versuchung möchte ich lieber von
vornherein vermeiden, und deshalb beantrage ich, den

bezüglichen Passus zu streichen.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Ich will Ihnen die Gründe
mitteilen, weshalb die Regierung eine solche Bestimmung
ins Gesetz aufnehmen zu sollen glaubte. Es ergiebt sich

dieser Antrag ganz aus den gegebenen Verhältnissen, wie
sie vorliegen. Es handelt sich nicht um Bauunternehmer,
die in einer Ortschaft oder in der Nähe einer Ortschaft
arbeiten lassen, wo die Arbeiter Gelegenheit genug haben,
ich in der freien Zeit zu verköstigen, sondern es handelt
ich um abgelegene Plätze, um Straßenbauten oder Wasser-
vrrektionen in stundenweiter Entfernung von einer Ort-
chaft. Da können die Leute in den Freistunden nicht

erst Stunden weit laufen, und vielleicht sind die
Verhältnisse so, daß sie nicht einmal abends heim können.

In einem solchen Falle muß eine Kantine errichtet werden,

und es muß zu diesem Zwecke, wenn Ordnung
herrschen soll, dem betreffenden Unternehmer eine

Bewilligung gegeben und ihm gesagt werden, was er thun
darf und was nicht. Diese Bestimmung ist also
aufgenommen worden, um einem wirklichen Bedürfnis zu
begegnen, und wir glauben, damit zugleich manchen Klagen
abzuhelfen, die in letzter Zeit laut wurden, so namentlich dem

Unfug, daß auf den Arbeitsplätzen in der Stadt Bern,
sogar auf dem Bahnhof, von den Brauereien Bier herzugeführt

wird und daß der Piqueur quasi der Agent der
Brauerei ist und das Bier absetzt. Hiefür wird keine

Bewilligung Hegeben werden, indem ausdrücklich gesagt
ist: „Das Feilbieten und Ausschenken von geistigen
Getränken auf Arbeitsplätzen durch Personen, welche keine

Bewilligung hiefür besitzen, ist untersagt." — Wir glauben

also, durch diese Bestimmung werden nicht Mißbräuche
herbeigeführt, sondern im Gegenteil solche beseitigt.

Egg er. Ich möchte den Antrag des Herrn Dürrenmatt

unterstützen. Es sind in der Kommission, namentlich

aus dem Jura, verschiedene Klagen laut geworden,
wie es da gehe. Wein, Bier und Schnaps werde nicht
nur in der Kantine oder im Lokal offeriert, sondern man
gehe den Arbeitern nach und veranlasse sie, zu trinken,
und es komme vor, daß am Zahltage einzelne Arbeiter
2/s bis 2/4 ihres Lohnes vertrunken haben. Ich bin mit
Herrn Dürrenmatt vollständig einverstanden, daß niemand
zu Grunde gehen 'wird, wenn man diesem Skandal schon
ein Ende macht, und ich glaube, es ist Pflicht des Großen
Rates, einem allgemeinen Wunsch der Bevölkerung
entgegenzukommen.

Demme. Ich glaube, die Ansicht der Herren Dürrenmatt

und Egger beruhe auf einem Irrtum. Es ist der
Wille der Regierung und der Kommission, daß in
Zukunft der Bauunternehmer nicht Getränke an die Arbeiter
soll verabreichen dürfen, wenn in der Nähe eine Wirtschaft

ist. Dagegen muß ihm die Möglichkeit gegeben
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sein, an abgelegenen Orten, wie z. B. beim Bau der

Grimselstraße, eine Kantine zu errichten.

Steck. Ich möchte darauf hinweisen, welches die

Folge der Annahme des Antrages des Herrn Dürrenmatt
wäre. Wenn in solchen Fällen, wo Arbeiter in einer
Stunden weit von einer Wirtschaft entfernten Gegend
beschäftigt werden, dem Bauunternehmer nicht gestattet
wäre, die Arbeiter mit Speise und Trank zu versorgen —
und zwar so, daß er dabei keinen Verdienst machen darf
— so würde die Versorgung einfach den Wirten anheimfallen,

d. h. es würden den Arbeitern Marketender
nachgehen und Speisen und Getränke auswirten, die Arbeiter
müßten denselben ihren Profit auf der Ware bezahlen,
und es würde so das, was eine wohlthätige Einrichtung
sein sollte, zur Ausbeutung der Arbeiter gemacht. Ich
glaube, man muß dafür sorgen, daß der Arbeiter in solchen
Fällen irgendwo Speise und Trank beziehen kann. Gerade
Straßenarbeiten verlangen, daß der Arbeiter auch richtig
ernährt wird und etwa auch einen guten Trunk erhält.
Es ist deshalb besser, wenn man dem Bauunternehmer
eine solche Bewilligung erteilt, statt daß man die Sache
der Privatspekulation überläßt.

Morgenthaler (Leimiswyl). Ich finde, es liege
in diesem Artikel ein Widerspruch. Einerseits sollen die

Bauunternehmer aus diesem Wirten keinen Erwerb machen
und anderseits dann doch eine Gebühr bezahlen. Ich möchte
Ihnen den Antrag des Herrn Dürrenmatt empfehlen.
Die Sache ist nicht so gefährlich, wie man sie hinstellen
wollte. Die Arbeiter können gemeinsam für ihre
Verköstigung sorgen, wie es z. B. die Italiener thun.
Dagegen liegt die Gefahr nahe, daß vom Bauunternehmer
auf die solideren Arbeiter ein gewisser Druck ausgeübt
wird, und das sollte man absolut vermeiden. — Sollte
die Bestimmung beibehalten werden, so möchte ich dann
empfehlen, die Gebühr zu streichen.

Dürrenmatt. Wenn Herr Steck auf dem Land
aufgewachsen wäre, so wüßte er, daß der Uebelstand, den

er als so schrecklich ansieht, schon existiert. Es kommt
an manchem Ort vor, daß am Morgen die Holzer Stunden
weit gehen müssen, oder auch der Landmann im Winter,
um Heu zu holen. Diese Leute nehmen ihr Mittagessen
mit und verköstigen sich unterwegs; sie sind Stunden
weit von einer Wirtschaft entfernt, aber es fällt
niemandem ein, deswegen extra eine Kantine zu errichten.

Steck. Ich bin allerdings nicht auf dem Lande
aufgewachsen, weiß aber gleichwohl, daß der Wald nicht
in den Häusern wächst. Aber ich möchte darauf
aufmerksam machen, daß es sich z. B. bei Straßenbauten, die
sich nicht vergleichen lassen mit den von Herrn Dürrenmatt

angeführten Beispielen, um Arbeiter handelt, die
wochen- und monatelang von bewohnten Orten entfernt
sind. Das läßt sich nicht vergleichen mit Arbeiten, die
der Landmann vorübergehend in großer Entfernung
auszuführen hat. Giebt man dem Arbeitgeber keine solche

Bewilligung, so werden Wirte an seiner Stelle Speisen
und Getränke verkaufen, und da man dem Arbeitgeber
vorschreiben kann, er dürfe keinen Erwerb daraus machen,
so sollten wir es bei der Bestimmung des Entwurfs
bewenden lassen. Allerdings ist es richtig, daß der Arbeitgeber

nicht noch eine Gebühr bezahlen sollte. Wird aber
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eine solche gefordert, so wird das Minimum verlangt
werden, und das soll der Arbeitgeber draufschlagen dürfen.
Ich möchte Sie ersuchen, diesen Passus, der eine Wohlthat

für die Arbeiter bedeutet, nicht zu streichen.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Herr Morgenthaler hat bemerkt,
man sollte keine Gebühr beziehen. Nun mache ich darauf
aufmerksam, daß deshalb ein Minimum von Fr. 50 in
Aussicht genommen ist, und wenn die Bewilligung nicht
für das ganze Jahr erteilt wird, beträgt die Gebühr
sogar nur Fr. 25. Diesen Betrag kann der Unternehmer
draufschlagen, ohne die Ware stark verteuern zu müssen.
Das Maximum der Gebühr bezieht sich nicht sowohl auf
diese Bewilligungen für Arbeitgeber, sondern mehr auf
geschlossene Gesellschaften. Ferner mache ich noch darauf
aufmerksam, daß allerdings in vielen Fällen es nicht
nötig ist, Bewilligungen zu erteilen, wenn sich die Leute
anders behelfen können. Aber denken Sie an eines.
Wenn Sie nicht Gelegenheit geben, daß der Arbeitgeber,
wenn eine größere Zahl Arbeiter in einer abgelegenen
Gegend arbeiten, für Nahrungsmittel und Getränke
sorgen kann, so leisten Sie damit dem Schnapskonsum
Vorschub. Wenn die Leute etwas von Daheim mitnehmen
sollen, so werden sie eben Schnaps mitnehmen, da sich

derselbe leichter mitnehmen läßt, als Wein oder Bier.
Im übrigen bemerke ich, daß uns schließlich an dieser
Bestimmung nicht so furchtbar viel gelegen ist ; denn gestützt
auf den Z 11, der von Pensionswirtschaften und Volksküchen

spricht, werden wir uns gleichwohl zu helfen wissen.
Man würde es einfach als eine kleine Volksküche
betrachten, wenn ein Bauunternehmer eine Kantine errichtet
und darin zum Selbstkostenpreis die Arbeiter speist.
Allerdings hätten wir dann keine Bestimmungen gegen
unbefugtes Ausschenken von Getränken, gegen den Unfug,
den Herr Egger tadelt, von dem er aber unrichtig sagt,
er werde durch das Gesetz geschaffen, sondern der
vielmehr eintreten wird, wenn der Passus, um den es sich

hier handelt, gestrichen wird.

Abstimmung.
1. Für ein Gebühren-Maximum von Fr. 300

30 Stimmen.
Für den Antrag Demme (Fr. 500) 48 Stimmen.
2. Für den Entwurf (gegenüber dem

Antrag Dürrenmatt) Mehrheit.

s 15.

Steffen (Madiswyl). Ich möchte beantragen, das
Wort „Schulfesten" zu streichen und zu sagen „Schul-
und Volksfesten".

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Ich acceptiere diese Aenderung.

Dürrenmatt. Mir scheint im Gegenteil, man
sollte das Wort „Schulseste" ganz streichen; das ist nicht

- 1894. 70»
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ein Anlaß, bei dem man dem Alkoholgenuß noch
Vorschub leisten soll.

Abstimmung.

Für den Streichungsantrag Dürrenmatt Minderheit.

88 16-19.

Ohne Bemerkung angenommen.

8 20.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Ich würde das Wort bei Z 20
nicht ergreifen, da keine Aenderung beantragt wird, wenn
es nicht wäre, um kurz noch einmal über die Bedeutung
dieses Artikels und die Gründe, weshalb er vorgelegt
wird, Ihnen Bericht zu erstatten, da gegen die Aufnahme
dieses Artikels von verschiedenen Seiten Bedenken
aufgetaucht sind und derselbe vielfach ganz irrtümlich
ausgelegt und verstanden worden ist. Es ist der sogenannte
Spielartikel.

Es fragt sich: Sollen wir im Wirtschaftsgesetz in
dieser Beziehung überhaupt etwas Neues aufnehmen?
Durchaus notwendig gehört es nicht ins Wirtschaftsgesetz;
denn wir besitzen ein Gesetz über das Spielen und dieses
sagt bereits, daß in öffentlichen Wirtschaften die und die
Spiele, wo der reine Zufall regiert und um Geldsummen
gespielt wird, ausgeschlossen seien. Aber ich mache Sie
darauf aufmerksam, daß sich dieses Verbot auf die öffentlichen

Wirtschaften beschränkt. Nun hat sich die Regierung
gefragt, anläßlich der verschiedenen Gelegenheiten, bei
welchen das sogenannte Rößlispiel in Kursälen zur Sprache
gekommen ist, wie man sich dazu verhalten solle. Wird
das Rößlispiel in der Wirtschaftslokalität aufgestellt, dann
ist diese Aufstellung, nach dem Spielgesetz, strafbar. Wird
es aber in einer Lokalität aufgestellt, die nicht zu den

Wirtschaftslokalitäten gehört, so bietet uns das Gesetz
keine Handhabe, irgendwelche Kontrolle und Aufsicht
darüber auszuüben. Wir wünschen nun, diesen Zustand
in der Weise zu verbessern, daß die Regierung Mittel in
die Hand erhält, dieses und andere Spiele, welche in
Frage kommen könnten — es werden oft auch neue
erfunden — zu gestatten oder zu verbieten, je nach dem

Charakter des Spieles, der Höhe des Einsatzes und den

Summen, welche in Frage kommen. Die Regierung
wünscht es in die Hand zu bekommen, von Fall zu Fall
prüfen zu können, ob für das einte oder andere Spiel
eine Bewilligung erteilt werden soll oder nicht; denn es

giebt viele Fälle, wo die Richter in der Beurteilung nicht
klar sind, ob dieselben unter das Spielgesetz fallen oder
nicht, und es ist vorgekommen, daß Spiele, die man als
Hazardspiele betrachtete, von den Gerichten nicht als solche
angesehen wurden. Wir möchten nun von Fall zu Fall
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die Entscheidung in die Hand der Regierung legen. Sie
wird dann an die Spiele gewisse Bedingungen knüpfen
können; sie wird sagen, sie gestatte die Aufstellung des

Rößlispiels nicht mit unbeschränktem Einsatz, sondern
nur mit Beschränkung des Einsatzes, z. B. auf 1 Fr.
Man wird ferner die Bedingung stellen, daß das Spiel
nur zu bestimmten Stunden und nicht in die Nacht hinein

getrieben werden dürfe, daß es unter Aufsicht und
Kontrolle stehe und daß jederzeit, wenn sich Uebelstände zeigen
und Klagen laut werden sollten, die Bewilligung
zurückgezogen werden könne. So wird immer darauf gesehen
werden können, daß nicht andere, gefährlichere Spiele
getrieben werden, während wir gegenwärtig solche Spiele
viel schlimmerer Art nicht erreichen können.

Das Rößlispiel wird also durch den vorliegenden
Paragraphen nicht dahin und daweg garantiert. Wir
haben die Möglichkeit, daß es unter gewissen Vorbehalten
gestattet werden kann; aber wir behalten uns auch vor,
es zu untersagen, wenn begründete Klagen eingehen.
Erinnern Sie sich daran, daß der Bundesrat selber, auf
Reklamationen hin, eine Untersuchung über das «^su
ckss pstits obevaux » in Montreux veranstaltet!' und zum
Resultat gelangte, es sei dasselbe nicht als ein Hazard-
oder Lottospiel zu betrachten, gegen das eingeschritten
werden müsse; es sei ein Kinderspiel und es verlohne
sich nicht, dasselbe zu verbieten, während anderseits der

Bundesrat es für nötig gefunden hat, die luzernischen
Behörden auf die Spielunfuge aufmerksam zu machen,
welche im dortigen Kursaale eingerissen seien. Damit ist
gesagt, wir sollen das unschuldige Rößlispiel, wenn es

in den richtigen Schranken getrieben wird, nicht mit
solchen Lottospielen auf die gleiche Linie stellen, wie sie

im Kursaal von Luzern und anderswo getrieben werden.
Man muß nicht Ungleiches mit einander vergleichen, nur
um Gespenster an die Wand zu malen. Es ist sicher nicht
Liebhaberei oder Begünstigung des Hazardspieles, was
die Regierung bewog, diesen Paragraph aufzunehmen,
sondern die Ueberzeugung, daß er der Regierung ein
Mittel an die Hand geben wird, in dieser Beziehung
eine bessere Ordnung zu erzielen.

Steck. Der Art. 20 enthält den ganz richtigen
Grundsatz, daß in Wirtschaften keine verbotenen Spiele
geduldet werden sollen, auch nicht in Lokalen, die von
geschlossenen Gesellschaften benutzt werden. Ich glaube,
diesen Grundsatz sollen wir festhalten und davon keine

Ausnahme machen. Wofür hat man ein Spielgesetz,
wenn man dann nachher im Wirtschaftsgesetz sagt, die
Regierung könne für einzelne Fälle eine Ausnahme machen!
Wenn man findet, es gebe gewisse Spiele, die zu verbieten
hart erscheine, so revidiere man das Spielgesetz und ziehe
den Kreis der nicht verbotenen Spiele etwas weiter; das
ist der gerade, richtige Weg. Ich bin überzeugt, daß
dieser Artikel, der im Volk der Rößlispielartikel genannt
wird, im Volk mehr Aufsehen macht, als Sie glauben;
man hört im Publikum sehr viele Stimmen darüber,
daß man das Rößlispiel sanktionieren wolle. Ich will
nicht verkennen, daß sich vielleicht Gründe anführen lassen,
das Rößlispiel unter gewissen Beschränkungen zu dulden;
aber ich sage nochmals, daß man in diesem Falle das
Spielgesetz abändern und nicht im Wirtschaftsgesetz eine

Ausnahme aufstellen soll. Ich stelle deshalb den Antrag,
es beim Grundsatz der Nichtduldung verbotener Spiele
bewenden zu lassen und den übrigen Teil des Art. 20
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zu streichen; die betreffende Gelegenheitsbestimmung gehört
nicht ins Wirtschaftsgesetz.

Dürrenmatt. Herr Steck ist mir mit seinem Antrag
zuvorgekommen. Die Popularität, die Herr Steck im
Rate genießt und diejenige, die ich genieße, sind ungefähr
gleich (große Heiterkeit); das hindert mich aber nicht,
Herrn Steck aus voller Ueberzeugung zu unterstützen. Wenn
der Herr Direktor des Innern zuerst das Wort ergriffen
hat, um den Artikel zu verteidigen, bevor er angegriffen
worden ist, so bin ich ihm dafür sehr dankbar, indem ich

nun antworten kann, anstatt daß ich sonst gewöhnlich der

Gefahr ausgesetzt bin, mich sofort zerschmettern zu lassen,

wenn ich etwas gesagt habe; Herr v. Steiger wird es mir
zwar dann gleichwohl nicht schenken (Heiterkeit).

Der Standpunkt, auf den sich Herr v. Steiger stellt,
ist in meinen Augen ein ganz verfehlter. Er sagt, man
wolle durch diesen Artikel justement den Mißbrauch mit
dem Rößlispiel verhüten; es ist das der nämliche Standpunkt,

den man vorhin bei der Diskussion über die
Wirtschaften auf den Arbeitsplätzen auch eingenommen hat;
dort sagte man auch, man wolle damit den Mißbrauch
verhüten. Das ist mir nun ein ganz neues Verfahren,
daß man nämlich einfach die Mißbräuche als gesetzlich
erklärt. Auf diese Weise können Sie das ganze
Strafgesetzbuch überflüssig machen. Wenn Sie das Betrügen
und Stehlen von vornherein erlauben, so kann man sagen:
es ist erlaubt; es ist kein Mißbrauch mehr!

Es wird das Rößlispiel, um das es sich handelt, als
eine höchst unschuldige Sache hingestellt. Dieser Schilderung

gegenüber ist immerhin daran zu erinnern, daß es

doch vorgekommen ist, daß z. B. ein elfjähriger Knabe —
ich könnte ihn nennen — in Jnterlaken beim Rößlispiel
einen Fünflivres verloren hat. Es wird nicht nur zu
Einsätzen von Fr. 1 gespielt, sondern auch mit Fr. 2 und
Fr. S Einsatz, und es wird nicht nur von den Fremden
gespielt, sondern auch von den Einheimischen, von Kellnern

und Portiers. Aber auch wenn der Mißbrauch nicht
so groß sein sollte, so scheint mir doch, ein anderer
Grund sollte den Großen Rat bewegen, hier keine

Ausnahme zu gestatten; das ist der Grundsatz der
Rechtsgleichheit. Wir haben in der Bundesverfassung alle
Vorrechte des Orts abgeschafft, und nun kommt der Große
Rat und sagt, an Kur- und ähnliche Etablissemente
können Bewilligungen erteilt werden. Weshalb sollen
Kur- und ähnliche Etablissemente gegenüber den andern
Wirtschaften ein Vorrecht haben? Ist das, was wir in
Jnterlaken erlauben, in Herzogenbuchsee nicht auch
erlaubt? Wenn man droben im Oberland ein Rößlispiel
einrichtet, dürfen wir in Wanzwyl nicht auch eines

einrichten? Weshalb haben die Herren in Jnterlaken ein
solches Vorrecht? Woher nimmt die Regierung die
Kompetenz, ein solches Vorrecht einzuräumen? Und dann ist
der Ausdruck „ähnliche Etablissemente" ein ganz vager;
man kann daraus machen, was man will.

Ich weiß schon, daß die Meinung eine vorgefaßte ist
und mein Antrag unterliegen wird, wie das letzte mal.
Allein ich kümmere mich nicht darum. Ich kann
allerdings mein Votum abkürzen, indem ich nicht immer
wiederholen will, was schon früher gesagt wurde; aber

ich will mich wenigstens saldieren vor meiner

Ueberzeugung; es soll nicht gesagt werden, es habe niemand

gegen dieses Vorrecht und die Begünstigung bestimmter
Orte protestiert. Ich schließe mich darum dem Streichungsantrag

des Herrn Steck an.
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Bühl er. Sie brauchen nicht zu glauben, daß ich in
dieser Angelegenheit pro ckomo sprechen möchte; denn
wir haben in Frutigen nicht im Sinne, das Rößlispiel
einzuführen, und ich persönlich mache davon keinen Gebrauch.
Aber ich glaube, man mache aus der ganzen Angelegenheit

zu viel Wesens. Ich habe dem Spiel in Jnterlaken
wiederholt zugesehen und gefunden, die Sache sei absolut
nicht so wichtig, wie man allgemein behauptete, sondern
es handle sich um ein ganz unschuldiges Spiel, das, so
wie es dort getrieben wird, jedenfalls viel unschuldiger
ist, als viele andere Spiele, die sich im ganzen Kanton
herum abwickeln. Wir wissen ja, was für gewisse Kartenspiele

man namentlich früher häufig getrieben hat, bei
denen in viel kürzerer Zeit viel größere Summen
verloren wurden, als beim Rößlispiel. Es handelt sich hier
allerdings hauptsächlich um das Rößlispiel in Jnterlaken;
aber es ist nicht gesagt, daß es sich aus Jnterlaken
beschränken soll; es können andere Ortschaften, wie Thun u.,
auch in die Lage kommen, ein solches einzurichten. Es
fragt sich nun heute hauptsächlich, ob man Jnterlaken,
diesem Hauptfremdenorte, etwas entgegenkommen wolle
oder nicht. Ich glaube, das solle man thun, mit Rücksicht

darauf, daß der ganze Kanton ein großes Interesse
daran hat, daß die Fremdenindustrie blüht. Dieselbe ist
ein ungemein wichtiger Zweig der Erwerbsthätigkeit in
unserem Kanton, und da der Staat dafür so wie so viel
zu wenig leistet, so soll er wenigstens hier etwas
entgegenkommen, um so mehr, als er dabei keine Leistungen
zu übernehmen hat und sich auch keinen Gefahren moralischer

Natur aussetzt. Bei den aufgestellten Sicherheitsventilen

läuft man keine Gefahr; es ist ausdrücklich
gesagt, daß die Regierung berechtigt sei, solche Bewilligungen

zu erteilen, und sie wird die Bewilligung nur
erteilen, wenn für die Mitspielenden keine ökonomischen
Gefahren vorhanden sind. Sobald letzteres der Fall ist,
so ist die Regierung nicht nur berechtigt, sondern auch
verpflichtet, die Bewilligung sofort zurückzuziehen. Ferner
ist vorgesehen, daß eine polizeiliche Aufsicht angeordnet
werde. Ich glaube, angesichts dieser Kautelen laufe man
viel weniger Gefahr, als bei vielen andern Spielen, die
das ganze Jahr hindurch im ganzen Kanton getrieben
werden. Für Jnterlaken hat die Sache einen großen
Wert; denn in einem solchen Fremdencentrum muß den

Fremden etwas geboten werden; sie verlangen einen
Kursaal, Anstellung einer Kapelle, Anordnung von
Feuerwerken u. s. w. ; das kostet natürlich schwer Geld,
und man kann den Hoteliers wirklich nicht zumuten, daß
sie neben den großen Leistungen, die sie so wie so zur
Hebung des Fremdenverkehrs übernehmen müssen, auch
noch den ganzen Unterhalt des Kursaales, der
Kurkapelle rc. tragen sollen. Ich glaube darum, wir haben
keinen Grund, diesen Artikel fallen zu lassen. Wir
riskieren bei Annahme desselben nichts, indem ja nicht die
Möglichkeit geboten wird, daß der Spielende sich einer
ökonomischen Gefahr aussetzt; auf der andern Seite aber
kommen wir doch der Fremdenindustrie in gewisser
Beziehung entgegen.

Abstimmung.
Für den Entwurf (gegenüber dem Antrag Steck)

Mehrheit.
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s 21.

Ohne Bemerkung angenommen.

s 22.

Demme. Im Wirtschaftsgesetz von 1879 heißt es

inZ19: „Der Wirt soll wissentlich Personen, welchen
der Besuch der Wirtschaften untersagt ist, nicht
aufnehmen." Und in Alinea 3: „Ebenso soller wissentlich

keine zur Verhaftung ausgeschriebenen oder verdächtig
erscheinenden Personen aufnehmen, ohne dieselben
sogleich bei der Polizeibehörde anzuzeigen." Hier in Z 22
ist nun das Wort „wissentlich" nicht aufgenommen, und
der Wirtestand frägt sich, weshalb wohl dieses Wort
ausgemerzt worden sei. Ich möchte beantragen, dasselbe
wieder aufzunehmen. Es ist ja natürlich, daß der Wirt
die Betreffenden nicht immer kennt, und in diesem Fall
soll er auch nicht bestrast werden.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Dem Sinn nach hat Herr Demme

ganz recht; aber es ist unnötig, das zu sagen; denn

wenn jemand nicht wissentlich gefehlt hat, so wird ihn
der Richter auch nicht in eine Strafe Verfällen.

Demme. Die gleiche Erwägung wird wohl auch
schon im Jahre 1879 gemacht worden sein. Weshalb
hat man denn damals das Wort „wissentlich"
aufgenommen? Doch wohl deshalb, weil man das Gefühl
hatte, man müsse dem Wirt einigermaßen einen Schutz
gewähren.

Abstimmung.
Für den Entwurf 66 Stimmen.
Für den Antrag Demme 44 „

s 23.

v. Steiger. Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Hier wird eine etwas bessere Redaktion

beantragt. Wenn man sagt „schulpflichtige Kinder",
so könnte man meinen, es beziehe sich das auf solche

nicht, welche noch nicht schulpflichtig sind, und deshalb
haben Sie schon in der ersten Beratung in Z 41 den
Ausdruck gewählt „Kinder, welche in oder unter dem

schulpflichtigen Alter stehen." Wir haben gefunden, es

sei das eine etwas schwerfällige Redaktion, und wir schlagen
daher vor, sowohl hier als in Z 41 zu sagen: „Kinder,
welche das schulpflichtige Alter nicht überschritten haben."

Angenommen.
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Z 24.

Steck. Ich erlaube mir, auch bei der zweiten
Beratung wieder den Antrag zu stellen, es möchte die dem

-Dienstpersonal einzuräumende Schlafenszeit von 7 auf
8 Stunden heraufgesetzt werden. Ich will die Gründe, die
ich bei der ersten Beratung anführte, nicht wiederholen,
sondern möchte Ihnen heute nur einige wissenschaftliche
Stimmen über diese Frage der Schlafenszeit vorlegen.
Ich habe in einem in Berlin erscheinenden, von Braun
herausgegebenen wissenschaftlichen Blatte, dem
„Sozialpolitischen Centralblatt", das sozialpolitische, sehr wertvolle

Notizen aus allen Ländern der Erde enthält, einen
Artikel gefunden, der sich speziell mit der Beratung des

Wirtschaftsgesetzes durch den bernischen Großen Rat
beschäftigt, was mich sehr interessiert hat — Sie dürfen
nicht etwa glauben, daß ich den Artikel eingesandt habe
(Heiterkeit) — und da heißt es nun: „Der Kantonsrat
von Bern hat folgenden Artikel zum Wirtschaftsgesetz in
erster Lesung angenommen: ." Dann folgt der Wortlaut

des ' 24 und dazu macht die Redaktion die
Anmerkung: „Sieben Stunden Schlaf, sogar mit Einschränkung!

Wenn diese Vorschrift bereits einen Fortschritt
bedeutet, welcher Art müssen dann die Zustände sein, die
jetzt noch bestehen. Die Bestimmung der Ruhetage durch
bloßes Dekret, statt durch Gesetz, scheint eine zu große
Nachgiebigkeit an die Interessen der Gastwirte zu
bedeuten." In dieser Beziehung hat der Verfasser
unrecht; wenn wir die Frage der Ruhetage auf den

Dekretsweg verwiesen haben, so geschah es mehr zu dem
Zwecke, um die Frage gründlicher lösen zu können. Dann
heißt es weiter: „Man kann also die Berner Vorschriften
kaum als Muster für das künftige deutsche Gesetz zum
Schutze des Wirtschaftspersonals bezeichnen." Sie sehen,
daß eine wissenschaftliche Zeitschrift findet, der Umstand,
daß man nicht weiter zu gehen wage, als auf 7 Stunden
Schlafenszeit, weise darauf hin, daß ganz grauenhafte
Zustände bestehen müssen. Indessen können Sie immerhin

sagen, das sei ein ausländisches Blatt, das unsere
Verhältnisse nicht kenne, und überhaupt hat man ja, was
von außen hereinkommt, nicht sehr gerne. Ich will Ihnen
jedoch auch eine wissenschäftliche Stimme aus dem Kanton
Bern selber vorlegen. Ich bin auch hier zufällig auf diese
Stelle geraten. Ich habe vor mir den Bericht des
Hülfsvereins für Geisteskranke pro 1893. In diesem Bericht
ist ein Vortrag von Herrn Ernst Mützenberg enthalten,
und in diesem Vortrag findet sich folgende Stelle: „Der
Schlaf ist für Alt und Jung unentbehrlich; die Jugend
bedarf dessen in ausgiebiger Weise, 9 bis 10 Stunden
täglich, und der Erwachsene darf sich seine 8 Stunden
mit gutem Gewissen leisten. Im Schlafe erholt sich das
Gehirn, reguliert seine Zirkulation, scheidet verbrauchte
schädliche Stoffe aus, der Schlaf ist sein bestes
Heilmittel ; wo er ausbleibt, kommt die Reizbarkeit, Schwäche,
Krankheit." Hier wird also von einem Fachmann die

Schlafenszeit besprochen, namentlich mit Rücksicht auf
die Geisteskrankheiten, welche aus mangelhafter Schlafenszeit

entstehen, und hier wird gesagt, daß 8 Stunden für
einen Erwachsenen ein durchaus normales Maß sei. Ich
finde nun, das Wirtschaftspersonal ist ein Personal, das
ganz sicher keine leichte Arbeit hat; ein großer Teil
desselben hat vielmehr eine sehr anstrengende, mühsame
Arbeit, und diesem Personal gerade mit dem kleinsten
Maß die nötige Schlafenszeit zuzumessen, scheint mir
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nicht gerechtfertigt, um so mehr als Herr Mützenberg
sagt, daß die Jugend bis zum 20. Jahre mindestens 9

bis 10 Stunden Schlafenszeit nötig habe und viele im
Wirtschaftswesen Bedienstete noch nicht 20 Fahre alt sind.
Ich glaube daher, Sie würden keinen Exzeß begehen,
wenn Sie statt 7 Stunden 8 Stunden als
Minimalschlafenszeit festsetzen würden.

Dem me. Es heißt in diesem Paragraphen am
Schluß: „Dem Dienstpersonal in Wirtschaften ist eine

angemessene Zahl von Ruhetagen zuzusichern, worüber der

Große Rat ein Dekret erlassen wird." Da weiß der

Wirtestand nicht, wie die Sache im Dekret geordnet
werden soll, ob es vielleicht geschehen werde nach dem

seinerzeitigen Antrage der Herren Siebenmann und Steck,
die sich auf das eidgenössische Gesetz über die
Eisenbahnen und andere Transportanstalten berufen haben,
wonach dem Dienstpersonal 52 ganze Ruhetage, darunter
17 Sonntage, garantiert sind. Nun werden Sie begreifen,
daß der Dienst als Kellnerin gewiß ein ganz anderer ist,
als derjenige eines Eisenbahnangestellten — man kann
da kaum einen Vergleich machen — und der Dienst auf dem
Land ist wiederum ein anderer, als derjenige in der Stadt,
und in einem Berghotel ist der Dienst der Kellnerin
wiederum ein anderer, als in einer gewöhnlichen
Wirtschaft, in einem Hotel wieder anders, als in einer Pinte.
Ich möchte deshalb, daß hier eine Kautel geschaffen würde
und beantrage darum, den Zusatz beizufügen: „es soll
hiebei ein halber Tag pro Woche als sogenannter Ruhetag
nicht überschritten werden." Es wäre das eine Wegleitung
für die Beratung des Dekrets, damit der Wirt die Garantie
hat, daß die Zahl der Ruhetage einen halben Tag Pro
Woche nicht überschreiten wird.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Ich möchte Sie bitten, einen solchen
Zusatz nicht aufzunehmen. Wenn wir in der letzten
Beratung beschlossen haben, es sei diese ganze Materie
der Ruhetage in ein Dekret zu verweisen, so wäre es

nun inkonsequent, wenn Sie nun eine so außerordentlich
enge Schranke setzen würden, nach welcher sich die

Bestimmungen des Dekrets richten sollen. Was will der

Wirteverein, der durch den Mund des Herrn Demme
spricht? Er will im Maximum einen halben wöchentlichen

Ruhetag. Das geht fast unter alle Anträge hinab,
die in der ersten Beratung gestellt wurden, und ich bekenne

ganz offen, daß wir die Absicht haben, weiter zu gehen
— den sonst gebe ich auf das ganze Dekret nichts —
aber nicht schablonenmäßig, sondern so, daß die
verschiedenen Verhältnisse und Saisonzeiten berücksichtigt
werden können. Aber ein Maximum von einem halben
wöchentlichen Ruhetag, also per Jahr 26 Ruhetage,
aufzustellen, das würde dem Gesetz nicht zur Zierde gereichen
und dem Drekret von vornherein seine Lebensfähigkeit
nehmen; es wäre gar nicht der Mühe wert, ein Dekret
aufzustellen. Ich begreife sehr wohl, daß es Wirte giebt,
welche sagen, man könnte ihnen zu viel zumuten; aber
sie mögen doch auch wieder Vertrauen haben zum
Verstand des Großen Rates. Ich habe noch nie bemerkt,
daß der Große Rat geneigt ist, in Bezug auf diese sozialen
Forderungen zu weit zu gehen, sondern habe vielmehr
wahrgenommen, daß der Große Rat in diesem Punkt
sehr zurückhaltend ist und in Bezug auf Ruhetage nicht
zu weit gehen wird. Aber ich erinnere auch daran, daß
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wir Pflichten haben, gegen denjenigen Teil des arbeitenden

Volkes, der im Wirtschaftsweseu thätig ist, und daß
es schließlich sehr bequem ist, sich zu amüsiere«, Ausflüge
zu machen und sich bewirten zu lassen auf Kosten der
Gesundheit anderer. Ich glaube nicht, daß man dabei
ein ganz gutes Gewissen behalten kann, vielmehr werden
wir ein gutes Gewissen haben, wenn wir wissen, daß
auch für die Gesundheit derjenigen gesorgt ist, welche
uns bedienen. Deshalb, glaube ich, habe» wir die Pflicht,
im Dekret weiter zu gehen, als es möglich wäre, wenn
Sie diese Grenze vorsehen würden, die Herr Demme
vorschlägt. Ich beantrage daher Ablehnung dieses Antrages.

Abstim mung.
1. Für eine Schlafenszeit von 7

Stunden 111 Stimmen.
Für 8 Stunden nach Antrag Steck 28 „
2. Für den Entwurf (gegenüber dem

Antrag Demme) Mehrheit.

s 25.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Wir beantragen Ihnen zu H 25
bloß eine kleine Ergänzung. Es wird hier gesagt, daß
widerspenstige Gäste, die Aergernis erregen, den
Strafbestimmungen des Z 45 des Gesetzes unterstehen. Wir
möchten nun diese Bestimmung ausdehnen auf solche Gäste,
welche trotz der Mahnung des Wirtes nach der Polizeistunde

in der Wirtschaft verbleiben. Es hat etwas Stoßendes,

wenn der Wirt verantwortlich gemacht wird, sofern
er die Pflicht des Mahnens erfüllt, die Gäste aber
derselben nicht Folge leisten. Es ist sogar vorgekommen,
daß Wirte, die mit den Gästen etwas laut gesprochen
haben, wegen Nachtlärm bestraft wurden, während die
Gäste frei ausgiengen. Der beantragte Zusatz ist ein
Postulat des Wirtevereins, das wir für billig erachten.

Mit dem beantragten Zusatz angenommen.

8 26.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Hier kommen wir nun wieder zu
einem der wichtigeren Punkte des Gesetzes, der auch in
erster Beratung sehr viel zu thun gab, nämlich zur Frage
der Polizeistunde. Die Regierung hält dafür, die vom
Großen Rate in der ersten Beratung getroffene Lösung
sei keine ganz glückliche, weil danach die Polizeistunde
für den ganzen Kanton gleichmäßig auf 12 Uhr
festgenagelt wird. Die Regierung ist der Ansicht, daß die

Frage der Polizeistunde zu denjenigen gehört, welche
einem gewissen Fluße unterworfen sind und wo man
sich nach wechselnden Anschauungen und verschiedenartigen

- 1SS4, 71
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Verhältnissen einrichten und das Gutscheinende verfügen
können muß, ohne durch das Gesetz daran verhindert zu
sein. Die Regierung ist noch jetzt der Ansicht, daß man
besser thut, die ganze Frage in einem Dekret zu regeln.
Aber wenn Sie dies thun wollen, so setzen Sie auch hier
nicht zu schablonenmäßig für den ganzen Kanton die
Stunde fest, von welcher nicht abgegangen werden dürfe.
Wir glauben, es genüge, wenn Sie die Maximalgrenze
nennen, über welche nicht hinausgegangen werden dürfe.
Wir sind gegenwärtig an die Polizeistunde um Mitternacht

gewöhnt, und es liegen Petitionen mit über 16,000
Unterschriften vor, welche verlangen, daß in Sachen der
Polizeistunde mehr Ordnung geschaffen werde und daß
nicht über 12 Uhr hinausgegangen werden möchte, nach
dem Beispiel einzelner anderer àâdte der Schweiz. Nun
glaube ich, wir sollen und müssen diesen Kundgebungen
Rechnung tragen. Es sind nicht bloß ein paar
Temperenzler, ein paar Vereine vom blauen Kreuz, welche dies
verlangen, sondern zahlreiche, ehrenwerte Schichten unseres
Volkes, die bei der Abstimmung ein erhebliches Gewicht
in die Wagschale legen können. Würde man nun gar
nichts über die Polizeistunde sagen, so könnten viele
Bürger die Befürchtung haben, man wolle am Ende noch
über die Mitternachtsstunde hinausgehen oder man wolle
gar die Polizeistunde ganz aufheben; denn es giebt ja
Stimmen, welche das für ratsam halten. Die Regierung
glaubt deshalb, wir sollen zur Beruhigung eine
Maximalgrenze nennen; aber innerhalb dieser Grenze sollte
dem Dekret Spielraum gelassen werden, man sollte nicht
verhindern, den Gemeindebehörden in ländlichen, stillen,
verkehrsarmen Ortschaften die Möglichkeit zu geben, daß
sie auch eine frühere Polizeistunde ansetzen können. Der
Große Rat hat den Grundsatz abgewiesen, daß man schon
im Gesetz sage, die Gemeinderäte sollen die Polizeistunde
innerhalb dieser und dieser Grenze festsetzen, und deshalb
wiederholen wir ihn nicht. Aber wir bitten Sie: nageln
Sie nichts im Gesetz fest, das dann später außerordentlich
hinderlich werden könnte, wenn man sich, nach veränderten
und vielleicht verbesserten Anschauungen, anders einrichten
möchte. Die Regierung beantragt deshalb eine andere
Redaktion, welche den Grundsatz festhält, daß ein Dekret
die Sache ordnen solle, daß dasselbe jedoch die Polizeistunde

spätestens auf 12 Uhr festsetzen dürfe. Immerhin
müssen wir für den Regierungsrat die Kompetenz
ausbitten, daß für besondere Verhältnisse Ausnahmen
gestattet werden können. Wir denken an Ausnahmen, die
über 12 Uhr hinausgehen und solche, welche unter 12
Uhr hinabgehen, wenn die Gemeinden sie verlangen.
Bewilligung über 12 Uhr hinaus existiert gegenwärtig
eine einzige. Sie betrifft das Bahnhofbuffet Bern, indem
zwischen 12 und 1 Uhr der Nachtzug passiert und in Bern
einen Aufenthalt von etwa einer halben Stunde macht.
Da ist es durchaus nötig, daß das Buffet für die passierenden
Fremden und solche, die ankommen oder abreisen, offen
ist und die Reisenden bedient werden können. Deshalb
wünschen wir diese Kompetenz im Gesetz ausgesprochen
zu wissen. Wir wissen ganz wohl, daß sich damit leicht
Mißbräuche verbinden und zur Stunde getrieben werden,
indem auch andere Gäste als „Reisende ins Bahnhofbuffet

gehen, aber als sehr festsitzende Reisende. Allein
trotzdem läßt sich die Ausnahme nicht vermeiden, und es
wird Aufgabe der Polizeibehörden sein, dafür zu sorgen,
daß diese Ausnahme nicht ausgebeutet werde.

Ich empfehle Ihnen also den Antrag der Regierung,
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der von demjenigen der Kommission darin abweicht, daß
anstatt „Verkehrsverhältnisse" überhaupt gesagt werden
soll „Verhältnisse", indem sich auch einfache ländliche
Verhältnisse denken lassen, wo vielleicht das Gesuch
gestellt wird, es möchte eine frühere Polizeistunde eingeführt
werden.

Dr. Michel, Berichterstatter der Kommisston. Wie
der Herr Berichterstatter der Regierung gesagt hat, besteht
zwischen Regierung und Kommission nur eine Differenz
bezüglich des Ausdruckes „Verkehrsverhältnisse". Es wurde
in der Kommission gesagt, daß es in der Stadt Bern
nötig sei, mit Rücksicht auf die Verkehrsverhältnisse, eine

Ausnahme zu ermöglichen. Man hat nun geglaubt,
man solle sich auf diese Fälle beschränken und wollte
dies durch das Wort „Berkehrsverhältnisse" ausdrücken.
Doch macht die Kommission aus diesem Ausdruck keine

Kabinettsfrage. Ich gebe persönlich gerne zu, daß man
der Regierung überhaupt die Latitüde lassen soll, auch
andere ausnahmsweise Verhältnisse berücksichtigen zu
können.

Präsident. Wird von der Kommission an dem
Wort „Verkehrsverhältnisse" festgehalten? — Wenn dies
nicht der Fall ist, so nehme ich an, daß die Kommission
mit der Regierung einiggeht.

Dürrenmatt. Wenn man eine solche Ausnahme
feststellt, daß bei besondern Verhältnissen die Regierung
Ausnahmen gestatten könne, so scheint es mir, es sollte
an dieser Ausnahme genug sein und man sollte die Regel
etwas strenger fassen. Ich stelle darum den Antrag, es

sei statt 12 Uhr 11 Uhr zu setzen. Der Wein, den man
nach 11 Uhr trinkt, ist gewöhnlich böser, als derjenige,
den man vorher trinkt, und die Wirtshausskandale,
Streitigkeiten, aufregenden und unglücklichen Szenen aller
Art fallen meistens in die Zeit von 11—12 Uhr. Ich
habe mir sagen lassen, man habe in Frankreich auf dem
Lande zur Stunde noch um 10 Uhr Polizeistunde, und
ich glaube, es wären Ihnen zahllose Familien dankbar,
wenn Sie auf 10 Uhr gingen. Indessen dürfte eine solche

Forderung mit Rücksicht auf die entwickelten Verkehrs-
verhältniffe, die nicht nur die größern Städte, sondern
auch schon die Dörfer umfassen, Ihnen doch etwas zu
streng vorkommen; aber über 11 Uhr möchte ich doch
nicht hinausgehen. Durch die Ausnahmebestimmung hat
die Regierung es ja in der Hand, dem Bedürfnis
entgegenzukommen, wo wirklich ein solches vorhanden ist.
Es würde mich freuen, wenn vielleicht der Herr Direktor
des Innern meinen Antrag auch noch unterstützen wollte,
nach d.em alten Nachtwächterspruch: „Elf Apostel blieben
treu, gieb, daß hier kein Abfall sei."

Seiler. Ich wollte zu diesem Paragraph nichts
bemerken und war einverstanden, daß man sage
„spätestens 12 Uhr." Da nun aber Herr Dürrenmatt
beantragt, die Polizeistunde auf 11 Uhr festzusetzen, so

halte ich meinen in erster Beratung gestellten Antrag
aufrecht und empfehle Ihnen, den Z 26 so anzunehmen,
wie er aus der ersten Beratung hervorging, d. h. die
Polizeistunde einheitlich im ganzen Kanton auf 12 Uhr
nachts festzusetzen, so daß also nicht der Regierungsrat
oder eine Gemeindebehörde das Recht hat, zu sagen:
wir wollen um 10 oder um 11 Uhr schließen.
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v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Ich muß nochmals darauf aufmerksam

machen, daß wenn man die Polizeistunde in dieser

Weise im Gesetze festnagelt, wie Herr Seiler es beantragt,
der Große Rat sich in außerordentliche Verlegenheit
bringen könnte. Ich glaube deshalb, es sei besser, Sie
sehen ein Dekret vor und begnügen sich mit der

Festsetzung einer Maximalstunde.
Was nun diese Maximalstunde betrifft, so billige ich

persönlich durchaus die Anschauungsweise des Herrn
Dürrenmatt, daß 11 Uhr in der Regel spät genug ist
und diese Polizeistunde für die große Mehrzahl der
Gemeinden unseres Kantons genügt. Allein ich mache Sie
darauf aufmerksam, daß in diesem Falle doch die Zahl
der Ausnahmen ziemlich groß werden würde; denn es

würden doch eine erhebliche Zahl Gemeinden mit dem

Gesuch einkommen, ihnen zu gestatten, die Polizeistunde
bis 12 Uhr hinauszustellen. Das wäre nun fatal; denn
es ist eine bedeutende Schwächung einer Regel, wenn
man von vornherein weiß, daß die Zahl der Ausnahmen
groß sein wird. Es ist ja richtig, daß die Polizeistunde
um II Uhr für uns alle in der Regel viel wohlthätiger
wäre, als 12 Uhr, und daß unsere Frauen uns
außerordentlich dankbar sein werden, wenn im Gesetz die

Polizeistunde auf 11 Uhr festgesetzt wird; aber
Ausnahmen wird es immerhin geben müssen. Und dann
erlaube ich mir noch auf etwas aufmerksam zu machen,
was man in städtischen Verhältnissen erfahren hat. Wir
haben in der Stadt Bern die Erfahrung gemacht, daß
als die Polizeistunde auf 11 Uhr fixiert war, man zwischen
11 und 12 Uhr viel mehr Lärm, Skandal und Händel
hatte, als seit die Polizeistunde auf 12 Uhr festgesetzt

ist, aus dem Grunde, weil sich seither das Heimgehen
mehr verteilt, während zur Zeit, als um 11 Uhr Polizeistunde

war, eine viel größere Zahl von Gästen zu gleicher
Zeit aus den Wirtschaften auf die Straße strömte, was
zu Reibungen und Stauungen und infolgedessen auch

zu mehr Ruhestörungen Anlaß gab, als es gegenwärtig
der Fall ist.

Präsident. Ich möchte Herrn Seiler anfragen, ob

er, falls am Ergebnis der ersten Beratung festgehalten
wird, mit dem Zusatz: „Für besondere Verhältnisse. ."
einverstanden ist.

Seiler. Ja!
A b st i m m u n g.

Eventuell, d. h. für den Fall der Regelung der
Polizeistunde auf dem Dekretswege:

Für den Antrag Dürrenmatt (gegenüber dem Antrag
der Regierung und der Kommission) Minderheit.

Definitiv: Für Festhalten am Ergebnis
der eventuellen Abstimmung (gegenüber

dem Antrag Seiler) Mehrheit.

Zs 27 und 28.

Ohne Bemerkung angenommen.
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8 2g.

Schmid (Karl). Ich möchte mir den Antrag zu
stellen erlauben, am Schlüsse einzuschalten: „Der
Ortspolizeibehörde ist auf Verlangen jeden Abend ein Auszug

aus der Kontrolle zuzustellen." Es giebt Verhältnisse,
wo nicht nur die staatlichen Polizeibehörden sich mit der
Sache beschäftigen, sondern auch die Ortspolizeibehörden
sich einmischen müssen. Wir hatten letztes Jahr bei Anlaß
der Vorschriften betreffend die Cholera Gelegenheit, in
Burgdorf die Beobachtung zu machen, daß den

Vorschriften nicht nachgekommen wurde, und wenn man auch
sagt, man werde jeden Abend kommen und nachsehen,
so nützt das nichts, indem die Kellnerin die Leute am
Abend das einte Mal einschreibt, das andere Mal nicht.
Es soll ferner die Kontrolle eingeschlossen werden und
nicht auf dem Tisch herumliegen, wie es in der Ostschweiz
und in der welschen Schweiz überall durchgeführt wird.
Die Ortspolizeibehörde soll deshalb berechtigt sein, jeden
Abend, oder auch jeden Morgen, einen Auszug aus der
Kontrolle zu verlangen. Die Ortspolizeibehörde von
Burgdorf wird oft von Freiburg, Solothurn oder Ölten rc.
telephonisch angefragt — weil wir nicht das Glück haben,
daß der Staat auf dem Schloß ein Telephon einrichtet —
und wenn man dann in eine Wirtschaft geht, so erhält
man keine Auskunft. Ich empfehle Ihnen deshalb meinen
Antrag zur Annahme, damit man das Recht hat, die

Ordnung so zu handhaben, wie es sein soll.

G rieb. Ich glaube, die von Herrn Schmid
vorgeschlagene Maßregel hätte mehr Wert, wenn man sagen
würde, „jeden Morgen", statt „jeden Abend"; denn erst
am Abend kommen die Reisenden an, zum Teil erst mit
dem Nachtzug um 12 Uhr.

Schmid (Karl). Ich bin dafür, die Redaktion der
Kommission zu überlassen. Dieselbe kommt vielleicht dazu,
zu sagen „jeden Abend oder Morgen".

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Um der Schwierigkeit zu entgehen,
könnte man vielleicht sagen „täglich". Wir haben keinen
Grund, uns dem Antrag des Herrn Schmid zu widersetzen,

nur möchte ich warnen, daß dann die Polizei sich

aufs Ruhekiffen legt und sich damit tröstet, daß sie einen
Auszug erhalte. Es ist von großem Wert, daß die Polizei
selber die Runde macht, unter Umständen selber die
Leute sich ansieht, um sich zu vergewissern, ob sie nicht
vielleicht unter falschem Namen eingeschrieben sind.

Demme. Ich nehme an, der Antrag des Herrn
Schmid sei so verstanden, daß der Auszug nur auf
besonderes Verlangen, wenn besondere Verhältnisse
eintreten, geliefert werden muß. Unter allen Umständen
jeden Abend einen solchen Auszug zu liefern, wäre
chikanös.

Schmid (Karl). Der Antrag hat den Sinn, daß
die Ortspolizeibehörde den Auszug nicht unter allen
Umständen verlangen wird; wohl aber wird sie es thun
müssen, wenn außerordentliche Fälle vorliegen.

Mit der von Herrn Schmid beantragten Einschaltung
angenommen.
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s 30.

Schmid (Kail). Ich schlage vor, nach
„Regierungsstatthalteramt" einzuschalten „oder die Ortspolizeibehörde".
Es hat das den Sinn, daß man sich z. B. bei Truppen-
zusanimenzügen vergewissert, daß die Truppen nicht
übernommen werden.

Mit der beantragten Einschaltung angenommen.

Herr Vizepräsident Weber übernimmt den Vorsitz.

8 31.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Sie haben in erster Beratung
beschlossen, die Verpflichtung der Wirte zum Halten des

Amtsblattes fallen zu lassen. Der Regierungsrat hält
dafür, dieser Beschluß sei ein etwas unbedachter, ein
etwas zu sehr vom Gefühl des Mitleids für die Börse
des Wirtes beeinflußter gewesen, und es sei kein Grund
vorhanden, eine Einnahme, die doch verhältnismäßig in
leichter Weise beschafft wird, ohne Not preiszugeben. Das
Abonnement des Amtsblattes, zu dem die Wirte, welche
ein Jahrespatent besitzen, verpflichtet werden, wirft rund
Fr. 25.000 ab, und diese Summe geben Sie preis, wenn
das Obligatorium des Abonnements nicht festgehalten
wird. Ueberdies würde es sich erst noch fragen, ob und
zu welchen Bedingungen das Amtsblatt noch weiter
existieren könnte, das heißt, ob der Staat nicht größere
Opfer bringen müßte, um das Amtsblatt, das eine
Notwendigkeit ist, zu halten; denn es ist Ihnen ja bekannt,
daß infolge bedeutender Zunahme der Amtsanzeiger die
Rentabilität des Amtsblattes ohnehin stark zurückgegangen
ist. Wir halten deshalb dafür, es solle die Sache beim
Alten belassen werden. Wenn ich auch ganz gut begreife,
daß die Wirte in der Bestimmung, daß sie das Amtsblatt

halten müssen, etwas Chikanierendes erblicken, so

wollen wir doch nicht vergessen, daß sich das Abonnement

des Amtsblattes für die meisten Wirte ganz gut
bezahlt, indem doch mancher Gast das eint oder andere
mal hingeht und einen Schoppen trinkt, um das Amtsblatt

nachzusehen. Ueberhaupt giebt es eine indirekte
Art, dieser Ausgabe wieder einzukommen, welche sicher
von den meisten Wirten in Erfahrung gebracht werden
wird. Wir empfehlen Ihnen deshalb den neuen Z 31

zur Annahme.

Dr. Michel, Berichterstatter der Kommission.
Namens der Kommission muß ich beantragen, am S 31,
wie er aus der ersten Beratung hervorging, festzuhalten,
also die Wirte nicht zum Abonnement des Amtsblattes
zu verpflichten. Nach der Verwerfung des Wirtschaftsgesetzes

von 1888 sagte man allgemein, ein Grund der
Verwerfung sei hauptsächlich der Umstand, daß man den
Wirten zu wenig entgegengekommen sei. Jener Entwurf

il 1894.)

hat die Wirte nicht zum Halten des Amtsblattes
verpflichtet, und nun will man heute hinter den Entwurf
von 1888 zurückgehen, also den Wirten noch weniger
entgegenkommen. Wenn man von der Notwendigkeit einer
Revision des Wirtschaftsgesetzes überzeugt ist, so sollte
man alles thun, was vernünftigerweise möglich ist, um
dem Gesetz diesmal zur Annahme zu verhelfen. Die
Aufhebung des Obligatoriums in Bezug auf das Abonnement

des Amtsblattes hat allerdings für den Staat einen

Ausfall von Fr. 25,000 zur Folge. Aber abgesehen von
diesem finanziellen Interesse, existiert für den Staat kein

Interesse, die Wirte zum Halten des Amtsblattes zu
verpflichten. Der Staat hat kein Interesse daran, daß die
Namen der Konkursiten und fruchtlos Ausgepfändeten in
den Wirtschaften quasi an den Pranger gestellt werden.
Nicht diejenigen, welche wirklich ein Interesse daran haben,
zu wissen, ob die und die Gantpublikation erfolge rc.,
gehen ins Wirtshaus, um das Amtsblatt nachzulesen,
sondern es sind dies vielmehr die sogenannten „Gwundri-
gen", und der Staat hat kein Interesse, diesem Gwunder
entgegenzukommen.

Ich glaube also, es dient zur Sicherung der Annahme
des Wirtschaftsgesetzes, wenn man dem Wunsch der Wirte
entgegenkommt und sie von der Verpflichtung zur Haltung
des Ämtsblattes entbindet. Ich empfehle Ihnen daher,
am Z 31 der ersten Beratung festzuhalten.

Dem me. Ich begreife ganz gut, daß der Regierungsrat
sich wehrt, diese Einnahmsquelle fallen zu lassen.

Anderseits aber muß ich die vom Herrn Berichterstatter
der Kommission angeführten Gründe voll und ganz
unterstützen. Dabei möchte ich aber noch etwas anderes in
Erinnerung bringen. Anno 1879 wurden die Patent-
gebühren erhöht und zwar deshalb, weil man sagte, es

müssen die konzessionierten Wirtschaften ausgekauft und

zu diesem Zwecke 2'/^ Millionen ausgegeben werden, von
welcher Summe dann Jahr für Jahr Fr. 240,000 amortisiert

wurden. Diese Amortisation ist jetzt weggefallen,
und damals hat man den Wirten versprochen, mit dem

Dahinfallen der Amortisation sollen die Gebühren
erniedrigt werden. Nun sind in dem neuen Gesetz die
Patentgebühren nicht ermäßigt, und deshalb ist es nicht
mehr als recht und billig, daß man dem Wirt eine
Ausgabe, welche absolut ungerecht ist, wie die Ausgabe für das
Amtsblatt, in Zukunft nicht mehr zumutet. Ich möchte
daher den Antrag der Kommission unterstützen.

N. Soàaz/. d'appuis la proposition qui vient
d'être kaito ot qui demande lu suppression de ì'ar-
tiolo du Oonseil-exeoutik. II me semblo que nous
diseutons aujourd'bui une loi llseale plutôt qu'une
loi sur los auberges. Ou moins, plus nous avanyons,
plus nous votons que le gouvernement vberebe avant
tout à kaire de l'argent avee la loi sur les auberges.
Nous les amendements qui ont etê proposes par les
soeiêtês du vanton dans un but de moralité publique,
ont êtê repousses, mais on revient sur oeux qui ont
une portée tisvale; on augmentera oonsidêrabloment
le prix de la patente d'auberge, ya montera très
baut, et on outre, il kaudra que l'aubergiste lasse
de la rêelame pour le eanton de kerne en s'abon-
nant à la ossteiâe, qui devra être à la dis-
position des eonsommateurs.

Oe n'est pas juste.
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On nous a dit, iì est vrai, que la ddsM'êêe offi-
ois^e vommenyait à rapporter moins que prèvèdsm-
ment, que les revenus de eette publioatiou dimi-
uuaient. Nais il me semble qu'il ^ a une manière
Kien simple à'auKmenter ees revenus. Voioi à peu
près 15 ans que ze suis abonné à la a/'fi-
cis^eze n'ai z'amMS vu — le mot, ze le maintiens —
qu'elle eût êtê mise en adzudieation pour telle époque;
ze ne sais pas si, dans d'autres vantons, on a^it
âiMremment. II zr a, paraît-il, un privilège à vis,
transmis aux kèritiers. dependant, il me semble que
s'il a une entreprise qui doive être mise en adzudiva-
tion, v'est bien eelle âe la o/^cie^e. Dous
les imprimeurs du paz^s doivent pouvoir se présenter

pour demander qu'on les en obarAv. de sais
qu'il ^ a eu des rèvlamations de la part d'impri-
meurs du dura, ze pourrais viter des vas; maiszamais,
au Krand zamais, on n'a ouvert de oonvours pour
l'adjudieation de la /«'«««à II laudrait voir
si, à l'avenir, il ne serait pas possible de le taire.

v. Steiger, Direktor des Znnern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Ich muß notwendig gegen einige
Bemerkungen des Herrn Boinay Protest einlegen; er hat
der Regierung ziemlich deutlich den Vorwurf gemacht, sie

habe auf berechtigte Wünsche des Volkes nicht Rücksicht

genommen, sondern nur Anträge gebracht, die auf
Vermehrung der Finanzen abzielen. Diese Bemerkung ist total
unrichtig. Was haben wir gemacht, um den geäußerten
Wünschen entgegenzukommen. Wir haben die wichtige
Bestimmung aufgenommen, daß künftig bei der Entscheidung

über Patentgesuche auf das lokale Bedürfnis und
das öffentliche Wohl Rücksicht genommen werden soll;
wir haben eine wichtige Beschränkung aufgenommen in
Bezug auf den Handel mit Branntwein und andern
geistigen Getränken; in polizeilicher Hinsicht haben wir
verschiedene wohlthätige Bestimmungen zum Schuß des

Wirtschaftspersonals getroffen. Was haben wir in finanzieller

Hinsicht gethan? Wir haben die Gebühren im
großen ganzen ermäßigt, indem wir eine unterste Klasse
von Fr. 200 hinzufügten, so daß die Gebühr für kleinere
ländliche Wirtschaften ermäßigt werden kann. Der
gemachte Vorwurf trifft also nicht zu, und wenn wir in
Bezug auf das Amtsblatt beantragen, an dem bisherigen
Zustund festzuhalten, so ist das nicht ein Antrag, der
darauf ausgeht, neues Geld herbeizuschaffen, sondern er
ist nur eine Verteidigung der Position, welche wir bereits
inne haben. Ich glaube, es ist den Wirten in sehr vielen
Punkten Rechnung getragen worden, so daß sie sich nicht
beklagen können, wenn die Regierung glaubt, sie solle in
einer Zeit, wo von allen Seiten neue Anforderungen an
den Staat herantreten, um die Gemeinden im Schul-,
Armen- und Straßenwesen zu entlasten, eine Einnahme,
die doch eigentlich nicht schwer aufzubringen ist, dem
Staate nicht entziehen.

Was die Bemerkung des Herrn Boinay über die

Verwaltung des Amtsblattes, bezw. seinen Charakter betrifft,
so mag davon manches begründet sein; aber es gehört
nicht hieher, und deshalb trete ich darauf nicht ein.

Uebrigens wird die Regierung sicher jede Reform, welche
dem finanziellen Resultat des Amtsblattes dienen kann,
gerne begrüßen.

Sch eurer, Finanzdirektor. Wenn dem Gesetze der

Vorwurf gemacht wurde, es sei ein Finanzgesetz, das
Bestreben der Behörden, speziell der Regierung, sei nur darauf

ausgegangen, mehr Geld herbeizuschaffen, so glaube
ich, dieser Vorwurf sei vom Herrn Direktor des Innern
erfolgreich widerlegt worden. Aber wenn dem auch so

wäre, so sollte von seile des Großen Rates einer solchen

Tendenz der Regierung nicht so energisch entgegengetreten
werden, wie es geschehen ist, indem der Große Rat die

Finanzen des Kantons in neuerer Zeit ganz gewaltig
belastet hat und in nächster Zeit die Finanzen für andere
Zwecke wiederum in hohem Maße in Anspruch genommen
werden sollen. Ich erinnere nur an die enormen
Mehrausgaben, welche das Schulgesetz zur Folge haben wird
und an andere Beschlüsse finanzieller Natur; ich erinnere

an die große Aufgabe der Reform des Armenwesens, wo
hohe Anforderungen an den Staat gestellt werden. Da
wird jedermann begreifen, daß eine Behörde nicht nur
Ausgaben dekretieren kann, sondern auch die Pflicht hat,
die Einnahmen des Staates, ich will nicht sagen zu
vermehren, aber doch zu konservieren. Im vorliegenden Falle
handelt es sich nicht um eine Vermehrung, sondern um
die Beibehaltung einer Einnahme, von der ich glaube,
man würde sie ganz zwecklos opfern. Das einzige, was
gegen die Verpflichtung der Wirte, das Amtsblatt zu

halten, vorgebracht werden kann, ist das, daß sie ohnedies

genug belastet seien. Ich finde, wenn die Wirte
ohnehin belastet sind, so mache das Abonnement des

Amtsblattes nicht so viel aus, und ein Wirt, der sich

wegen dem Abonnement des Amtsblattes überlegen muß,
ob er das Patent lösen will oder nicht, der thut besser,

er höre überhaupt auf und spintisiere nicht mehr über
diese Frage. Ueberhaupt rühren mich die vielfach gehörten
Klagen über übergroße Belastung der Wirte nicht stark,
so lange man es immer noch mit einer Vermehrung der
Wirtschaften zu thun hat, so lange der Regierungsrat in
die angenehme Lage versetzt wird, über Rekurse von
Liebhabern eines neuen Wirtschaftspatentes entscheiden zu
müssen, die mit Gewalt ein Patent haben wollen, trotzdem

der Gemeinderat erklärt, eine neue Wirtschaft sei
kern Bedürfnis und liege nicht im öffentlichen Wohl.
Wenn einmal die Wirte sich von ihrem Gewerbe zurückziehen,

meinetwegen zu Hunderten, dann kann man
davon sprechen, daß sie überlastet seien. Ich glaube
aber, man solle sich durch diese Klagen — Sie kennen

übrigens die Verhältnisse so gut wie ich — nicht verleiten
lassen, eine schöne Einnahme von Fr. 25,000 einfach in
den Wind zu schlagen in einer Zeit, wo man das Geld

für sehr nützliche und sehr notwendige Sachen so gut
brauchen kann.

Ich füge noch bei, daß wenn diese Haupteinnahme,
welche das Amtsblatt liefert, dahinfällt, es sich dann nicht
mehr der Mühe lohnt, ein Amtsblatt zu halten. Es hat
in neuerer Zeit an Bedeutung ganz gewaltig eingebüßt,
indem infolge des eidg. Betreibungs- und Konkursgesetzes

diejenigen Publikationen, die früher den Hauptinhalt
bildeten, sowohl der Zahl als dem Umfang nach ganz
bedeutend zurückgingen. Infolgedessen haben sich die
Einnahmen ganz bedeutend vermindert, und wenn man nun
auch noch diesen Schröpfkopf ansetzt und die Abonnements
der Wirte wegwischt, so ist es nicht mehr der Mühe wert,
das Amtsblatt als besondere Institution im Budget
figurieren zu lassen; wir wollen es dann lieber ganz
aufheben.

Ich glaube übrigens, daß das Amtsblatt und das

Tagblatt des Großen Rates. — Hullstw à dranâ vowsoil. — 1SS4. 72»
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Aufliegen desselben in den Wirtschaften des Kantons
nicht nur eine finanzielle Seite hat, sondern es hat auch
eine erzieherische, eine politische Seite. Da dem Amtsblatt

die Großratsverhandlungen beigegeben werden,
kommen die letzteren direkt und unverstümmelt. wie
letzteres vielfach bei den Tagesblättern der Fall ist, zur
Kenntnis des Publikums, und ich habe die Erfahrung
gemacht, daß die Großratsverhandlungen vielfach auf
dem Lande in den Wirtschaften gelesen werden und viele
Bürger aus den letztern sich über den Gang der öffentlichen

Angelegenheiten orientieren, namentlich auch
darüber, was ihre Vertreter im Großen Rate thun. Ich
glaube nun, das hat politischen Wert und namentlich in
der gegenwärtigen Zeit, wo infolge der Amtsanzeiger die
öffentlichen politischen Blätter, statt an Verbreitung zu
gewinnen, eher zurückgehen, indem das Publikum sich

vielfach mit dem Amtsanzeiger begnügt und infolgedessen

politisch unaufgeklärter bleibt, als es früher der
Fall war.

Was die Beschwerden des Herrn Boinay betrifft, so

verhält es sich damit folgendermaßen. Die beiden
Amtsblätter sind seinerzeit zu öffentlicher Konkurrenz
ausgeschrieben und auf diese hin vergeben worden. Wenn nun
andere Liebhaber vorhanden sind, wenn jemand das
Amtsblatt billiger drucken will, als die gegenwärtigen
Drucker, so braucht er sich nur zu bewerben. Es braucht
nur des Anstoßes, die Amtsblätter möchten neu
ausgeschrieben werden, so wird dies geschehen; denn die
Verträge sind nicht für alle Ewigkeit abgeschlossen worden,
sondern können auf verhältnismäßig kurze Zeit gekündet
werden.

Ich möchte also den Großen Rat bitten, diese

Einnahme aus dem Amtsblatt nicht so leicht zu
verscherzen, sondern zu sagen, was ein Bezirkskommandant

sagte, als man ihm von Seiten der eidgenössischen

Militärverwaltung seine Gebühren streichen wollte:
„Fürst Metternich hat gesagt: Was man hat, soll man
behalten."

Demme. Ich bin mit dem Argument, das der

Herr Finanzdirektor anführt, ganz einverstanden: das
erzieherische Moment der Großratsverhandlungen ist ein
bedeutendes; aber das involviert doch nicht, daß der
Wirt das Amtsblatt bezahlen soll. Die Summe, um die
es sich handelt, ist eine geringe, und man beschwert sich

nicht dieser Summe wegen, wohl aber sträubt man sich

gegen die Unbilligkeit, daß der Wirt diese Fr. 12 für
das Abonnement des Amtsblattes bezahlen soll. Auf
dem Lande herrscht nur eine Stimme, daß diese
Verpflichtung zum Abonnement des Amtsblattes etwas
Ungerechtes, etwas Unbilliges sei, und ich möchte nochmals
fragen, ob man im Jahre 1879 bei Anlaß des Auskaufs
der Wirtschaftskonzessionen nicht das Versprechen gab,
die Patentgebühren sollen später wieder herabgesetzt werden.
Das ist nun nicht geschehen. Deshalb soll man zum
mindesten dem Wirte nicht mehr zumuten, das Amtsblatt
zu halten und zu bezahlen.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Da Herr Demme ausdrücklich
verlangt, daß man sich darüber ausspreche, muß ich
bemerken, daß die Behauptung absolut unrichtig ist, man
habe im Jahr 1879 in Bezug auf die Reduktion der
Patentgebühren ein bestimmtes Versprechen gegeben. Es
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hätte auch niemand ein solches Versprechen geben können;
der Große Rat von 1894 ist nicht der nämliche, wie
derjenige von 1879. Zur Begründung der erhöhten
Patentgebühren hat man damals gesagt, wir haben
dieselben notwendig, um die Wirtfchaftskonzessionen
auskaufen zu können und man hoffe, dieselben mit der Zeit
ermäßigen zu können. Eine solche Ermäßigung wird auch

wirklich eintreten; denn ich bin überzeugt, daß infolge
der neuen Klassifikation ein Minderertrag an
Patentgebühren sich ergeben wird, und zwar in einem höheren
Betrage, als das Abonnement des Amtsblattes ausmacht.
Aber, wie gesagt, ein bindendes Versprechen hat man
im Jahr 1879 nicht gemacht, und man soll sich daher
auch nicht in diesem Sinne aussprechen.

Dürrenmatt. Herr Scheurer befindet sich da in
einer beneidenswerten Situation; er ist der glücklichste
aller Zeitungsverleger im Kanton Bern, und es ist nicht
zu verwundern, daß er sich für die ausgezeichnete Position

wehrt, die er mit seinem Organ hat. Andere
Zeitungsverleger sind nicht so vorteilhaft situiert. Das darf
uns aber nicht hindern, die Frage auch von einem andern
Gesichtspunkte aus zu betrachten, und das ist derjenige
der Preßfreiheit. Kann man eigentlich noch von einer

Preßfreiheit reden, wenn eine gewisse Kategorie von
Bürgern gezwungen ist, ein gewisses Blatt zu halten?
Das ist ein Vorzug, den sich mancher Zeitungsverleger
würde gefallen lassen. Es wäre mir z. B. sehr angenehm,
wenn der Große Rat erklären würde, jeder Wirt sei

verpflichtet, die Buchfizeitung zu halten (Heiterkeit). Ich
wäre ganz damit einverstanden; aber ich halte dafür, es

wäre nicht gerechtfertigt gegenüber der übrigen Presse.
Seit vielen Jahren hört man die Klage, daß durch die
Amtsanzeiger das Bildungsniveau urch das Interesse an
den öffentlichen Angelegenheiten herabgesetzt werde, weil
die Anzeiger gratis in jede Haushaltung vertragen werden
und viele Leute sich gewöhnt haben, sich mit den

Steigerungen und sonstigen Ausschreibungen zu begnügen,
namentlich wenn nebenbei vielleicht auch noch einige
Beinbrüche und Feuersbrünste gemeldet werden. In noch

höherem Maße ist dies beim Amtsblatte der Fall, indem
es nämlich die Wirte direkt hindert, andere Zeitungen —
ich spreche durchaus nicht von konservativen Zeitungen;
die gegnerischen machen die gleiche Erfahrung — zu
halten, indem die Wirte sagen, da sie das Amtsblatt
halten müssen, vermögen sie es nicht, auch noch andere
Blätter zu abonnieren. In der Stadt ist dies freilich
weniger der Fall, als auf dem Land. Das als Gegenstück

zu dem erzieherischen Moment, das der Herr Finanzdirektor

in seinem Organ erblickt. Wenn man darauf
hält, die Großratsverhandlungen einigermaßen zu
verbreiten — es würde zwar oft nichts schaden, wenn sie

schon nicht stenographiert würden und man nicht
Gelegenheit bekäme, sie zu lesen, meine Voten selber nicht
ausgenommen — so hindert die Regierung nichts, das
Abonnement des Amtsblattes freizugeben und den Wirten
auf ihre Kosten nur die Großratsverhandlungen
zuzuschicken; denn nur diese sind es, was beim Amtsblatt
von allgemeinem Interesse ist. Dann ist jedermann
geholfen. Im übrigen aber soll man sich begnügen mit
dem Worte Friedrichs des Großen: „Gazetten soll man
nicht genieren." Man soll nicht so weit gehen, daß man
ein einzelnes Blatt in dieser Weise protegiert, wie es

mit dem Amtsblatt der Fall ist.
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Abstimmung.
Für den Antrag der Kommission
Für den Antrag der Regierung

46 Stimmen.
92

Hier wird die Beratung abgebrochen.

Schluß der Sitzung um 12'/» Uhr.

Gugger, Häberli (Aarberg). Hauser (Gurnigel), Lenz,
Marchand, Maurer, Moser (Herzogenbuchsee), Nägeli,
Neiger, Roth, Scherz, Tièche (Bern), Tschanen, Tschiemer,
Weber (Graswyl); ohne Entschuldigung abwesend sind:
die Herren v. Minen, Arm, Bärtschi, Bôguelin, Bel-
richard, Bigler, Bircher, Blatter, Bläuer, Boillat, Boinay,
Boß, Bourquin, Buchmüller. Bühler, Bühlmann, Char-
millot, Choquard, Clêmenyon, Coullery, Droz. Etter
(Ietzikofen), Fahrny, Fleury, Gabi, Gerber (Unterlangen-
egg), Glaus, Guenat, Gygax (Bleienbach), Haldimann
(Eggiwyl), Hari (Adelboden), Hauser (Weißenburg), Hegi,
Hennemann, Henzelin, Hofer (Langnau), Hofer (Oberönz),
Hostettler, Howald, Hubacher, Hunziker, Husson, Jenzer,
Kaiser, Kisling, Klaye, Krebs (Eggiwyl), Kunz, Lüthi
(Worb), Martr (Mülchi), Msrat, Michel (Meiringen),
Moschard, Rätz, Riem, Rolli, 0r. Schenk, Schlatter,
Schmalz, Schweizer, Stämpfli (Bern), Steffen (Heimis-
wyl), Steinhauer, Stoller, Tanner, v. Wattenwyl, Wieniger,

Ziegler, Zingg (Dießbach), Zürcher.

Der Redacteur:
Aud, Achwar«.

Das Protokoll der gestrigen Sitzung wird abgelesen

und genehmigt.

Das Präsidium teilt mit, daß zur Unterstützung
der bekannten Petition betreffend das Wirtschaftsgesetz
weitere 48? Unterschriften eingelangt seien, so daß die
Gesamtzahl der Unterschriften nun 11.4S7 betrage.

Dritte Sitzung

Tagesordnung:

eie», 19. 199A,

morgens 9 Uhr.

Vorfitzender: Präsident Wyß.

Der Namensaufruf verzeigt 170 anwesende

Mitglieder. Abwesend sind 88, wovon mit Entschuldigung:
die Herren v. Erlach (Gerzensee), Friedli, v. Grünigen,

Gesetz
über

das Wirtschaftswesen und den Handel mit
geistige« Getränken.

Schluß der zweiten Beratung.

(Siehe Seite 268 hievor.)

8 32.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Hier liegt eine Differenz zwischen
der Kommission und der Regierung vor Der Z 32 handelt

von der Klagbarkeit der Zechschulden. In erster
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Beratung haben Sie beschlossen, die Nichtklagbarkeit der

Zechschulden ins Gesetz aufzunehmen, ausgenommen
Forderungen für förmliche Gastmähler und Forderungen an
beherbergte Durchreisende und Pensionäre. Die Kommission

beantragt in ihrer Mehrheit, diesen Artikel zu streichen,

und zwar auf Wunsch des kantonalen Wirtevereins,
der darin eine Gefährdung des Wirtschaftsbetriebes
erblickt. Die Regierung hält an der Vorlage fest, indem
sie glaubt, die Gefährdung der Wirte durch die Nicht-
klagbarkeit sei faktisch nicht sehr groß; es werde ein Wirt
immer Mittel und Wege finden, sich gegen Prellerei zu
schützen, wenn es schließlich auch nur das Mittel wäre,
den Betreffenden wegen Prellerei vor den Strafrichter zu
nehmen. Wir glauben überdies, der Wirt würde, wenn
es sich um kleinere Beträge handelt, nur selten den

Betreibungsweg einschlagen. Auf der andern Seite liegen
doch mannigfache Erfahrungen vor, welche zeigen, daß
schwache, unbeständige, der Liederlichkeit ergebene Männer
und junge Leute leicht ausgebeutet würden, wenn
Zechschulden klagbar wären. Wir erblicken in dem H 32
nicht ein Generalheilmittel gegen Liederlichkeit, aber doch
ein nicht zu verachtendes Schutzmittel, daß in vielen
Fällen wohlthätig wirken kann. Der Regierungsrat
beantragt deshalb, an dem Z 32 festzuhalten. Es steht
derselbe auch im Einklang mit einer Bestimmung des

Obligationenrechtes, die den Kantonen ausdrücklich das

Recht einräumt, die Nichtklagbarkeit der Zechschulden zu
beschließen.

Heller, Berichterstatter der Kommission. In der

Kommission ist dieser Artikel eingehend diskutiert worden,
und die Meinungen waren so geteilt, daß man fast nicht
von einer Mehrheit und einer Minderheit sprechen kann,
indem der Vorsitzende den Stichentscheid geben mußte.
Auf der einen Seite will man die Leute vor Ausbeutung
schützen; allein anderseits begreift man auch, daß auch
die Wirte in mancher Beziehung ausgebeutet werden
könnten, und daß es daher nur billig wäre, wenn sie

durch das Gesetz geschützt würden. Man sagte sich auch
in der Kommission, die Wirte haben immer Gelegenheit,
auf anderem Wege von dem Betreffenden sich eine

Verpflichtung ausstellen zu lassen. Es wurde auch die

Anregung gemacht, für die Nichtklagbarkeit ein Maximum
von 3 Fr. aufzustellen. Allein dies beliebte nicht, und
so kam man schließlich zu dem Beschluß, den ganzen
Artikel zu streichen, was ich Ihnen namens der
Kommission beantrage.

Feller. Wenn die Kommission nicht den Antrag
stellen würde, den H 32 zu streichen, so würde ich mir
erlaubt haben, diesen Antrag zu stellen; denn ich finde,
durch diese Bestimmung werden die Wirte vollständig
rechtlos gemacht. In Z 21 wird verlangt, daß der Wirt
die Gäste bediene, und in Z 32 wird ihm dann zugemutet,
er dürfe niemanden wegen Zechschulden rechtlich belangen.
Der Wirt weiß nicht, ob der Gast, der hereinkommt,
wirklich Geld in der Tasche hat. Wenn sich nun der

Betreffende mit Hinterlassung einiger Franken Zechschulden
draus macht, soll ihn dann der Wirt nicht belangen
dürfen, während jeder andere Geschäftsmann dies thun
kann, wenn er etwas geliefert hat und nicht bezahlt wird—
Aus diesen Gründen der Gerechtigkeit möchte ich Ihnen
den Antrag der Kommission bestens empfehlen.

B a u m ann. Ich hingegen möchte Ihnen beantragen,
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an diesem Paragraphen festzuhalten. Es ist gestern von
verschiedenen Seiten betont worden, wie namentlich
einzelne Unternehmer durch die Errichtung von Kantinen
u. s. w. die Arbeiter zum Trinken verleiten. Ein großer
Prozentsatz der Lohnpfändungen entfällt auf Zechschulden,
und ich erinnere mich an einen Fall, daß einem Lehrling
mit 2 Fr. Lohn derselbe für Zechschulden gepfändet wurde.
Wenn die Frau glaubt, der Mann bringe Geld heim, so

kommt eine Lohnpfändung, und dann hat die Familie
nichts. Das ist die größte Ungerechtigkeit, und deshalb
beantrage ich, am H 32 festzuhalten.

Dähler. Ich möchte den Antrag der Regierung
auf Beibehaltung ^dieses Paragraphen ebenfalls
unterstützen, da es eben^'gewissenlose Hausväter giebt, welche
auf Kosten der Familie Schulden machen, und ebenso

gewissenlose Wirte, die dazu Hand bieten.

Demme. Ich erlaube mir, in Bezug auf diesen

Paragraphen den Standpunkt des kantonalen Wirtevereins
zur Geltung zu bringen. Ich gebe zu, daß es hie und
da vorkommt, daß ein Wirt einen Gast zum Trinken
und Schuldenmachen verleitet, und in diesem Fall soll
der betreffende Wirt bestraft werden. Auf der andern
Seite aber möchte ich die Argumente des Herrn Feller
ebenfalls unterstützen. Der Wirt kann den Leuten nicht
ansehen, ob sie Geld haben, und wenn auch unter
Umständen der Wirt die Betreffenden kennt, so ist er nicht
immer anwesend, und gewisse Leute benutzen vielleicht die

Abwesenheit des Wirtes, um etwas zu konsumieren und
dann zu erklären, sie haben kein Geld. Im gegenwärtigen

Gesetz steht eine solche Bestimmung nicht. Gleichwohl
heißt es allgemein, Zechschulden seien nicht klagbar. Ich
finde nun, man solle den Leuten dies nicht noch extra
hier unter die Nase stellen. Wenn jemand kein Geld hat,
so kann z. B. der Spezereihändler die Ware wieder
zurücknehmen; der Wirt aber kann dies nicht thun; er

ist, wenn er den Betreffenden nicht betreiben kann,
vollständig rechtlos. Ich möchte daher den Antrag der
Kommission unterstützen-

Abstim'mung.

Für Festhalten 93 Stimmen.
Für Streichung nach Antrag der

Kommission 39 „

s 33.

Fueter. In Anbetracht dessen, daß wir am Schlüsse
unserer Periode angelangt sind und ich nicht weiß, ob

ich in der nächsten Periode wieder erscheinen werde, fühle
ich mich veranlaßt, an den Herrn Berichterstatter der

Regierung eine Anfrage zu stellen. Die Herren werden
sich erinnern, daß ich nach der ersten Beratung des
Wirtschaftsgesetzes eine Motion gestellt habe, es sei die
Regierung eingeladen, bei den Bundesbehörden die ihr
geeignet scheinenden Schritte zu thun behufs Abänderung
des Art. 32>"» der Bundesverfassung, der vom
Großhandel mit geistigen Getränken spricht. Diese Motion
ist einstimmig erheblich erklärt worden in dem Sinne,



(19. April 1894.) 289

daß die Regierung die andern Kantonsregierungen an- Lebensmittelpolizei, wenn über die Aufbewahrungs- und
fragen solle, ob sie zu einem gemeinsamen Vorgehen Verkaufslokalitäten von Wein und andern geistigen
GeHand bieten wollen. Ich habe bei Gelegenheit der Be- tränken bestimmte Vorschriften aufgestellt werden. Wir
gründung der Motion die Ehre gehabt, Ihnen zu zeigen, besitzen solche in Bezug auf Branntwein und Sprit im
was für verderbliche Folgen in ethischer, moralischer und Gewerbegesetz; aber in Bezug auf andere geistige
Gevolkswirtschaftlicher Beziehung der Kleinverkauf, wie er tränke fehlen sie. Ich glaube, daß wenn hier zweckmäßige
gegenwärtig praktiziert wird, hat. Ich hatte das Ver- Vorschriften aufgestellt werden, manche Verkaufsstelle, die

gnügen, Ihnen zu zeigen, in welch flagrantem Wider- diesen Vorschriften nicht entspricht, wird eingehen müssen,
spruch die Sache mit dem Lebensmittelpolizeigesetz steht
und wie unbillig und ungerecht der gegenwärtige Zu- Fueter. Ich möchte diesen Zusatz ebenfalls wärmstand

gegenüber dem steuerzahlenden Wirtestand ist. Ich stens empfehlen, indem ich überzeugt bin, daß er nament-
habe eine Reihe von Beispielen angeführt, welche zeigten, lich in Bezug auf die Qualität der Getränke eine sehr
daß die üebelstände wirklich schreiend sind, und ich habe wohlthätige Wirkung haben wird. Es wird manchem
endlich darauf hingewiesen, und das ist für mich die verleiden, eine Verkaufsstelle einzurichten, wenn man ihm
Hauptsache, daß die betreffende Bestimmung der Bundes- allerlei bauliche Veränderungen vorschreibt. Ich begrüße
Verfassung, der sog. Doppelliterparagraph, die Grund- diesen Antrag um so mehr, als ich gesehen habe, daß
lagen unseres ganzen neuen Wirtschaftsgesetzes erschüttert, im Lebensmittelpolizeigesetz vom Jahre 1888 darüber
Ich möchte mir nun an den Herrn Berichterstatter der keine Vorschriften bestehen.

Regierung die Anfrage erlauben, ob und was in Sachen

gegangen ist und, eventuell, wie die Antwort der andern Mit dem beantragten Zusatz angenommen.
Regierungen lautet.

V.Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Auf die Anfrage des Herrn Fueter
muß ich bemerken, daß Schritte bis jetzt noch nicht
gethan wurden. Es ist auch kein spezieller Auftrag an eine H 35.
Direktion ergangen. Hingegen werden wir die Sache in
nächster Zeit — in der letzten Zeit waren sehr viele Ar- Morgenthaler (Leimiswyl). Der § 35 findet bei
beiten anderer Art zu erledigen — an die Hand nehmen; der landwirtschaftlichen Bevölkerung nicht recht Anklang,
aber daß es bei den andern Kantonsregierungen so schnell Wir haben auch Großgrundbesitzer, die mehr als 40 Liter
gehen werde, muß Herr Fueter nicht erwarten. Auch produzieren, und diese müßten dann schon ein Kleinverwenn

wir sogleich nach Erheblicherklärung der Motion kaufspatent lösen. Die Gebühr für dasselbe ist allerdings
an die andern Regierungen geschrieben hätten, so bin ich in Z 38 reduziert; aber es bleibt gleichwohl eine Un-
überzeugt, daß bis heute noch keine Antwort eingelang; billigkeit, daß derjenige, der mehr als 40 Liter produ-
wäre. ziert, ein Kleinverkaufspatent lösen soll. Dieser Para¬

graph wird deshalb bei der landwirtschaftlichen Bevölke-
Der Z 33 wird stillschweigend angenommen. rung der Schicksalsartikel für das Gesetz sein. Ich möchte

darum beantragen statt 40 Liter zu setzen 100 Liter.

V.Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Ich bin mit der Ansicht des Herrn
Morgenthaler in der Hauptsache ziemlich einverstanden.
Allein das hängt nicht von uns ab, sondern diese 40 Liter

8 34- sind durch das eidgenössische Alkoholgesetz festgesetzt, und
wir haben diese Zahl einfach aus demselben herüberge-

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter nommen. Das eidgenössische Alkoholgesetz bestimmt in
des Regierungsrats. Zu Z 34 stellt der Regierungsrat Art. 8, der überhaupt den Verkauf von gebrannten Was-
einen Antrag, dem die Kommission beistimmt, und der fern behandelt, folgendes: „Der Verkauf von gebrannten
in ziemlich nahem Zusammenhange steht mit der Motion Wassern aller Art in Quantitäten von mindestens 40 Litern
des Herrn Fueter: „Der Regierungsrat wird über die ist ein freies Gewerbe (Großhandel)"; ferner: „Der
Beschaffenheit der Aufbewahrungs- und Verkausslokali- Handel mit kleinern Quantitäten (Kleinhandel) zerfällt
täten bestimmte Vorschriften aufstellen." Dieser Zusatz in I) den Ausschank zum Genuß an Ort und Stelle;
soll sich auf die Großhändler beziehen und ist deshalb 2) den Kleinverkauf über die Gasse"; und weiter: „Bren-
ausdrücklich bei dem Artikel, der von dem Großhändler ner jedoch, welche im nämlichen Jahre höchstens 40 Liter
spricht, eingefügt. Die Lebensmittelpolizei hat ergeben, nicht bundessteuerpflichtigen Branntwein herstellen, dürfen
daß in Bezug auf die Aufbewahrungs- und Verkaufs- ihr Erzeugnis in Quantitäten von mindestens 5 Litern
lokalitäten sehr viele Uebelstände bestehen, daß speziell frei verkaufen." Diese letztere Bestimmung ist fast wört-
Wein oft von den Verkäufern in Lokalitäten aufbewahrt lich in das Wirtschaftsgesetz herübergenommen worden,
wird, die den Namen richtiger Keller nicht verdienen, und wir können keine andere aufstellen. Es wäre deshalb
so daß sich der Wein oft — abgesehen davon, daß es oft gut, wenn Herr Morgenthaler und andere Mitglieder
sehr geringe Weinsorten sind — in einem ungesunden, des Großen Rates, die bei der Landbevölkerung diesem

halb verdorbenen Zustand befindet, aber doch noch nicht Einwurf begegnen, darauf aufmerksam machen würden,
so verdorben, daß ihn die Leute nicht gleichwohl kaufen daß es nicht in unserer Macht steht, hier etwas anderes
würden. Ich glaube, es ist nur eine Konsequenz der zu statuieren.

Tagblatt des Großen Rates. — Lnllstin ckn Sranà vonssil. — 1S94. 73
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Morgenthaler (Leimiswhl). Ich ziehe meinen Ziffer 1 gesagt würde „Wirtschafts- und Verkaufs-
Antrag zurück. lokalitäten".

Der Z 35 wird stillschweigend angenommen. Mit der beantragten Erweiterung der Ziffer 1 des

Z 48 angenommen.

8 36.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Hier ist ein Versehen gut zu machen,
indem nach dem Worte „Wein" auch noch das Wort
„Bier" einzuschalten ist.

Mit der beantragten Einschaltung angenommen.

88 37-40.

Ohne Bemerkung angenommen.

8 41.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Hier wird die gleiche Redaktionsänderung

vorgeschlagen, wie zu Z 23, nämlich zu sagen:
„Kinder, welche das schulpflichtige Alter nicht überschritten
haben."

Mit der beantragten redaktionellen Aenderung
angenommen.

s 42—46.

Ohne Bemerkung angenommen.

88 47-49.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Nachdem Sie in Z 34 die Bestimmung

aufgenommen haben, daß der Regierungsrat über
die Beschaffenheit der Aufbewahrungs- und
Verkaufslokalitäten bestimmte Vorschriften aufstellen werde, glaube
ich, es würde nichts schaden, wenn hier in Z 48 in

Präsident. Werden Anträge auf Zurückkommen
gestellt?

Dr. Schwab. Man hat viel über die W 5 und 6

gesprochen und hervorgehoben, man solle großes Gewicht
auf das lokale Bedürfnis legen. Es besteht nun zwischen
den ZZ 5 und 6 ein gewisser Widerspruch, indem der Z 5

auf das lokale Bedürfnis Gewicht legt, während der Z 6

dasselbe ganz verschweigt. Wir glauben, dieser Artikel
sei ein Schicksalsartikel, und wir beantragen daher, auf
denselben zurückzukommen.

Das Zurückkommen auf Z 6 wird stillschweigend
beschlossen.

Dr. Schwab. Im Namen derjenigen Mitglieder,
welche die bekannte Petition zu vertreten haben, schlage
ich Ihnen vor, in Z 6 am Schlüsse beizufügen: „... wenn
das Entstehen oder die Weiterführung einer Wirtschaft
am betreffenden Orte dem lokalen Bedürfnis und
dem öffentlichen Wohle zuwider ist." In Z 5 ist zu lesen:
„Hiebet ist namentlich auch auf das lokale Bedürfnis
Rücksicht zu nehmen." Wenn es sich dann aber um den

Entscheid über die Erteilung eines Patentes handelt, wird
das lokale Bedürfnis vollständig verschwiegen. Ich habe
vorhin gesagt, daß wir den H 6 als Schicksalsartikel
betrachten. Viele Gemeinden legen Gewicht darauf, daß
man dasjenige, was sie beantragen, mehr berücksichtige,
als es nach dem Z 6 den Anschein hat, und diejenigen,
welche die Zahl der Wirtschaften herabsetzen wollen, legen
sehr viel Gewicht darauf, daß die Gemeinden aus lokalen
Interessen eine Verminderung der Zahl der Wirtschaften
anstreben können. Wir sind immer mehr Demokraten und
verlangen für die Gemeinden viel mehr Rechte, als früher.
So haben wir gestern beschlossen, daß die Gemeinden
über ihren Anteil an den Wirtschaftspatentgebühren frei
sollen verfügen können. Wenn man so etwas thut, so

sollte man auch die Wünsche der Gemeinden mehr
berücksichtigen, als es den Anschein hat; denn diejenigen, die
den Beratungen im Großen Rate nicht beiwohnten, werden
aus dem Z 6 entnehmen, daß man nicht auf die
Gemeinden hören wolle. — Ich empfehle Ihnen aus diesen
Gründen die beantragte Einschaltung zur Annahme.

Dähler. Ein spezieller Fall veranlaßt mich, das
Wort zu ergreifen. In einer Nachbargemeinde sind vier
Wirtschaften. Nun ist letzthin ein alter Wirt zurückgetreten,

und dies veranlaßte die Gemeindebehörde, den
Versuch zu machen, die Wirtschaft zu schließen. Es gelang
aber nicht, sondern die Wirtschaft wurde unter einem
andern Besitzer wieder eröffnet. Ich frage nun, ob es

unter dem neuen Gesetze möglich gewesen wäre, die Wirtschaft

zu schließen. Ich glaube es nicht. Die Wirtschaft
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ist allerdings nicht nötig; ob sie aber dem öffentlichen
Wohl widerspricht, ist eine andere Frage. Sie sehen

hieraus, daß es absolut nötig ist, in den H 6 auch das
lokale Bedürfnis aufzunehmen, und ich möchte deshalb
den Antrag des Herrn Schwab sehr unterstützen. Die
11,000 Petenten dringen darauf, daß die Wirtschaften
vermindert werden, was nur unter Berücksichtigung des
lokalen Bedürfnisses geschehen kann, und sie werden hierauf
sehen, wenn das Gesetz vor das Volk kommt.

Heller, Berichterstatter der Kommission. Wenn Sie
den H 6 so recht zum Schicksalsartikel stempeln wollen,
so müssen Sie dem Antrag des Herrn Schwab beistimmen;

denn wenn Sie sagen, „dem lokalen Bedürfnis
und dem öffentlichen Wohle", so machen Sie allen
größern Ortschaften, wo nicht das lokale Bedürfnis für
die Errichtung einer neuen Wirtschaft spricht, wohl aber
der Verkehr, die Bewilligung einer weitern Wirtschaft
unmöglich. Ich beantrage daher, es bei der in K S

enthaltenen Bestimmung bewenden zu lassen und den
Antrag des Herrn Schwab abzulehnen. Ich sehe nicht ein,
daß man an zwei Orten von dem lokalen Bedürfnis
sprechen soll. Es ist klar, daß bei Erteilung der Patente
in gutfindender Weise auf das lokale Bedürfnis Rücksicht

genommen werden kann. Wenn Sie aber sagen, „dem
lokalen Bedürfnis und dem öffentlichen Wohle", so ist
man sehr eingeschränkt. Ich bin überzeugt, daß bei dieser
Fassung das Wirtschaftsgesetz neuerdings noch bedeutend
mehr Opponenten finden wird.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Ich glaube, man macht aus der

ganzen Sache eigentlich unnötig viel Wesens und über-
ieht sowohl von Seite der Freunde als der Gegner eines
olchen Antrages, wie Herr Schwab ihn stellt, daß es

äktisch wenig oder nichts ändert, ob Sie eine solche Ein-
«Haltung annehmen oder nicht. Die Argumentation des

Herrn Schwab, es bestehe zwischen den HZ 5 und 6 ein
Widerspruch, kann ich nicht gelten lassen. Ein Widerspruch

wäre da, wenn man in Z 3 die Begutachtung
verlangen und in H 6 sagen würde, es sei auf dieselbe
nicht Rückficht zu nehmen. Das wird aber nicht gesagt,
sondern es wird nur der einheitliche Begriff des öffentlichen

Wohles aufgestellt, zu dem gar manches gehört,
das lokale Bedürfnis und andere Dinge auch noch. Ich
lasse also nicht gelten, daß ein Widerspruch bestehe und
das lokale Bedürfnis nicht auch in Frage kommen könne.
Da man aber so stark und, wie ich mich überzeugt habe,
in ziemlich großen Kreisen darauf dringt, daß die Sache
in H K nochmals gesagt werde — es giebt viele Leute,
welche eine Sache nicht glauben, bis man es ihnen zum
zweiten mal sagt (Heiterkeit) — so möchte ich mich dem

Antrage des Herrn Schwab nicht widersetzen. Ich glaube,
in der vorgeschlagenen Form habe es nichts auf sich,

wenn man ihn annimmt. Es wird immerhin der Fall
nicht eintreten, den Herr Heller befürchtet, daß man
Wirtschaften wegdekretieren müsse, wenn sie nicht gerade dem
lokalen Bedürfnis entsprechen, wenn schon deren Existenz
in den Verkehrsverhältnissen begründet sei. Lokales
Bedürfnis und öffentliches Wohl müssen zusammentreffen,
und das letztere wird immer das Entscheidende sein, ob
Sie die Sache so oder anders machen. Wenn also eine

Wirtschaft in der Stadt dem öffentlichen Wohle nicht
zuwider ist, so wird sie fortbestehen können, auch wenn
sie eigentlich nicht gerade nötig wäre.

Um also denjenigen entgegenzukommen, welche gerne
eine Dekoration im Gesetz haben, und um der Mißdeutung
auszuweichen, als habe man den ausgesprochenen Wünschen

nicht entgegenkommen wollen, möchte ich den
Antrag des Herrn Schwab unterstützen.

A b st i m m u n g.

Für Annahme des Zusatzes Schwab 71 Stimmen.
Dagegen 41 „

Häberli (Münchenbuchsee). Ich beantrage, auf den
H 12 zurückzukommen und zwar nur in dem Sinne, um
genauer festzusetzen, in welcher Weise die 10 °/o für das
Schul- und Armenwesen verteilt werden sollen.

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
des Regierungsrats. Ich stelle den Gegenantrag.

Abstimmung.
Für Zurückkommen Minderheit.

Es folgt nun noch die

Schlußabstimmung.
Für Annahme des Gesetzes Mehrheit.

Auf Antrag des Herrn Regierungsrat v. Steiger
wird beschlossen, das eben zu Ende beratene Gesetz bei Anlaß
der Bezirksbeamtenwahlen — im Juli — der
Volksabstimmung zu unterstellen.

Atrafuachlaßgesuche.

(Siehe Nr. 14 der Beilagen zum Tagblatt «des Großen
Rates von 1894.)

Schmid (Karl). Ich ergreife das Wort in Bezug
auf das Gesuch Nr. 4 der gedruckten Vorlage. Es handelt
sich um einen Frevel, wo aber der Wert die Summe
von Fr. 30 übersteigt, so daß er als Diebstahl behandelt
werden mußte. Die Betreffenden, Feldmann und
Mithafte, sind denn auch zu zwei Monaten Korrektionshaus,
umgewandelt in 30 Tage Einzelhaft, verurteilt worden.
Auf Ersuchen aus den betreffenden Kreisen habe ich es

übernommen, Sie zu bitten, Sie möchten den Betreffen-
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den die ganze Strafe erlassen. Aus der gedruckten Vorlage

können Sie die nähern Umstände entnehmen, und
ich bemerke nur, daß der Fall Anlaß zu einer solchen
Feindschaft zwischen Kirchberg und Ersigen gegeben hat,
daß es letzthin bei einem Brandfall zu Hetzereien und
Streit kam. Ich will die Sache nicht beschönigen, und
wenn die Betreffenden rechtzeitig beim Gemeinderat von
Kirchberg sich gestellt hätten, so wäre es nicht so weit
gekommen. Die Betreffenden wurden auch mit einer ziemlich
hohen Buße belegt, und ich bin zu der Erklärung
autorisiert, daß sie damit einverstanden sind, dagegen aber
bitten, es möchten ihnen die 30 Tage Einzelhaft erlassen
werden. In der Bittschriftenkommission waren die
Ansichten geteilt; das Amtsgericht sprach die niedrigste
Strafe aus, die möglich war, und das gleiche that auch
die Polizeikammer. Ich bitte Sie daher, dem Gesuche zu
entsprechen.

U. Lkoeà«»-, àirscteur cl s la polios, rapporteur àu
Aouveruemont. àe comprenàs les metiks gui out àictê
la proposition àe N. Kcbinià; seulement, ze regrette àe
àire que le gouvernement ne peut pas ^ sousorire.
Dans tous les oas, si oette proposition cloit être laite
— st ze oomprencks qu'elle le soit — elle ne peut
pas l'être par l'autvritê pröeonsultative. Da pratique
constante àu Llranà Donseil s'^ oppose; malgré les
circonstances gui peuvent plaiàer en laveur àe l'ac-
guittement àes coupables, il est certain gu'ils ont
commis un vol, et gue ce vol àoit être puni. 8i le
Dlranà Douseiì estime gue le àelit àont ces zeuues
gens se sont renàus coupables est sulLsamment puni
par l'amenàô et les lrais gu'ils ont eu à supporter,
il l'inàiguera par son vote, mais le (Zonseil-exêcutil
ne peut pas lui rscommanàsr la proposition àe
U. Lcbmià.

Aegerter, Berichterstatter der Bittschriftenkommisston.
In der Bittschriftenkommission ist dieser Fall des langen
und breiten erörtert worden. Die Gesuchsteller holten
sich nachts — tags wäre es weniger aufgefallen — in
dem betreffenden Schachen Hurnußstecken, und es qualifiziert

sich dieses Vergehen als ein Diebstahl, was die
Leute auch wußten, sonst wären sie nicht nachts gegangen.
Stiehlt ein armer Teufel etwas, so wird er auch bestraft.
Nun sagen die Gesuchsteller allerdings, es sei ein alter
Brauch, die Hurnußstecken in dem betreffenden Schachen

zu hauen, und mit Rücksicht darauf kann ja der Große
Rat Begnadigung eintreten lassen. Die vorberatenden
Behörden jedoch fanden, sie können die völlige Begnadigung
nicht empfehlen; denn man könnte sich damit auf eine
schiefe Ebene begeben. Ich muß daher den Autrag, wie
er vorliegt, aufrecht erhalten.

A b st i m m u n g.

Für Erlaß der Korrektionshausstrafe
im Falle Nr. 4 126 Stimmen.

Dagegen 28 „
Die übrigen Strafnachlaßgesuche werden stillschweigend

nach den übereinstimmenden Anträgen der Regierung und
der Bittschriftenkommission erledigt.

il 1894.)

Das Präsidium teilt mit, daß der Anzug des

Herrn Großrat Weber (Graswyl) und Mithafte,
betreffend Ermöglichung und Bildung landwirtschaftlicher
Schiedsgerichte, wegen Erkrankung des Herrn Motions-
stellers auf eine spätere Session zurückgelegt werden müsse.

Anzug des Herrn Großrat Müller (zangeutlzal) und Mithaste

betreffend Revision der Tierschntzgesetzgebnug.

(Siehe diesen Anzug Seite 127 hievor).

Müller (Langenthal). Am 31. Januar habe ich

in Gemeinschaft mit einigen Kollegen folgende Motion
eingereicht: „Der Regierungsrat ist eingeladen, die Frage
zu untersuchen, ob nicht das Gesetz über Tierquälerei vom
2. Dezember 1844, sowie das Dekret vom 26. Juni 1857
einer Revision zu unterwerfen seien und dem Großen Rate
mit Beförderung Bericht und Antrag hierüber vorzulegen."

Die Motionssteller sind von der Ansicht ausgegangen,
daß es notwendig sei, eine Revision unserer
Tierschutzgesetzgebung vorzunehmen. Unser Gesetz, oder wie man
es nennen will — bald wird es offiziell Dekret, bald
Gesetz genannt — über Tierquälerei datiert vom Jahre
1844 und ist das erste Gesetz, das in der Schweiz über
den Schutz der Tiere erlassen wurde. Dasselbe mag für
damals genügt haben, ist aber für die heutige Zeit sehr

mangelhaft. Es ist ziemlich kurz; es enthält nur fünf
Artikel. Dem Kanton Bern sind gefolgt: Glarus 1846,
Freiburg 1852, Baselstadt, Schaffhausen und Aargau 1853,
Zürich und St. Gallen 1857, Appenzell und Zug 1863,
Thurgau 1865 rc. Im Jahre 1875, bis wohin meine

Informationen reichen, hatten alle Kantone, mit
Ausnahme von vieren, ihre gesetzlichen Vorschriften über den

Tierschutz, und jene vier sind seither nachgefolgt.
Nach Erlaß des Gesetzes von 1844 machte sich 1857

das Bedürfnis geltend, eine Ergänzung vorzunehmen,
hauptsächlich wegen des Transports von Kleinvieh, Kälbern

rc., indem verboten wurde, diese Tiere gebunden zu
transportieren. Zugleich aber enthält dieses Dekret eine
so unsinnige Bestimmung, daß es an der Zeit ist,
dasselbe abzuändern. Der Art. 3 desselben bestimmt nämlich

: „Endlich ist es auch als strafbare Tierquälerei
anzusehen, wenn Frösche, nachdem ihnen die Schenkel
abgenommen worden sind, nicht sofort getödtet werden."
Warum die Frösche nicht töten, und n achher die Schenkel
abtrennen! Wir haben es in den Tierschutzvereinen immer
so gehalten, daß wir sagten: Zuerst sind die Frösche zu
töten und erst nachher sind die Schenkel abzutrennen.

Daß schärfere Bestimmungen gegen rohe Tierquälerei
nötig sind, beweist auch der Umstand, daß die bernischen
Tierschutzvereine schon im Jahre 1885 an der kantonalen
Versammlung in Burgdorf, an welcher die Sektionen
Bern, Biel, Burgdorf, Thun und Langenthal vertreten
waren, einstimmig beschlossen haben, eine Eingabe an die

Regierung zu richten behufs Revision der Tierschutzgesetzgebung.

Am 30. November 1885 wurde diese Petition
— nebst einem Entwurf zu einem neuen Tierschutzgesetz,

ausgearbeitet von einem bewährten Tierschützler —
eingereicht; allein bis heute haben wir noch keinen Bericht
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erhalten, was damit gegangen ist. Unter der Hand hat etwas spezialisiert würden. Man hat nun allerdings den

man vernommen, daß die Regierung darauf eingetreten letztern Weg bereits im Jahre 1857 eingeschlagen. Das
ist, daß ein Bericht des Sanitätskollegiums eingeholt Dekret vom Jahre 1844 unterscheidet sich von demjenigen
wurde rc. ; aber faktisches Resultat wurde keines zu Tage vom Jahre 1857 dadurch, daß das erstere nur
Grundgefördert. Ich spreche deshalb im Namen der Vorstände sätze ausspricht. Es sagt, als Mißhandlung sei zu be-
der Tierschutzvereine des Kantons Bern, und ich glaube trachten: „Die Tötung eines Tieres auf ungewöhnliche
auch im Namen der circa 2000 Mitglieder derselben, und zugleich mehr als nötig schmerzliche Weise; die
EntWenn ich den Wunsch äußere, die Regierung möchte ziehung der einem Tiere zu seiner Existenz erforderlichen
beförderlichst ein schärferes Gesetz ausarbeiten und dem Nahrung und Pflege; jede grausame Behandlung eines
Großen Rate vorlegen. Die gegenwärtigen Strafbestim- Tieres durch Anstrengung gegen dessen Natur oder über

mungen sind nicht scharf genug; denn eine Buße von 2 seine Kräfte hinaus" rc. Im Jahre 1857 hat man sich

bis 40 Fr- ist entschieden nicht genügend. Wenn ein schon mehr in Details eingelassen, indem die damals
Tier aus Bosheit verstümmelt wird, um dem Nachar zu aufgestellten Bestimmungen handeln von der Anstrengung
schaden, wie es auf Weiden und in Ställen z. B. vor- abgematteter, schlechtgenährter Pferde, vom Transport
kommt, daß einer Kuh der Schwanz abgeschnitten oder der Kälber, Ziegen und des andern Kleinviehes, von
die Zunge herausgeschnitten wird, so wird der Betreffende den Fröschen u. s. w. Man fing also schon an, zu spe-
mit 2 oder vielleicht mit 10 Fr. Buße bestraft. Das ist zialisieren, und ich halte dafür, es ist gut, wenn man
keine Strafe. Das Gesetz ist überhaupt so lakonisch und die Materie einmal ansieht und sich die Frage stellt, ob

kurz, daß zu viel dem Ermessen des betreffenden Richters nicht alles in einem Gesetz zu vereinheitlichen sei und
anheimgestellt ist. Der eine Richter spricht nur eine ob nicht zugleich allfällig nötige Vervollständigungen anzu-
Buße von 2 oder 5 Fr. aus oder spricht den Betreffenden bringen seien. — Unvorgreiflich dem Resultat näherer
frei, während ein anderer Gerichtspräsident das gleiche Prüfung, nimmt also die Regierung die Motion an.
Vergehen mit 20 oder 30 Fr. bestraft Eine solche
Ungleichheit sollte nicht bestehen, sondern die Sache genauer Die Erheblichkeit der Motion wird stillschweigend
definiert werden. Auch über die Hundefuhrwerkerei sollten ausgesprochen.
Bestimmungen aufgestellt werden. In verschiedenen
Kantonen ist sie verboten. Sä weit möchte ich nicht gehen.

In unserem Entwurf haben wir gesagt, dieselbe solle so

normiert werden, daß nur an einen zweirädrigen Karren,
wie die Milchkarren in Bern sind, ein Hund angespannt
werden dürfe, also an Karren, wo der Mann mitziehen
muß und nicht aufsitzen und sprengen kann. In letzter (R L ^ H
Zeit haben diese Hundefuhrwerke kolossal überHand
genommen. Wir haben bei uns Dutzende solcher Fuhrwerke, betreffend

wo schwache Hunde an einen vierrädrigen Karren ange- hie Aufstellung Von Attgnementsplänen Uttd

d? »-.--»'-»ich«. »«-o ».-
etwas geht. Gemeinden.

Ich könnte Ihnen noch viele Gründe anführen, welche
für eine Revision unserer Tierschutzgesetzgebung sprechen. Zweite Beratung.
Ich glaube aber, es sei dies nicht nötig und empfehle
Ihnen die Erheblicherklärung der Motion eingedenk der ^iehe Nr. 15 der Beilagen zum Tagblatt des GroßenWorte: „Tiere schützen, hecht Menschen nützen." Rates von 1894. - Die Verhandlungen der ersten

v. Steiger, Direktor des Innern, Berichterstatter
Beratung finden sich Seite 114 ff. hievor.)

des Regierungsrats. Es ist der Direktion des Innern der
Auftrag zugewiesen worden, diese Angelegenheit zu be- Eintretensfrage,
handeln, wiewohl früher diese Fragen ins Reffort der
Polizeidirektion gefallen sind. Ich kann nun namens des Lien hard, Justizdirektor, Berichterstatter des Re-
Regierungsrates erklären, daß wir uns der Erheblichkeit gierungsrats. In der ersten Beratung ist der vorliegende
nicht widersetzen und zwar aus dem Grunde, weil die Gesetzesentwurf von Ihnen ohne Abänderung angenom-
Motion ganz allgemein gehalten ist und dem Regierungs- men worden. Ich schreibe dies hauptsächlich dem Um-
rat die Möglichkeit der Prüfung der Frage offen läßt, stände zu, daß er vorher von einer Kommission des

Infolge von Anregungen von Tierschutzvereinen ist die bernischen Ingenieur- und Architektenvereins und nachher
Frage des Erlasses eines Tierschutzgesetzes in den letzten im Schooße des Vereins selber sehr einläßlich und gründ-
Jahren bereits von verschiedenen Behörden behandelt lich vorberaten worden ist. Und im weitern schreibe ich
worden, so vom Vorstand der ökonomischen Gesellschaft diese unveränderte Annahme auch dem Umstände zu, daß
und dem Veterinärsanitätskollegium. Die ausgesprochenen der Gesetzesentwurf sich auf das absolut Notwendige
beAnsichten gehen auseinander. Die einen meinen, man schränkt. Seit der ersten Beratung sind keine Wünsche
solle nicht zu sehr spezialisieren, sich mit den im Jahre eingelangt, höchstens Wünsche in der Richtung, es möchte
1844 ausgesprochenen Grundsätzen begnügen und im ein- der Erlaß dieses Gesetzes so viel als möglich beschleunigt
zelnen Falle es dem Richter überlassen, ob die eingeklagte werden, aber keine Wünsche, welche den Inhalt oder die

Handlung sich als Tierquälerei qualifiziere, während Fassung der Vorlage betreffen. Ich habe deshalb auch
andere glauben, es wäre gut, wenn die Vorschriften keine Veranlassung, mich bei der Eintretensfrage noch
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einmal des langen und breiten über Zweck und Inhalt Es folgt noch die
des Entwurfes zu verbreiten. — Ich beantrage Ihnen
Eintreten auf die zweite Beratung. Schlußabstimmung.

Das Eintreten wird stillschweigend beschlossen. Für Annahme des Gesetzes Mehrheit.

Meier (Viel), Berichterstatter der Kommission. Da
seit der ersten Beratung weder bei der Regierung, noch
bei der Kommission Abänderungsanträge einlangten und
da sich in der ersten Beratung auch aus dem Schooße
des Großen Rates keine Opposition geltend machte, auch
inzwischen von der Regierung und der Kommission keine

Abänderungen vorgenommen wurden, so möchte ich den

Antrag stellen, der Kürze halber das Gesetz in Alobo zu
behandeln, immerhin in dem Sinne, daß es jedem Mitglied

unbenommen sein soll, auf diesen oder jenen Artikel
einzutreten und Abänderungen zu beantragen.

Einverstanden.

Lienhard, Justizdirektor, Berichterstatter des

Regierungsrats. Die Regierung und, mit ihr übereinstimmend,

die Kommission schlagen Ihnen nur ganz wenige
Abänderungen vor und zwar nur solche formeller Natur,
nicht solche, die den Inhalt des Gesetzes betreffen. So
finden Sie bei Z 8 eine kleine, rein redaktionelle Aenderung.

Ich bin ferner von einem Mitgliede des Großen
Rates darauf aufmerksam gemacht worden, daß auch das
kantonale Expropriationsgesetz der Revision und der
Weiterentwicklung bedürftig sei, und daß es daher geraten wäre,
in H 11 nicht vom Expropriationsgesetz vom 3. September
1868 zu sprechen, sondern schlechthin von der kantonalen
Expropriationsgesetzgebung, damit im Falle einer Aenderung

des Expropriationsgesetzes die neuen Bestimmungen
hier inbegriffen wären. In Z 13 ist in den Ziffern 1

und 3 das nämliche zweimal gesagt, und es ist nun zur
Vereinfachung an die Stelle der beiden gleichlautenden
Sätze eine einheitliche Bestimmung getreten.

Andere Aenderungen haben wir Ihnen nicht
vorzuschlagen. Ich bin selbstverständlich gerne bereit,
wenn aus der Mitte des Großen Rates noch über diesen
oder jenen Punkt Auskunft gewünscht werden sollte oder
wenn Anträge gestellt werden sollten, nach jeder Richtung
Auskunft zu geben.

Meier (Viel), Berichterstatter der Kommission. Die
Kommission ist mit den Abänderungsanträgen der
Regierung einverstanden.

Der Große Rat stimmt den beantragten Abänderungen

stillschweigend zu.

Auf Antrag des Präsidiums soll das eben zu
Ende beratene Gesetz gleichzeitig mit dem Wirtschaftsgesetz
dem Volke zur Annahme oder Verwerfung vorgelegt werden.

Naturalisationen.

Bei 95 gültigen Stimmen und einer V»°Mehrheit
von 64 Stimmen werden gemäß übereinstimmenden
Anträgen der Regierung und der Bittschriftenkommisfion in
das bernische Landrecht aufgenommen, in dem Sinne
jedoch, daß die Naturalisation erst mit der Zustellung
der Naturalisationsurkunde in Wirksamkeit tritt:

1. Charles Emil Emonot von Seloncourt, Frankreich,

Uhrenfabrikant, geb. 1852, wohnhaft zu Sorvilier,
seit 1871 im Kanton Bern, verheiratet mit Alvina Leonore
Friez, Vater dreier minderjähriger Kinder, mit zugesichertem
Ortsburgerrecht der Burgergemeinde Sorvilier — mit
91 Stimmen.

2. Francois Canto ne, genannt Canton, von Bor-
gosesia, Provinz Novara, Italien, geb. 1842, Hutmacher
in St. Immer, seit seiner Jugend daselbst wohnhaft,
verheiratet in zweiter Ehe mit Karoline Großenbacher,
Vater von vier minderjährigen Kindern, mit zugesichertem
Ortsburgerrecht der Burgergemeinde St. Immer — mit
91 Stimmen.

3. Valàre Berth et von Conflans in Hochsavoyen,
Frankreich, geb. 1860, ledig, Handelsgehülfe in Vieques,
seit seiner Geburt daselbst wohnhaft, mit zugesichertem
Ortsburgerrecht der Burqerqemeinde Löwenburq — mit
90 Stimmen.

Präsident. Damit sind die Traktanden erledigt.
Da wir die Genehmigung des Protokolls der
heutigen Sitzung nicht Wohl der neuen Behörde
überlassen können, so möchte ich den Herrn Staatsschreiber
ersuchen, das Protokoll zu verlesen, damit wir dasselbe
noch genehmigen können.

Das Protokoll der Sitzung wird verlesen und
genehmigt.



(19. AP

Präsident. Am Schlüsse der gegenwärtigen Session
und unserer Amtsperiode angelangt, erlauben Sie mir
nur noch, Ihnen den herzlichsten Dank auszusprechen für
die Freundlichkeit und das Wohlwollen, mit dem Sie
meiner einjährigen Amtsführung entgegengekommen sind.
Sie mögen die beste Genugthuung für Ihre Thätigkeit
darin finden, daß wir hervorheben dürfen, daß kein
einziges Geschäft mehr vorliegt, das aus irgendwelchen
Bequemlichkeitsgründen verschoben worden wäre. Die
„Großratsdrucke" ist heute nicht einmal auf dem Tische
erschienen, der beste Beweis, daß sie leer ist (Heiterkeit),
und es gebührt Ihnen der beste Dank, daß Sie so tapfer
aushielten; denn ohne Ihre fleißige Arbeit und Ihre
Ausdauer wäre es nicht möglich gewesen, so erfolgreich zu
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arbeiten. — Damit erkläre ich die gegenwärtige Session
als geschlossen.

Schluß der Sitzung und der Session

um 11 Uhr.

Der Redacteur:
Rà Lchwar?.
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